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probationswesen. Das Symposium zum Stellenwert 
und Standort des ÖGD belegte die Verantwortung 
als fachliche Leitstelle für den ÖGD in Baden-Würt-
temberg. Der abschließende Tag der Offenen Tür 
erlaubte interessante Einblicke in das fachliche In-
nenleben nicht nur für die Bevölkerung rund um das 
in Hauptbahnhofsnähe gelegene Dienstgebäude. Es 
bot auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
anderen Abteilungen des RPS thematische Anknüp-
fungspunkte. Erfreulich ist, wie sich RPS-intern die 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Johannes Schmalzl
Regierungspräsident

Mit dem vorliegenden Jahresbericht stellt das Lan-
desgesundheitsamt Baden-Württemberg (LGA) sei-
ne Arbeit als fachliche Leitstelle für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD) in Baden-Württemberg 
der Öffentlichkeit vor. Als Fachabteilung ist es seit 
über sieben Jahren im Regierungspräsidium Stutt-
gart (RPS) angesiedelt und nimmt seine Aufgaben 
überwiegend landesweit wahr.

In der Gesundheitslandschaft Baden-Württemberg 
ist das LGA kompetenter und interessensneutraler 
Ansprechpartner für gesundheitliche Belange im In-
fektions- und umweltbezogenen Gesundheitsschutz, 
ebenso in der gesundheitlichen Prävention und Ge-
sundheitsförderung. Fachliche Schnittstellen beste-
hen zu den Ressorts Soziales, Umwelt, Kultus und 
ländlicher Raum. 

2011 war für das LGA ein besonderes Jahr! Anfang 
Juli feierte das LGA sein 20-jähriges Bestehen. Die 
einzelnen Festveranstaltungen bildeten das Spek-
trum der Arbeit gut ab: Die Fortbildungsveranstaltung 
für Mediziner betonte die fachliche Nähe zur Ärzte-
schaft und bewies einmal mehr den Akademie-ähn-
lichen Aus-, Fort- und Weiterbildungsstandard für in 
den Bereichen Hygiene sowie ÖGD, Landesarzt für 
behinderte Menschen, Arbeitsmedizin und Frühför-
derung Tätige. Die LGA-interne Feierstunde richtete 
den Blick auf die Aufgabenvielfalt im eigenen Haus 
und das Zusammenspiel von ÖGD, Staatlichem Ge-
werbearzt, Landesarzt für behinderte Menschen und 
Landesprüfungsamt für Medizin und Pharmazie, Ap-

Schnittmengen zu den anderen Abteilungen stetig 
vermehren.

Die laufende Aufgabenkritik und das Besinnen auf 
die Kernaufgaben bilden zusammen mit der Selbst-

solides Fundament für fachliche und wissenschafts-
nahe Kooperationen mit anderen Einrichtungen im 
Land, im Bund und im europäischen Kontext.

Markenzeichen des LGA sind seine medizinischen, 
natur-, gesundheits- und sozialwissenschaftlichen 
Kernkompetenzen ebenso wie das Verständnis von 
Gesundheit als Zusammenwirken von körperlichem, 

-
bild des RPS „Wir sorgen für optimale Entwicklung 

-
tieren die Entscheidungsträger in Politik und Verwal-
tung ebenso wie die Akteure vor Ort, insbesondere 
die Gesundheitsämter in den Stadt- und Landkreisen.

Mein herzlicher Dank gilt allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern und ihrem Abteilungspräsidenten, 
Herrn Prof. Dr. Schmolz, für die bewährt gute Arbeit. 
Ich wünsche allen weiterhin vielfältige Impulse und 
Unterstützung, damit Motivation und Engagement 
erhalten bleiben und gefördert werden.

Gesundheit ist ein wertvolles und schützenswertes 
Gut, das nicht nur in der Bevölkerung und Politik ei-
nen hohen Stellenwert hat, sondern auch hohe Er-
wartungen an die öffentliche Verwaltung in ihrer Zu-
ständigkeit für gesundheitliche Belange knüpft.
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Der Wert von Jahresberichten wurde kürzlich im 
Wirtschaftsteil einer großen Tageszeitung wieder 
einmal in Frage gestellt: Positive Selbstdarstellung 
oder Nutzen für den Leser? Wir haben uns, wie in 
den Vorjahren, alle Mühe gegeben, die eigenen Tä-
tigkeitsschwerpunkte sachlich und wissenschaftlich 
nachprüfbar darzustellen. Unter dem Gesichtspunkt 
der Bedeutung über den Tag hinaus sollten die fol-
genden Arbeitsergebnisse besonders interessieren:

die Gesundheit insbesondere sozial Benachteiligter 
eine große Rolle; diese sind mehr noch als Gesun-
de auf ein gesundes Wohnumfeld angewiesen. Das 
beim Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
(LGA) angesiedelte WHO Collaborating Centre für 
Wohnen und Gesundheit setzt sich intensiv mit den 
Folgen des Klimawandels und den notwendigen 
Anpassungsstrategien für Gebäude auseinander. 
Hierzu ist eine Checkliste in Vorbereitung, die auf 
eigenen Ergebnissen und Literaturrecherchen ba-
siert.

-
heitszielen für Baden-Württemberg gehört „Diabetes 
mellitus Typ 2: Risiko senken und Folgen reduzie-
ren“. Die Gesundheitspolitik der neuen Landesregie-
rung verfolgt den Ansatz weiter, lebensstil assoziierte 
Erkrankungen in den Fokus präventiver Strategien 
zu stellen. Nach Erarbeitung geeigneter Indikatoren, 
mit denen die Wirkung verbesserter Früherkennung 
und Versorgung abgebildet werden kann, soll das 
Thema schwerpunktmäßig in den Kommunalen 
Gesundheitskonferenzen bearbeitet werden.

das Betriebliche Gesundheitsmanagement in der 
eigenen Verwaltung stärken. Die Evaluation der 

-
tenter Erreger von Krankenhausinfektionen und 

die Todesfälle der letzten Zeit auf Frühgeborenen-
Stationen haben der Krankenhaushygiene hoffent-
lich zum entscheidenden Durchbruch verholfen. 
Rechtsverordnungen der Länder sollen entspre-
chende Änderungen des Infektionsschutzgesetzes 
umsetzen. Können die Überwachungsbehörden, 
also die Gesundheitsämter, mit dem damit verbun-
denen Quantensprung des Hygienemanagements 
Schritt halten? Das LGA hat im abgelaufenen Jahr 
auf der Grundlage der Empfehlungen der Bundes-
ärztekammer und der Fachgesellschaften einen aus 
acht Modulen bestehenden Kurs „Krankenhaushy-
giene“ konzipiert, der auf die besonderen Bedürf-
nisse des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) 
zugeschnitten ist. Die Gesundheitsämter erwerben 
damit ein Fachwissen, das inhaltlich der Fortbildung 
zum Krankenhaushygieniker enspricht.

Gesundheit seiner Bürger wird künftig weit mehr 
als bisher vom Dialog bestimmt sein. Dazu sollen 
den Bürgerinnen und Bürgern aufbereitete Daten 
an die Hand gegeben werden, mit denen sie das 
Auftreten bestimmter Krankheiten und die medi-
zinische Versorgungslage in seiner Region, mög-
lichst sogar in seiner Gemeinde, beurteilen kön-
nen. Grundlage wird ein interaktiver Gesundheits-
atlas sein, der seit vergangenem Jahr beim LGA 
für Baden-Württemberg aufgebaut wird.

-
fehle ich den zusammenfassenden Bericht, den 
Herr Kollege Prof. Dr. Wildner vom Bayerischen 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit (LGL) über das wissenschaftliche Sym-
posium anläßlich unseres 20-jährigen Bestehens 
verfasst hat. Darin kommt sehr gut unser Bemühen 
zum Ausdruck, einige grundsätzliche Probleme des 

vielleicht etwas zu kurz gekommen sind: Die ethi-
sche Verantwortung des ÖGD, seine Kosten-Nut-
zen-Effektivität, sein Beitrag zur Qualität der me-
dizinischen Versorgung, das Verhältnis zu Public 
Health und die Übertragbarkeit des ‚Chief Medical 

-
sundheitssystem.
Ich danke allen Angehörigen des LGA sehr herzlich 

für ihr besonderes Engagement. Ohne dieses wäre 
es nicht möglich, angesichts einer seit fast zehn Jah-
ren dramatisch zurückgehenden Mitarbeiterzahl im 
Konzert vergleichbarer Einrichtungen auf Bundes-
ebene mitzuhalten.

Prof. Dr. Günter Schmolz
Präsident der Abteilung Landesgesundheitsamt



Einblicke in die Arbeit – 
kurz zusammengefasst

Vier Präsidenten haben das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg in den letzten Jahren  
geprägt (von links): Dr. Jürgen Wuthe (2002-2005), Prof. Dr. Walter Steuer (1991-1992),  

Prof. Dr. Günter Schmolz (seit 2005), Prof. Dr. Volker Hingst (1992-2002)
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Einblicke in die Arbeit – kurz zusammengefasst8

Am 01.07.2011 jährte sich die Gründung des Landes-
gesundheitsamtes Baden-Württemberg (LGA) zum 
20. Mal. Bundesweit war die Einrichtung damals die 
erste dieser Art; weitere sind gefolgt. Das Jubiläum 
gab auch Anlass, auf die Geschichte des LGA und 
die Anfänge des öffentlichen Gesundheitswesens in 
Baden-Württemberg zurückzublicken. 

Mit Wirkung vom 01.07.1991 wurde das LGA aus 
seiner Vorgängerinstitution heraus neu gegründet und 
damit die Empfehlung einer 1998/99 von der dama-

zinalordnungen zusammengefasst und eine seuchen-
polizeiliche Dienststelle eingesetzt. Diese ist später 
in die „Sanitätsdeputation“ umbenannt worden. Auf 
Anordnung von König Friedrich wurde schließlich das 
„Königliche Medizinaldepartement“ gegründet. Ihm 

-
ge öffentlich angestellten Haupt- und Hilfspersonen, 
über alle öffentlichen Krankenanstalten sowie über 
die Verhütung von Seuchen. 1818 gründete König 
Wilhelm das „Medizinalkollegium“, dessen Befugnisse 

Vom „Medizinischen Landesuntersuchungsamt mit Desinfektoren-
schule“ zum Landesgesundheitsamt
20
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ligen Sozialministerin Barbara Schäfer eingesetzten 
großen Kommission umgesetzt. Deren Ziel war es, 
„Zukunftsperspektiven des ÖGD – Aufgaben, Orga-
nisation, Ausstattung“ zu erarbeiten und darin die 
Einrichtung einer Landesanstalt für den ÖGD als wis-
senschaftliche und konzeptionelle Unterstützungsein-
heit zu schaffen. Die fachlichen Aufgaben wurden im 
„Aufgaben- und Organisationsstatut“ vom 15.06.1991 
(GABl. 1991, S. 730) festgeschrieben:
(1) Errichtung des LGA Baden-Württemberg als eine 

dem Sozialministerium unmittelbar nachgeord-
nete, nichtrechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts

(2) Aufgaben
- fachliche Leitstelle für den ÖGD auf den Gebie-

ten der Umwelthygiene, Hygiene, Gesundheits-
förderung und gesundheitlichen Prävention, Epi-
demiologie und Gesundheitsberichterstattung 
sowie für die Gewerbeaufsichtsverwaltungen 
auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin

- Medizinaluntersuchungsamt
- Staatlicher Gewerberarzt
- Landesarzt für Behinderte

Die Aufgaben sind bis heute weitgehend erhalten 
geblieben.

Geschichte pur: Die Anfänge des öffent lichen 
Gesundheitswesens in Württemberg1)

In Württemberg hat das öffentliche Gesundheits-

ein Hinweis von Herzog Christoph in der großen Kir-
chenordnung von Altwürttemberg. Später, 1720 und 
nochmals 1755, wurden die hochfürstlichen Bestim-
mungen für Ärzte, Wundärzte und Hebammen in Medi-

mit der königlichen Verordnung durch König Karl von 
Württemberg in einem Edikt festgeschrieben wurden. 
Schon damals hatte die Einrichtung eine beratende 
und in der Regel nicht vollziehende Funktion. Als sich 
nach Entdeckung der Tuberkelbakterien, der Cholera 
und des Milzbrandes die Erkenntnisse über bakteri-
ologische Infektionskrankheiten rasant entwickelten, 

entsprechendes Labor in Stuttgart einzurichten. Die-
ses wurde in einem Raum der Prosektur des frühe-
ren Katharinenhospitals aufgebaut und später in den 
Räumen der Landeshebammenschule untergebracht. 

gegründet, um ein chemisches Labor erweitert und 
zum „Hygienischen Laboratorium des Königlichen 
Medizinalkollegiums“ bestimmt. 

1910 ist die Azenbergstr. in Stuttgart-Nord erstmals 
als Standort erwähnt.

Das „MLUA“ als Vorgängerinstitution 

1919 wurde das bisherige Medizinalkollegium in 
§ 2 der Verordnung des Staatsministeriums vom 
17.12.1919 im Rahmen einer Neuordnung des Ge-
sundheitswesens im Geschäftskreis der inneren Ver-
waltung zum „Medizinischen Landesuntersuchungs-
amt (MLUA) mit Desinfektorenschule“ umbenannt und 
dem Ministerium des Inneren unmittelbar unterstellt. 
Der Reigen der Leitungen mit Ministerialrat Ernst von 
Scheurlen (1898-1931), Ministerialdirigent Dr. Hans 
Mayser (1931-1945), Oberregierungsmedizinaldirek-
tor Dr. Arthur Unger (1945-1950 und 1957-1968), Prof. 
Dr. Paul Georg Lutz (1950-1952), Obermedizinalrätin 
Dr. Elisabeth Haug (komm. 1951-1957) beendete Prof. 
Dr. Walter Steuer (1968-1991). Er vollzog auch den 
Übergang vom damaligen MLUA zum heutigen LGA, 
das er in dessen Anfangszeit noch bis 1992 leitete.

1) Anm.: Bei der Zusammenfassung der historischen Entwicklung des LGA sind Teile aus dem Beitrag „Vom Hygienelabor zum 
LGA“ von Prof. Dr. Steuer im LGA-Dokumentationsband „100 Jahre aktiv für Gesundheit“ entnommen.
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Räumlich wurde durch die Aufgabenzuwächse 
1971 der Ausbau des Dachgeschosses Azenberg-
str. 16 erforderlich. 1978 erfolgte der Umzug in die 
Wiederholdstr. 15.

Dienstgebäude Wiederholdstr. 14

Später kam das Gebäude Hoppenlaustr. 7 hinzu. 
Erst nach der LGA-Gründung 1991 konnte die Uh-
landstr. 14 für die Arbeitsmedizin und die Staatlichen 
Gewerbeärzte bezogen werden. Damit verfügte das 
dezentral untergebrachte LGA über sieben Dienst-
stellen in Stuttgart.

Wichtige Meilensteine auf dem Weg zum  
heutigen LGA

12.12.1994: Institutionalisierung des LGA als Lan-
desoberbehörde im Geschäftsbereich des dama-
ligen Sozialministeriums durch das Gesetz über 
den Öffentlichen Gesundheitsdienst
1996/97: Konzentration der Laboruntersuchungen 
auf gesundheitspolitsch wichtige Kernbereiche und 
gleichzeitige Anpassung der Aufbau- und Ablaufor-

-
richtung eines zentralen Laborbereichs (ZLB) und 
Neustrukturierung der Abteilungen 1 und 2
01.01.1998: LGA-Umwandlung in einen Landesbe-
trieb nach § 26 LHO („Route 26“); Produktivsetzung 
der Finanzbuchhaltung in der Software SAP R/3
02/1998: Verabschiedung der LGA-Leitlinien „Ge-
sund leben und arbeiten in Baden-Württemberg“. 
Übergeordnetes Ziel ist das Engagement für die 
Gesundheit der Bürger – bürgerfreundlich, kun-
denorientiert und verbraucherbezogen.
03.03.1998: Festveranstaltung „100 Jahre aktiv für 
Gesundheit – vom Hygienischen Laboratorium des 
Königlichen Medizialkollegiums zum LGA“ im Haus 
der Wirtschaft, Stuttgart
14.04.1999: Akkreditierung der Labore Lebensmit-
tel- und Wasserhygiene nach DIN EN 45001

1999: Entwicklung und Einführung des LGA-Logos

01.01.2000: Übertragung der Zuständigkeit der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung auf das Che-
mische und Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) 
Stuttgart im Zusammenhang mit der Neuordnung 
der Zuständigkeiten der Ministerien vom 07.12.1998
18.09.2000: Start der Internetauftritte 
- www.gesundheitsamt-bw.de („ÖGD-Homepage“)
- www.landesgesundheitsamt.de („LGA-Home-

page“)
2001: Startschuss der Umsetzungsphase des Lan-
desprojekts NSI (Neue Steuerungsinstrumente); 
Einführung Kosten-Leistungsrechnung, Controlling, 
Balanced Scorecard (in Pilotfunktion)
26.06.2001: Festveranstaltung und Tag der offenen 
Tür „10 Jahre LGA – 10 Jahre Dienstleistungen für 
mehr Gesundheit in Baden-Württemberg“
23.10.2001: Ministerratsbeschluss zur Anti-Terror-
Bekämpfung; Aufbau des Kompetenzzentrums 
Gesundheitssschutz (Beratung der politischen 
Entscheidungsträger und Gesundheitsbehörden 
im Zusammenhang mit bioterroristischen Bedro-
hungen, beim Auftreten hochansteckender lebens-
bedrohlicher Krankheiten und bei Großschadens-
ereignissen/Katastrophenfällen) 
14.02.2004: Aufgabe des ZLB und Eingliederung 
der Labore in die Abteilungen 1 und 2
2002: Ernennung des LGA als Konsiliarlabor Q-
Fieber durch das Robert Koch-Institut
29.06.2004: Akkreditierung des gesamten Labor-
bereichs nach DIN EN ISO/IEC 17025
12/2004: Übergabe des Abschlussberichts „10 Jah-
re Gesundheitsdienstgesetz Baden-Württemberg: 
ÖGD – Zwischenbilanz und Ausblick“ der AG ÖGDG 
an das damalige Sozialministerium
01.01.2005: Eingliederung des LGA als Abteilung 9 
mit Vor-Ort-Funktion (d. h. landesweiter Zuständig-
keit) in das Regierungspräsidium Stuttgart 
29.12.2006: Ernennung des LGA als “WHO Colla-
borating Centre for Housing and Health” durch die 
WHO
06/2007: Umzug des LGA in die zentrale Dienst-
stelle Nordbahnhofstr. 135, Stuttgart
01.11.2007: Eingliederung des Landesprüfungs-
amtes für Medizin und Pharmazie, Approbations-
wesen als Referat 97 in die Abteilung 9/Landesge-
sundheitsamt
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Der 20. Jahrestag der Gründung des Landesgesund-
heitsamts Baden-Württemberg (LGA) war Ende Juni 
2011 Anlass, das Jubiläum festlich zu begehen und 
dazu Mitarbeiter, Ehemalige und Gäste einzuladen. 

Standortbestimmung und Anlass zum Feiern
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Letztere kamen aus allen Bereichen der Gesundheits-
verwaltung, von Hochschulen und Universitäten, mit 
denen das LGA seit vielen Jahren kooperiert, von 
Krankenkassen, Krankenhäusern und Kommunen. 
Themen des zweieinhalbtägigen Veranstaltungsrei-
gens waren eine Fortbildung für die Ärzteschaft zu 
Themen aus der LGA-Arbeit, ein Rückblick im en-
geren Kreis auf Erreichtes und Nicht-Erreichtes mit 
anschließender Hofhocketse, ein wissenschaftliches 
Symposium zur Standortbestimmung des ÖGD und 
abschließend ein Tag der offenen Tür für die Nach-
barschaft, Mitarbeiter des Regierungspräsidiums 
Stuttgart und deren Angehörige.

„Neues aus Hygiene und Infektiologie – für 
die Praxis aufbereitet“ – Fortbildungsveran-
staltung für Ärzte am 29.06.2011 in Koopera-
tion mit der Ärzteschaft Stuttgart

Den Auftakt des Jubiläums bildete eine Fortbildungs-
veranstaltung für die Ärzteschaft in Stuttgart und der 
umliegenden Kreise. 

Anmeldemanagement – das LGA ist mit  
seinem Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebot  

gut aufgestellt

Es lag nahe, aus der Vielzahl der Aufgaben des 
LGA Themen anzubieten, die der Ärzteschaft erfah-
rungsgemäß „auf den Nägeln brennen“ – in der Hoff-
nung, die vorgetragenen aktuellen Erkenntnisse zur 
Epidemiologie, Diagnostik und Bekämpfung der Tu-
berkulose und der Norovirus-Infektionen direkt in die 
praktische Tätigkeit umsetzen zu können. Im Vortrag 
zur Praxishygiene wurden Probleme des Praxisall-
tags behandelt und Raum für Nachfragen gegeben.

Grußwort von Dr. Markus Klett,  
Vorsitzender der Ärzteschaft Stuttgart

Im Anschluss waren die Gäste zu einem Glas 
Wein oder zu alkoholfreien Getränken eingeladen, 
um den Abend in persönlichen Gesprächen ausklin-
gen zu lassen. Die Fachleute des LGA standen für 
alle Fragen, die Aufgabengebiete des LGA und des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) betreffend, 
zur Verfügung.

Gemütlicher Ausklang des Abends

Pressegespräch anlässlich der Veröffent-
lichung des Jahresberichts 2010 am 
30.06.2011 im LGA

Die gemeinsame Presseerklärung des Ministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-
nioren (SM) und des Regierungspräsidiums Stuttgart 
(RPS) zog eine Bilanz der Funktion und Arbeit des 
LGA und warf einen Blick in die Zukunft auf die sich 
wandelnden Anforderungen an den ÖGD. Bei der ge-
meinsamen Vorstellung des Jahresberichts 2010 wur-
de erstmals der Gesundheitsatlas Baden-Württemberg 
der Öffentlichkeit präsentiert. Für Jürgen Lämmle, 
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Ministerialdirektor im SM, ist er „eine interaktive auf 
Baden-Württemberg bezogene Datenquelle, die der 
Bevölkerung und den politischen Entscheidungsträ-
gern eine Informationsplattform an die Hand gibt. 
Dort kann man künftig aktuellste Zahlen zu wichtigen 
Gesundheitsthemen aufrufen, beispielsweise Daten 
zum Auftreten von Krankheiten, zur Ärztedichte oder 
zur Lebenserwartung. Die Plattform soll den Dialog 
zwischen Bürger und Politik über den Gesundheits-
standort Baden-Württemberg ermöglichen und den 
Kommunen eine Gesundheitsplanung erleichtern.“

„Mit dem neuen Online-Angebot setzt das LGA er-
neut beispielhaft Akzente für einen modernen, zu-
kunftsorientierten Öffentlichen Gesundheitsdienst“, 
fasste Regierungspräsident Johannes Schmalzl die 
landesweiten Aufgaben des LGA in seiner Behörde 
zusammen und fügte hinzu, „damit bewährt sich das 
LGA als ein wichtiges Brückenglied bei der Umset-
zung gesundheitspolitischer Ziele des Landes und 
kommunaler Erfordernisse rund um Gesundheit in 
den Land- und Stadtkreisen.“

Als fachliche Leitstelle für den ÖGD hat das LGA 
mit seinen 180 Beschäftigten nach den Worten von 
Prof. Dr. Günter Schmolz, Präsident der Abteilung 
Landesgesundheitsamt im RPS, eine wichtige vorbe-
reitende und unterstützende Funktion insbesondere 
für die Gesundheitsämter.

Regierungspräsident Johannes Schmalzl, Ministe-
rialdirektor Jürgen Lämmle, Abteilungspräsident 

Prof. Dr. Günter Schmolz (von links)

„Das einzig Beständige ist der Wandel – das 
LGA im Fahrwasser der Zeit“ – Präsentation 
der Arbeitsfelder des LGA am 30.06.2011 für 
Aktive und Ehemalige mit anschließendem 
„Fest drinnen und draußen“

Mit der Weiterentwicklung des traditionsreichen 
MLUA zum LGA verband die Politik die Hoffnung, 
ein Instrument an die Hand zu bekommen, mit dem 
sich die anstehenden Fragen der öffentlichen Ge-
sundheit leichter und besser lösen ließen. Zugleich 

sollte die neu geschaffene fachliche Leitstelle auf 
konzeptionellem Gebiet und bei beratender Unter-
stützung hohen fachlichen Ansprüchen genügen. Mit 
der Zuweisung von Aufgaben auf den Gebieten Um-
welthygiene, Gesundheitsförderung und gesundheit-
liche Präven tion, Epidemiologie und Gesundheitsbe-
richterstattung wurden Themen aufgegriffen, die bis 
heute aktuell sind. Neu hinzu kamen damals auch 
„Der Staatliche Gewerbearzt“ und der „Landesarzt 
für Behinderte“ und seit November 2007 das „Lan-
desprüfungsamt für Medizin und Pharmazie, Appro-
bationswesen“.

Die „Altpräsidenten“  als Zeitzeugen sich  
wandelnder Anforderungen an das LGA

Die Nachmittagsveranstaltung zusammen mit den 
drei „Altpräsidenten“ des LGA, den Aktiven und den 
Pensionären, Ruheständlern sowie beurlaubten bzw. 
freigestellten Mitarbeitern bot die Gelegenheit, auf die 
vergangenen Jahre und die bisweilen stürmischen 
Zeiten mit Verwaltungsreformen, Personalabbau und 
neuen Aufgaben mit einer gewissen Gelassenheit zu-
rückzuschauen, sich an den Erfolgen zu erfreuen, aus 
gemachten Fehlern zu lernen und deutlich sichtbar zu 
machen, worin die Stärken des heutigen LGA liegen.

Referatsleiter Gerhard Schüßler stellt die Aufgaben 
des Referats „Landesprüfungsamt für Medizin und 

Pharmazie, Approbationswesen“  vor
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Rollenwechsel:  die anderen Referatsleiter als  
Zuhörende (von links:  Kurt Geibel, Dr. Doris Reick, 

Dr. Peter-Michael Bittighofer, Dr. Birgit Berg,  
Dr. Günter Pfaff)

Abgerundet wurde die LGA-interne Veranstaltung 
mit einer Hocketse in den Räumen und im Hof des 
Dienstgebäudes Nordbahnhofstr. 135. Die Begeg-
nungen waren vom freudigen Wiedersehen der aktiven 
und ehemaligen Mitarbeiter und kollegialen Austausch 
geprägt und stärkten das vorhandene Wir-Gefühl.

Hofnutzung einmal anders – es gab vieles zu  
erzählen und zu feiern

„Der ÖGD zwischen heute und morgen“ –  
wissenschaftliches Symposium am 01.07.2011

Das wissenschaftliche Symposium sollte mehr sein 
als eine Standortbestimmung. Es ging um grundsätz-
liche Betrachtungen des ÖGD aus Sicht der Ethik, 
der Versorgungsforschung und der Gesundheits-
ökonomie, aber auch um neue Handlungsfelder. Da 
erfahrungsgemäß bei Letzterem überwiegend fremd-, 
d. h. politikbestimmt, erhoffte sich das LGA Hinweise 
auf neue Handlungsfelder, die dem ÖGD in Wahr-
nehmung seiner „Radarfunktion“ aufgefallen sind, 
und denen er sich nach einer Ressourcenallokation 
auch gerne widmen würde. Insgesamt sollte deutlich 
werden, dass der ÖGD unverzichtbar ist – nicht nur 
zur Abwehr von Seuchen. 

Abteilungspräsident Prof. Dr. Schmolz  
begrüßt die Gäste

„Wer wir sind und was wir tun – Tag der  
offenen Tür“ am 01.07.2011

Mit verschiedenen Aktionsecken, Kleinausstellun-
gen und Kurzvorträgen gelang es dem LGA, seine 
Arbeit den Bürgern, Institutionen und Betrieben in der 
Nachbarschaft Nordbahnhofstr., aber auch den Mitar-
beitern der anderen Standorte des RPS und den An-
gehörigen der LGA-Mitarbeiter informativ, anschaulich 
und kurzweilig näherzubringen. Einige der Themen:

-
krankheiten

scher Felder

Informationsstand zur Welt der Schimmelpilze und 
Ausstellung über Zecken als Überträger von FSME 

und Borreliose
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst zwischen heute und morgen

Zusammenfassung des wissenschaftlichen Sympo-
siums anlässlich des 20-�ährigen Bestehens des Lan-
desgesundheitsamtes Baden-Württemberg (LGA). 
Dem Autoren, Prof. Dr. Manfred Wildner vom Baye-
rischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmit-
telsicherheit (LGL), Abteilung Gesundheit, ein herz-

im Netz verfügbare Gesundheitsatlas für das Land 
Baden-Württemberg ist dafür ein weiterer Beleg.

Prof. Dr. Reinhard Burger, Präsident des Robert 
Koch-Instituts in Berlin, überbrachte die Glückwün-
sche der Bundesebene und bekräftigt die gute, ar-
beitsteilige Kooperation auf Bund-Länder-Ebene. Aus 
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liches Dankeschön.

20 LGA – ein würdiger Anlass zur Feier. Die schö-
ne und ehrenvolle Aufgabe einer Zusammenfassung 
der Beiträge zu diesem Symposium weckt Anklänge 
an ein anderes schönes Produkt des „Ländles“: das 
der Spätlese-Weine. So wie bei einer Spätlese die 
Beeren noch etwas länger in der Sonne reifen dür-
fen, um dann, fast schon zum Abschluss der Saison, 
gesammelt und mit besonderer Sorgfalt gekeltert zu 
werden, so will auch diese Zusammenfassung die Leit-
gedanken und Kernbotschaften der vorangehenden 
Beiträge zusammenfassen und zum nochmaligen 
stillen Verkosten einladen.

Auch wenn es nicht üblich ist, Grußworte in die 
Zusammenfassung eines wissenschaftlichen Sym-
posiums aufzunehmen, waren die Grußworte dieses 
Symposiums doch inhaltlich so gehaltvoll, dass eine 
Mitbetrachtung nahe liegt. 

Prof. Dr. Günter Schmolz hat in seiner Begrüßung 
ganz besonders die immateriellen Vermögenswerte 
des LGA in den Vordergrund gestellt: die – wohlver-
standenen – Kundenbeziehungen, die ausgebauten 
Technologien und Softwareprodukte und auch die an-
deren verschiedenen Leistungsangebote des LGA. 
Vor allem aber die Mitarbeiter dieser Behörde, welche 
den größten Besitz und die höchste Wertschöpfung 
des Amtes darstellen bzw. vermitteln. Nur mit ihrer 
großen Expertise und Einsatzbereitschaft konnten die 
mannigfaltigen Herausforderungen dieser 20 Jahre 
so erfolgreich gemeistert werden: „Wo Gefahr ist, 
wächst das Rettende auch“ (Hölderlin). 

Jürgen Lämmle, Ministerialdirektor im Ministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Senioren, erinnerte daran, dass das LGA 1991 
bei seiner Einrichtung die erste derartige Institution 
in der Bundesrepublik war. „Das einzig Beständige 
ist der Wandel“ – das LGA hat sich verschiedenen 
neuen Aufgaben gestellt und ist durch diese mit ver-
wandelt worden: So hat es sich zu einem Zentrum 
für Gesundheitsschutz entwickelt, kann stolz auf ein 
WHO Collaborating Centre for Housing and Health 
verweisen, hat neben den Gesundheitsschutzaufga-
ben auch die Aufgaben von Prävention und Gesund-
heitsförderung sowie Gesundheitsberichterstattung in 
Angriff genommen und sich so zu einem effektiven 
Dienstleistungszentrum weiter entwickelt. Der aktuell 

Sicht des Bundes gibt es durchaus neue Herausfor-
derungen, u. a. die Risikokommunikation, ethische 
Fragen Öffentlicher Gesundheit und die Diskussion 
von Problemen der Verknappung und Engpässe. In 
diesem Zusammenhang unterstrich er noch einmal 
nachhaltig die Bedeutung von Reaktionsreserven, 
um auf Ebene des Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes (ÖGD) eines Landes die zugedachte Rolle auch 
in Krisensituationen ausfüllen zu können. 

Dr. Ute Teichert-Barthel, Vorsitzende des Bundes-
verbandes der Ärzte und Ärztinnen im ÖGD, unter-
strich die zukunftsweisende Bedeutung der wissen-
schaftlichen Ausrichtung in Vernetzung mit Public 
Health für den ÖGD. Sie plädiert für eine bessere 
Ausstattung des ÖGD, eine unverändert notwendige 
Lobby-Arbeit und die Stärkung der ÖGD-Inhalte schon 
im Medizinstudium. Sie verwies auf die Spannungen, 
welche durch steigende Qualitätserwartungen bei 
gleichzeitigem Nachwuchsmangel unvermeidlich sind, 
auf die Politikbestimmung und Mediensteuerung des 
ÖGD, auf die Herausforderungen des Versorgungs-
managements und entwarf als mögliche Antwort die 
Perspektive von ÖGD-Lehrstühlen an dafür beson-
ders geeigneten Orten bzw. Hochschulen.

Dr. Alexis von Komorowski, Stellvertretender Haupt-
geschäftsführer des Landkreistages, erinnerte an die 
gelungene Einbindung der Gesundheitsämter in die 
kommunalen Strukturen 1995. Die dadurch mög-
lichen und geförderten Kommunalen Gesundheits-
konferenzen in Baden-Württemberg wurden als Er-
folg gewertet und unterstreichen den Wert der regio-
nalen Einbindung der Expertise des ÖGD. In diesem 
Zusammenhang wurde auch die nochmalige Prüfung 
einer durchgehenden Kommunalisierung des ÖGD 
angeregt, wobei eine in Teilen kontroverse und damit 
in der Folge differenzierte Diskussion erwartet wird. 
Zukunftsweisend wurde eine präventive Wende in 
den Versorgungsstrukturen eingefordert, mit einer 
Bewegung über die notwendige kurative Individu-
almedizin hinaus hin zu einer präventiven Medizin. 
In diesem Zusammenhang wurde für den ärztlichen 
Leiter des Gesundheitsamtes eine wichtige Rolle im 

lokaler Ebene erwartet. Gleichzeitig wurde mit Ver-
weis auf das Konnexitätsprinzip eine Aufgabenkritik 
gefordert. Wäre es möglich, die Gutachtentätigkeit 
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zu verlagern, dass Kapazitäten für die Präventivauf-
gaben geschaffen werden können? Angeregt wurde 
hier ein Übergang vom Erfüllungsparadigma hin zur 
Gewährleistungsverantwortung im Rahmen eines 

Im Rahmen des wissenschaftlichen Kolloquiums 
griff PD Dr. Ulrike Kostka/Deutscher Caritas-Verband 
das Thema „Ethische Grundlagen für den ÖGD“ auf. 
Angelpunkt für die diesbezüglichen Überlegungen 
war das Thema versteckter Rationierungen, d. h. die 
Vorenthaltung notwendiger Maßnahmen in Präven-
tion und Versorgung. Während Gesundheitsschutz im 
Allgemeinen für alle gilt und alle erreicht, benötigen 
insbesondere sozial Benachteiligte besondere An-
strengungen und besondere Zugangswege, um von 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Präven-
tion wie auch verschiedener Versorgungsangebote 
erreicht zu werden. Gerade weil der ÖGD hier bereits 
als eines der letzten Netze fungiert, wäre die kom-
plementäre Rollenzuschreibung die eines Akteurs für 
die politische Gestaltung, d. h. eine anwaltschaftliche 
Funktion für ein Menschenrecht auf Gesundheit, Au-
tonomie und Solidarität im „System Gesundheitswe-
sen“. Verschiedene ethische Dimensionen wurden 
angesprochen: von der Medizinethik über die Pro-
fessionsethik, die Organisationsethik, die System-
ethik und die Sozialethik bis hin zur Medienethik. Der 
ÖGD wurde aufgefordert, Netzwerker, „Anstoßer“ und 

Koordinator in diesem System zu sein. Lebenslagen 
sollen auch wieder demedikalisiert und damit einer 
Veränderung im lebensweltlichen Kontext zugänglich 
gemacht werden. Und er wurde auch aufgefordert, 
den Umgang mit den „Geringsten“ einer Gesellschaft 
als Maßstab der Humanität und Funktionalität des 
Gesundheitswesens zu betonen und hochzuhalten. 

Von PD Dr. Stefanie Joos vom Universitätsklinikum 
Heidelberg wurde der Ball der Qualitätsfragen im Ge-
sundheitswesen mit ihrem Beitrag zu einem „ÖGD als 
dritte Säule des Gesundheitswesens – Anspruch und 
Wirklichkeit aus der Sicht der Versorgungsforschung“ 
aufgegriffen. Ausgehend von einem systemtheore-
tischen Input/Throughput/Output/Outcome-Modell 
wurden die Qualitätsfragen unter Aspekten der Über-, 
Unter- und Fehlversorgung näher behandelt. Baden-
Württemberg hat durch die Förderung einer Koordi-
nierungsstelle Versorgungsforschung in Heidelberg 
hier erneut einen Akzent gesetzt, welcher bundesweit 

-
te. Die entsprechende Internetpräsenz wurde unter 
www.versorgungsforschung-bw.de geschaffen und 
damit ein Portal für Vernetzungen und den Aufbau 
von Kompetenzen und Kapazitäten eröffnet. Der ÖGD 

Perspektiven gerade unter den übergeordneten The-
men der Humanität, der Qualität und der Wirtschaft-
lichkeit, wie sie im Sozialgesetzbuch angesprochen 
und gefordert sind, mit einzubringen.

Die erste Zuhörerreihe mit den Referenten
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Ökonomie und ÖGD – Prof. Dr. Bernd Brüggen-
jürgen, Leiter des SDK-Stiftungslehrstuhls für Ge-
sundheitsökonomie an der Steinbeis-Hochschule in 
Berlin, wies darauf hin, dass der ÖGD oft als „Drit-
te Säule“ des Gesundheitswesens bezeichnet wird. 
Mit Blick auf die im Vergleich geringen zugeordneten 
Finanzmittel und Personalressourcen scheint dieses 
Bild unzutreffend zu sein. Allerdings ist der Sachver-
halt, bezogen auf die Auswirkungen auf die Bevölke-
rungsgesundheit, durchaus ein anderer: hier haben 
die Interventionen und Bewertungen des ÖGD sehr 
wohl große Effekte mit erheblicher Hebelwirkung. Von 
ökonomischer Seite wurden drei Kernfragen aufge-
worfen: Was kostet der ÖGD? Was ist sein Nutzen 
und sind die Potenziale daraus? Gibt es einen ma-
teriellen Nutzen des ÖGD? Eine Antwort auf diese 
Kernfragen setzt eine kritische Aufgabendiskussion 
voraus, da nur unter Rücksichtnahme auf konsentierte 
Aufgaben eine ökonomische Bewertung des Weges, 
d. h. der eingesetzten Mittel, möglich ist. Tut der ÖGD 

freundlicher „Aufschubser“ in Richtung ÖGD, hier die 
Diskussion nicht zu scheuen, um nicht wie Alice im 
Wunderland bei der Frage nach dem richtigen Weg 
nur Achselzucken ernten zu müssen.

„ÖGD und Public Health – zwei Seiten einer Me-
daille?!“ Diese Frage stellte Prof. Dr. Claudia Horn-
berg/Universität Bielefeld. Ihr Fazit: dem Wandel mit 
Wandel begegnen. Das Leitziel, einen Wandel weg 
von interessensgeleiteten Entscheidungen hin zu wis-
sensgeleiteten Entscheidungen im Dienst des ÖGD 
mit zu begleiten und zu gestalten, führt unweigerlich 
zu einer Vernetzung von ÖGD und Public Health. Die 
gegebenen Prozesse und Strukturen wurden von ihr 
grundsätzlich hoffnungsvoll beurteilt, u. a. durch die 
zunehmende Integration von Public Health-Absol-
venten in den Strukturen des ÖGD. Neue Formen 
und Strategien der Risikokommunikation, wie z. B. 
der Aufbau von Dialogstrukturen, machen deutlich: 
Wandel sollte als Herausforderung begriffen werden, 
als Unterwegssein im besten Sinne. 

Diesem Thema, „Neue Handlungsfelder des ÖGD 
unter veränderten Rahmenbedingungen“, widmete 
Dr. Dr. Hans-Otto Tropp, Leiter des Gesundheitsamtes 
der Landeshauptstadt Stuttgart, seinen Beitrag. Zen-
trales Thema seiner Ausführung war die „Sortierung“: 

-
gen auf wachsende gesetzliche Aufgaben, bezogen 
auf die Entwicklung von Wissen und Technologie und 

Wünsche. Ausgehend von der klarsichtigen Diagnose 
einer Planungs- und Baustellenlandschaft über alle 
Aufgaben hinweg wurde das Konzept einer dreiglied-
rigen Verwaltung entworfen: einer Ordnungs-Verwal-
tung und einer Leistungs-Verwaltung mit ihren jeweils 

sowie als drittem Bereich einer Gestaltungs-Verwal-
tung. Ein Beispiel für die Ordnungsverwaltung sind 
die staatlichen Eingriffe in Zusammenhang mit In-

fektionsschutzmaßnahmen. Beispiele der Leistungs-
-

suchung und weiterer dadurch ausgelöster diagnos-
tischer und therapeutischer Maßnahmen. In den für 
den ÖGD neuen Bereich der Gestaltungsverwaltung 
fallen direkte und indirekte, steuernde, moderierende 
und strategische Akzente setzende Tätigkeiten, z. B. 
im Bereich der Gesundheitsförderung und Prävention. 
Der Gestaltungsverwaltung kommt in diesem Entwurf 
besondere Bedeutung zu mit der Aufgabe, Gesund-
heit in einem gesunden Umfeld zu schaffen – oder 
mit anderen Worten, um „Bedingungen zu schaffen, 
in denen Menschen gesund sein können“ (Institute of 
Medicine, 1986). Der ÖGD sollte dies bei aller gebo-
tenen Rücksichtnahme als selbstbewusst agierende 
Institution in Angriff nehmen.

Dr. Andreas Zapf, Präsident des LGL und amtie-
render Landesarzt in Bayern, stellte anschaulich die 
Anforderungen eines solchen Berufsbildes vor. Leit-

alias Landesarztes als Motor und Moderator: in den 
Bereichen der Bevölkerungsmedizin, in der Beförde-
rung der Kooperation von Wissenschaft und Praxis, 

-
strukturen für den ÖGD wie der Pettenkofer School 
of Public Health in München und zunehmend auch 
im Bereich der Versorgungssteuerung und -planung. 
Dabei wurde ein klares Bekenntnis zu einer system-
bezogenen New Public Health mit einer zugehörigen 

Entwicklung eines solchen Zukunftsmodells auf Lan-
des- und Kreisebene die Beteiligten in Bayern und 
Baden-Württemberg gegenseitig die Bälle zugespielt 
haben, wurde deutlich. 

Schließlich wurde von Dr. Gabriele Ellsäßer/Landes-
amt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
Brandenburg, ein Modell einer funktionierenden Pu-
blic Health Surveillance als Bestandteil eines Public 
Health Aktionskreises vorgestellt. Thematisch an aus-
gewählten Beispielen – Impfen, Unfallprävention – 
aufgehängt wurden die in Brandenburg und benach-
barten Regionen bereits eingeführten, durchdachten 
und funktionalen Systeme der Datengenerierung und 
eines gezielten Feedbacks der erhobenen Daten an 
die Versorgungsstrukturen vorgestellt. Daten für Ta-
ten im besten Sinn, wobei die Bedeutung elektro-
nischer Medien als Kommunikationsplattform betont 
und unterstützt wurde. 

Fazit: Im Rahmen dieses Symposiums wurden die 
guten und besten Wünsche zum 20-jährigen Bestehen 
inhaltlich ausbuchstabiert und damit einer breiteren 
Diskussion zugeführt. Das aktive Zugehen auf und 
Umgehen mit neuen Technologien und Methoden war 
erfolgreich, ÖGD! Gehe weiter mit Zuversicht in die Zu-
kunft, LGA! Allen Beteiligten sei gewünscht, dass die-
se Diskussion fruchtbar in die jeweiligen Institu tionen 
getragen wird, dem LGA darüber hinaus wie auch 
dem ganzen Ländle Gesundheit, Glück und Segen! 
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) fördert und 
schützt die Gesundheit der Bevölkerung in Baden-
Württemberg. Dabei geht es weniger um die indivi-
duelle Situation Einzelner als vielmehr um die Bevöl-
kerung in ihrer Gesamtheit. Mögliche gesundheitliche 
Risiken und Gefährdungen sollen frühzeitig erkannt, 
vermieden oder zumindest verringert werden. 

Der ÖGD

das Robert Koch-Institut in Berlin als bundesweite 
Erfassungsstelle weitergemeldet.
bei der Fortbildung der Mitarbeiter im ÖGD über 
fachliche Weiterentwicklungen, rechtliche Rahmen-
bedingungen und Umsetzungserfordernisse sowie 
über gesundheitspolitische Ziele und Strategien im 
Land.
Dem LGA zugeordnet sind die Aufgaben des Lan-
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so zialen Lebens- und Umweltbedingungen auf die 
Gesundheit,

-
sundheitsschutz sowie die gesundheitliche Vorsorge 
und Gesundheitsförderung in Baden-Württemberg 
zuständig und 

-
schen mit Behinderung, sozial Benachteiligte und 
Menschen mit Migrationshintergrund wahr.
Er wirkt auf eine verstärkte Zusammenarbeit aller 

Beteiligten im Gesundheitswesen hin und ist unter-
stützend und koordinierend tätig. Die Behörden des 
ÖGD in Baden-Württemberg sind

-
milie, Frauen und Senioren (SM),

-
desgesundheitsamtes (LGA) und

Das LGA als fachliche Leitstelle für den ÖGD

Das LGA unterstützt als fachliche Leitstelle für den 
ÖGD in Baden-Württemberg vor rangig das SM und 
die Gesundheitsämter in den Stadt- und Landkreisen. 
Das Aufgabenspektrum ist im Anhang 2 ausführlicher 
beschrieben.
Die Hilfestellung durch das LGA bewährt sich z. B.

Gruppenerkrankungen werden wesentliche Daten 
schon direkt am Ausbruchsort erhoben und in en-
ger Zusammenarbeit zwischen LGA-eigenem La-
bor und den Fachkräften des LGA und der Gesund-
heitsämter vor Ort ausgewertet. Die Ergebnisse 
sind Grundlage für weitergehende Maßnahmen. 

-
destelle für Infektionserkrankungen, bei der die 
Krankheitserregermeldungen der Gesundheits-
ämter eingehen, zu „Wochenmeldungen“ zusam-
mengestellt und für die Öffentlichkeit graphisch 
aufbereitet werden. Parallel dazu werden die Mit-
teilungen der Gesundheitsämter über das LGA an 

Analyse  
Beobachten, Untersuchen,  
Beurteilen

Prävention 
Vorsorgen, Fördern, Schützen

Qualitätssicherung 
Beraten, Fortbilden, Weiterent-
wickeln

desarztes für behinderte Menschen, des Staatlichen 
Gewerbearztes und des Landesprüfungsamtes für me-
dizinische Ausbildungen und Berufe. Auch diese Aufga-
ben werden überwiegend landesweit wahrgenommen.

Jährliche Zielvereinbarungen zwischen dem SM 
als Fachressort und dem RPS heben gesundheits-
politisch besonders bedeutsame Arbeitsvorhaben he-
raus. Neben der Wahrnehmung der laufenden Auf-
gaben ermöglichen LGA-intern festgelegte Projekte 
die Vertiefung einzelner Arbeitsschwerpunkte. Die 
Projekte im Jahr 2011 sind im Anhang 6 aufgelistet.

Qualitätssicherung als Auftrag und Selbst-

Das LGA-eigene Aus-, Fort- und Weiterbildungsan-
gebot mit jährlichen Veranstaltungsprogrammen zu 
den Bereichen Hygiene sowie ÖGD, Arbeitsmedizin 
und Frühförderung unterstützt die in diesen Bereichen 
Tätigen bei ihrer Arbeit vor Ort. Soweit möglich wer-
den bei der Landesärztekammer Fortbildungspunkte 
beantragt. Dienstbesprechungen, Workshops und 
Qual itätszirkel zu Einzelthemen gewährleisten den 
Erfahrungsaustausch, Absprachen und die Abstim-
mung einheitlicher Verfahrensweisen. Der Laborbe-
reich des LGA ist nach DIN EN/ISO 17025 akkreditiert.

Einblicke in die Arbeit

Die Berichte sind folgenden drei Schlagworten zu-
geordnet: 
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Neuer EHEC-Stamm „O104:H4“ in Baden-Württemberg
Kathrin Hartelt, Astrid Kirch, Gerda Klittich, Ref. 93

Von Mai bis Juli 2011 kam es deutschlandweit zu 
einem großen Ausbruch mit Erkrankungsfällen, ver-
ursacht durch enterohämorrhagische Escherichia 
coli (EHEC) des Serotyps O104:H4. Auch in Baden-
Württemberg gab es Erkrankungsfälle. Die Untersu-
chungen hierzu fanden u. a. im Landesgesundheits-
amt Baden-Württemberg (LGA) statt.
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Das Bakterium Escherichia coli ist Bestandteil der 
-

gesundheit. Durch Gentransfer haben sich zahlreiche 
genetische Elemente bei bestimmten E. coli-Varianten 
verbreitet, die unterschiedliche Virulenzeigenschaften 
hervorgebracht haben. Beim EHEC handelt es sich 
um ein Bakterium, das durch den Kontakt zu Wieder-
käuern, über den Verzehr von kontaminierten Lebens-
mitteln und von Mensch zu Mensch übertragen wer-
den kann. Es besitzt die Eigenschaft zur Bildung von 
Zytotoxinen, sog. Shigatoxinen (Stx), die zwei Haupt-
gruppen (Stx1 und Stx2) zugeordnet werden. Schwere 
Erkrankungen wie z. B. das hämolytisch-urämische 
Syndrom (HUS), welches bisher überwiegend bei 
Kindern aufgetreten war und durch eine hämolytische 
Anämie, Thrombozytopenie und Nierenversagen bis 
hin zur Anurie charakterisiert ist, werden überwiegend 
durch Stx2-produzierende EHEC hervorgerufen.

Von Mai bis Juli 2011 kam es deutschlandweit zu 
dem bisher größten Ausbruch mit HUS-Erkrankungs-
fällen und/oder blutiger Diarrhö, die vorwiegend bei 
Frauen mittleren Alters auftraten. Verantwortlich für 
den Ausbruch war ein EHEC des Serotyps O104:H4, 
der neben dem Stx2-Toxin die Virulenzmerkmale eines 
enteroaggregativen E. coli aufwies, mit denen er sich 
an die Epithelien der Darmzellen anheften kann. Zu-
sätzlich wies er noch besondere Resistenzeigenschaf-
ten gegenüber Cephalosporinen 
der dritten Generation (Exten-
ded Spectrum Beta Lactamase 
[ESBL]) auf. Als Vehikel für den 
Ausbruchsstamm konnten Bocks-
hornkleesprossen verantwortlich 
gemacht werden. Auch in Baden-
Württemberg traten Erkrankungs-
fälle auf, die u. a. im LGA diagnos-
tiziert wurden.

Hierzu wurden die Stuhlproben 
mikrobiologisch auf E. coli und an-
schließend mit Hilfe einer Real-
Time Polymerase-Kettenreaktion 
(PCR) auf EHEC untersucht, bei 
der die o. g. Toxine nachgewiesen 
wurden. Die Typisierung der Stx2-
Toxinbildner erfolgte durch eine 

konventionelle PCR, bei der vier EHEC O104:H4-
-

bildung). Stämme, die nicht alle vier Gene aufwiesen, 
wurden als O104:H4-negativ bewertet.

Im Rahmen des Ausbruchs wurden im LGA 958 Pro-
ben auf EHEC untersucht (zweite Abbildung). Dabei 
erwiesen sich 141 Proben als Stx2-positiv. Mit Hilfe 

von 63 Patienten dem Ausbruchsstamm zugeordnet 
werden. Anhand von Kontrolluntersuchungen konn-
te die Ausscheidungsdauer ermittelt werden. Sie be-
trug zwischen drei und fünf Wochen, jedoch wurden 

Teil immer noch ausscheiden. Die vom LGA erhobe-
nen Daten zur Ausscheidungsdauer zeigen nur eine 
Tendenz an, da die Patientenzahl für eine exakte sta-
tistische Auswertung zu gering war.

Nach Abschluss des Ausbruchgeschehens wurden 
keine O104:H4-Neuerkrankungen mehr registriert.
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Ein aufkeimender Verdacht – Sprossen im Essen
Elisabeth Aichinger, Kirsten Raithel, Günter Pfaff, Ref. 95

Während des EHEC-Ausbruches 2011 traten nach 
einer Veranstaltung in Baden-Württemberg mehre-
re Erkrankungsfälle auf. Durch eine Kohortenstudie 
konnten weitere erkrankte Teilnehmer mit teils langen 

Stuhlprobenuntersuchung angeboten, die am Univer-
sitätsklinikum Heidelberg sowie im Labor des Lan-
desgesundheitsamtes Baden-Württemberg erfolgte.

Von 74 Teilnehmern konnten 44 (59 %) befragt wer-
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Von Mai bis Juli 2011 traten bundesweit, jedoch vor-
wiegend in Norddeutschland, vermehrt Erkrankungen 
an hämolytisch-urämischem Syndrom (HUS) und blu-
tigem Durchfall auf. Ursache waren Infektionen durch 
enterohämorrhagische Escherichia coli (EHEC) des 
Serotyps O104:H4. In Baden-Württemberg wurden 
insgesamt 234 Fälle EHEC und HUS Fälle gemeldet.

14 Personen ohne Reiseanamnese nach Nord-
deutschland gaben an, dass sie im Mai 2011 an ei-
ner gastronomischen Veranstaltung mit Theaterpro-
gramm teilgenommen hatten. Ermittlungen der Ve-
terinärbehörden ergaben, dass die im bundesweiten 

Speisenfolge verwendet wurden.

Im Juli wurden Veranstaltungsteilnehmer telefo-
nisch befragt. Ziel war es, bisher unerkannt erkrank-

beraten und die Ausscheidungsdauer des Erregers 
zu ermitteln. Allen Personen wurde eine kostenlose 

den. Davon erinnerten sich 42 an den Verzehr der mit 
Sprossen dekorierten Vorspeise (siehe Abbildung). 
Bei acht Befragten mit bekanntem Erregernachweis 
wurden bereits wiederholt Stuhluntersuchungen zur 
Verlaufskontrolle der Ausscheidung eingeleitet. Un-
ter 22 erstmals Beprobten wurden zwei Teilnehmer 
positiv auf EHEC O104:H4 getestet. Eine Person 
hatte trotz wochenlanger Magen-Darm-Beschwer-
den keinen Arzt aufgesucht. Eine zweite Person war 
beschwerdefrei. Zehn Teilnehmer sandten mehrere 
Stuhlproben ein: Die mittlere EHEC-Ausscheidungs-
dauer betrug 65 Tage (Spannbreite: 24-96). 

Diese Untersuchung wurde zwei Monate nach 
stattgefundener Veranstaltung eingeleitet. Kurzzei-
tige Ausscheider können daher unerkannt geblie-
ben sein. Bei zehn Personen zeigte sich jedoch eine 
Ausscheidungsdauer für EHEC O104:H4 von bis zu 
drei Monaten. Bei Verzicht auf wiederholte Stuhlun-
tersuchungen erkrankter Personen kann eine Aus-
scheidung unerkannt bestehen und zu Folgeinfek-
tionen führen.
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Etablierung und Durchführung von Resistenzbestim-
mungen von Tuberkulosebakterien im Landesgesund-
heitsamt Baden-Württemberg (LGA)

Im Jahr 2009/10 wurde die Resistenzbestimmung 
von Mycobacterium tuberculosis am LGA etabliert. 
Fünf verschiedene Tuberkulostatika werden im 
BACTEC MGIT-Gerät zur Resistenztestung einge-

Resistenzbestimmung von Tuberkulosebakterien
Gerda Klittich, Silke Fischer, Ref. 93

Das BACTEC MGIT-Gerät kontrolliert das Wachs-
tum der Tuberkulosebakterien in den Röhrchen mittels 
Fluoreszenzmessung. Das Gerät interpretiert die Er-

die das Wachstum im Arzneimittelröhrchen mit dem 
Wachstum im Kontrollröhrchen vergleichen, und gibt 
das Testergebnis als „sensibel“ oder „resis tent“ heraus.
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setzt. Mit dem SIRE-Testkit werden Kulturen gegen 
Streptomycin, Isoniazid, Rifampicin, Ethambutol und 
mit dem PZA-Testkit gegen Pyrazinamid getestet.

Resistenzbestimmung von Tuberkulose- 
bakterien

Laut dem Ratgeber für Tuberkulose des Robert 
Koch-Instituts sollte beim Nachweis von Tuberku-
losebakterien auf jeden Fall eine Resistenztestung 
durchgeführt werden, um Resistenzen gegen Medika-
mente zu erfassen und hierdurch eine Anpassung der 
Therapie zu ermöglichen. Für die Resistenztestung 
stehen zwei Methoden zur Verfügung: die Propor-
tionsmethode und das Verfahren mit Flüssigmedien. 
Im LGA haben wir uns für das schnellere Verfahren 
mit Flüssigmedien entschieden.

Testbeschreibung

Bei der Durchführung der Resistenztestung muss 
exakt nach Vorschrift des Herstellers vorgegangen 
werden. Die Methode eignet sich ausschließlich zur 
Testung von Stämmen des Mycobacterium tubercu-
losis-Komplexes und nicht für nichttuberkulöse My-
kobakterien. Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Test ist eine Reinkultur von Stämmen des Mycobacte-
rium tuberculosis-Komplexes, ohne Kontamination 
mit Nichttuberkulösen Mykobakterien oder anderen 
Bakterien. Ferner muss auf eine homogene Suspen-
sion ohne Zellaggregate geachtet werden, da das 
Verklumpen von Mykobakterien zu falsch resistenten 
Ergebnissen führen kann. 

Zur Testung werden der SIRE- und der PZA-Test-
kit eingesetzt. Es handelt sich um qualitative Tests, 
deren maximale Testdauer 21 Tage beträgt. Sie ba-
sieren auf dem Vergleich des Wachstums eines My-
cobacterium tuberculosis-Isolats in einem arzneimit-
telhaltigen gegenüber einem arzneimittelfreien Röhr-
chen (Wachstumsröhrchen).

Laboruntersuchungen

Während der Etablierungsphase von September 
2009 bis November 2010 wurden insgesamt 34 Kul-
turen bzw. Stämme von drei Ringversuchen ausge-
testet. Während dieser Zeit wurden die Tuberkulo-
sekulturen gleichzeitig auch an das Nationale Refe-
renzzentrum (NRZ) für Tuberkulose nach Borstel ge-
schickt, so dass Vergleichsdaten vorlagen. Von den 
34 durchgeführten Testungen stimmten alle mit den 
Ergebnissen des NRZ in Borstel überein. 

Seit Januar 2011 wird von allen positiven Tuber-
kulosekulturen eine Resistenztestung durchgeführt, 
wobei die resistenten Stämme auch an das Nationale 
Referenzzentrum gesandt werden.

Von insgesamt 1 218 untersuchten Proben wurde 
bei 19 Patienten Mycobacterium tuberculosis nach-
gewiesen. Da bei einer Probe seit Jahren eine Mehr-
fachresistenz bekannt ist, wurden nur 18 positive Tu-
berkulosestämme auf ihre Antibiotikaresistenz geprüft. 
Zwei davon wiesen eine Multiresistenz auf: In einem 
Fall lag eine Resistenz gegen Isoniazid und Etham-
butol und im zweiten Fall eine gegen Isoniazid und 
Streptomycin vor, die anderen 16 waren auf alle fünf 
Tuberkulostatika sensibel.

Quelle:   www.manhica.org
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Entamoeba histolytica ist im Gegensatz zu ande-
ren Amoebenarten pathogen. Die Diagnostik stellt 
bis heute noch eine Herausforderung für die Labore 
dar. Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
(LGA) hat in diesem Jahr eine Methode zum Nach-
weis von E. histolytica etabliert.

Neue Methode zur Differenzierung von Entamoeba histolytica
Astrid Kirch, Kathrin Hartelt, Ref. 93

die auf der Verwendung von monoklonalen Antikör-
pern beruhen (z. B. Enzyme Linked Immuno Sorbant 

aufweisen. Mit der Entwicklung einer Polymerase-
kettenreaktion (PCR) durch Blessmann et al. (2002) 
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Viele Amoebenarten können den Darm des Men-
schen besiedeln. Sie zählen zu den Protozoen (Ein-
zellern) und sind mit Ausnahme von E. histolytica 
apathogen. E. histolytica ist der Erreger der Amoe-
biasis. Die meisten Infektionen verlaufen subkli-
nisch und heilen spontan ab. In ca. 10 % der Fäl-
le kommt es zu einem klinischen Verlauf mit Inva-
sion der Parasiten in das Gewebe. Die Erkrankung 
zeichnet sich durch eine Kolitis mit Durchfällen und 
blutigen Beimengungen (Amoebenruhr) aus. Neben 
der intes tinalen Infektion kann es zu einer invasiven 
Amoe biasis kommen, bei der die Parasiten die Darm-
schleimhaut durchdringen und über das Blutsystem 

zur Bildung von Abszessen, wobei überwiegend die 
Leber betroffen ist. Die Weltgesundheitsorganisa-
tion schätzt die Erkrankungszahlen auf jährlich ca. 
50 Millionen. In etwa 100 000 Fällen führt die Infek-
tion durch Komplikationen, insbesondere durch Le-
berabszesse, zum Tode. E. histolytica ist vor allem in 
tropischen und subtropischen Gebieten endemisch, 
spielt aber auch in Deutschland bei Reiserückkeh-
rern und Asylbewerbern eine Rolle. Die Übertragung 
erfolgt von Mensch zu Mensch, so dass die Gefahr 
einer Weiterverbreitung vor allem dort gegeben ist, 
wo Menschen eng zusammenleben wie z. B. in Fa-
milien und Asylbewerberheimen.

Die Diagnostik einer Amoebiasis erfolgt durch den 
Nachweis von Amoebenzysten im Stuhl (siehe Abbil-
dung). Zur Konzentration der Parasiten 
wird die Patientenprobe einem Anrei-
cherungsverfahren unterzogen. Dabei 
werden Nahrungsreste entfernt und pa-

sodass die Parasiten mikroskopisch 
sichtbar werden. Da sich E. histolytica 
morphologisch nicht von E. dispar, einer 
apathogenen Amoebenart, unterschei-
den lässt, erfolgt die Differenzierung mit 
weiteren Methoden. 

Eine Methode der Wahl stellte jah-
relang die Bestimmung von Isoenzym-
mustern dar. Diese Methode ist sehr 
aufwändig, da sie mit der Anzucht der 
Amoe ben verbunden ist und nur in etwa 
50 % der Fälle Erfolg verspricht. Mitt-
lerweile gibt es kommerzielle Testkits, 

wurde ein zuverlässiger Nachweis etabliert (siehe 
Abbildung), der E. histolytica von E. dispar unter-
scheiden kann.

Da das Asylverfahrensgesetz (AsylVfG gemäß 
§ 62) eine Untersuchung der Stuhlproben von Asyl-
bewerbern zur Abklärung von Parasitosen vorsieht, 
werden im LGA diese Gesundheitsuntersuchungen 
durchgeführt. Obwohl eine Differenzierung beim Nach-
weis von Amöben zwischen E. histolytica und E. dis-
par nicht explizit gefordert ist, halten wir eine solche 
für notwendig. Da nur bei E. histolytica und nicht bei 
E. dispar eine Therapie medizinisch indiziert ist, kann 
durch die Differenzierung eine unnötige Medikation 
verhindert werden.

Die Etablierung der Methode erfolgte im Jahr 2011. 
Um diese ausreichend validieren zu können, stellten 
die Universität Bonn, die Universität Tübingen und 
das Bernhard-Nocht-Institut in Hamburg positive Pa-
tientenproben zur Verfügung. Im Jahr 2011 gingen 
3 377 Stuhlproben zur Untersuchung auf Parasiten 
ein. In 41 Fällen konnte Entmoeba spec. nachgewie-
sen werden. Dabei erwiesen sich mit Hilfe der PCR 11 
als E. dispar, wohingegen E. histolytica in keiner der 
Proben enthalten war. Trotz der geringen Anzahl an 
positiven Proben ist es aufgrund der hohen Mobilität 
und Migration wichtig, Krankheitserreger, die schwer-
wiegende Erkrankungen mit Todesfolgen hervorrufen 
können, zu diagnostizieren, um schnellstmöglich eine 
geeignete Behandlung einzuleiten.

Präparat einer Stuhlprobe und Untersuchungsergebnis der Polymerasekettenreaktion (PCR)
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Räumliche Verteilung von Infektionsmeldungen – ausgewählte 
Karten aus dem Infektionsatlas
Erik Schacht, Universität Mainz; Iris Zöllner, Ref. 95

Mit Hilfe von Karten lassen sich Cluster, d. h. Häu-
fungen hoher Melderaten und andere räumliche Mus-

deten Inzidenzen im Vergleich zu anderen Re gio nen 
Deutschlands. In den Abbildungen sind beispielhaft 
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ter, gut erkennen.

Im Rahmen einer Masterarbeit in Kooperation mit 
der Universität Mainz wurden die Meldedaten nach 

Deutschland in Bezug auf ihre regionale Verteilung 
untersucht und mit Hilfe des Programms Survstat die 
gemeldeten Inzidenzen aus dem Zeitraum 2001-2008 
für alle Stadt- und Landkreise Deutschlands ermittelt 
und kartographisch dargestellt. Um auch die zeitliche 
Verteilung zu berücksichtigen und einzuschätzen, ob 
ggf. vorhandene räumliche Verteilungsmus ter wie-
derholt beobachtet werden, wurden die Daten auch 
für jedes Meldejahr getrennt kartiert (Daten hier nicht 
dargestellt). Die bundesweite Darstellung erlaubt auch 
eine Einordnung der in Baden-Württemberg gemel-

zwei Karten aus dem Infektionsatlas dargestellt, die 
unterschiedliche räumliche Verteilungsmuster in den 
Inzidenzen zeigen. Die erste Abbildung gibt die Ver-
teilung der gemeldeten Maserninzidenzen im Zeit-
raum von 2001-2008 wieder und weist ein Muster 
auf, das u. a. mit den in den Einschulungsuntersu-
chungen beobachteten Durchimpfungsraten korreliert 
und erklärbar ist. Die gemeldeten Masern-Inzidenzen 
liegen in den alten Bundesländern höher als in den 
neuen Bundesländern. Die in der zweiten Abbildung 
auf Kreis ebene dargestellten Q-Fieber-Inzidenzen 
zeigen Cluster hoher Meldedaten in Baden-Würt-
temberg und Hessen (mit angrenzenden Kreisen in 
NRW, Bayern und Thüringen). Aus Ausbruchsunter-
suchungen ist bekannt, dass Q-Fieber-Erkrankungen 
oft in der Nähe von Schafweidegebieten auftreten.

In Deutschland gemeldete Masern-Inzidenzen  
nach Kreisen, 2001-2008

In Deutschland gemeldete Q-Fieber-Inzidenzen  
nach Kreisen, 2001-2008
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Seit 1992 werden Messungen im Bereich Human- 
biomonitoring durchgeführt. Neben den bisherigen 
Parametern wie Blei in Blut, Quecksilber und Cad-
mium in Urin oder Polychlorierte Biphenyle (PCB) in 
Blut werden jetzt auch PBDE im Umweltlabor des 

Bestimmung von Polybromierten Diphenylethern (PBDE) in  
Humanblut
Volker Mann, Bernhard Link, Guido Fischer, Ref. 96
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Landesgesundheitsamtes Baden-Württemberg (LGA) 
gemessen.

Die Substanzklasse der PBDE wird als additives 
Flammschutzmittel bevorzugt in Kunststoffen, z. B. 
in Polyurethanschäumen für Polstermöbel und Au-
tositze sowie in Polymeren in Elektronikprodukten 
(Computer, Fernsehgeräte usw.), eingesetzt, wobei 
bis zu 30 % Massenanteil den jeweiligen Produkten 
zugesetzt werden. Sie sind chemisch nicht gebun-
den und können somit leicht in die Umwelt migrieren. 
Während die PCB-Belastungen im Blut in den letzten 
Jahren deutlich gesunken sind, steigen bei einzelnen 
Vertretern (Kongenere) der PBDE die Konzentrationen 
im Blut noch an. Bisher wurden die Untersuchungen 
zu dieser Substanzgruppe wegen der aufwändigen 
Analytik extern vergeben. Wegen der hohen Analy-
sekosten konnten bisher in der Regel nur Sammel-
blutproben untersucht werden, aus denen sich keine 
Aussagen zur Streubreite der Belastung ableiten lie-
ßen. Aus diesem Grund wurde eine eigene Analytik 
von PBDE in Humanblut im Labor des LGA entwickelt. 

Zuerst wurde an dem hierfür angeschafften Mess-
gerät, eines mit einem Massenspektrometer gekop-
pelten Gaschromatographen (GC/MS), eine äußerst 

nachweisstarke Bestimmungsmethode mit Hilfe der 
so genannten Negativen Chemischen Ionisierung 

liert. Ausgehend von der bisherigen Probenvorbe-
reitung zur Messung der analytisch ähnlichen PCB 
wurde anschließend eine Extraktions- und Aufberei-
tungsmethode für humanes Vollblut entwickelt. Mit 
dieser Probenvorbereitung sollten zwei Ziele erreicht 
werden: Die PBDE müssen quantitativ in ein geeig-
netes Lösungsmittel überführt und Erythrozyten und 
Lipide entfernt werden, da diese die Analytik stören. 
Dies wird nach Zugabe eines internen Standards 
mit Hilfe der Flüssig/Flüssig-Extraktion und anschlie-

ßender säulenchromatographischer 
Aufreinigung über schwefelsaures 
Kieselgel/Florisil erreicht. Die darauf 
folgende Messung erfolgt an einem 
Agilent GC/MS-Gerät (7890/5975C) 

eine Kalibrierung mit fünf Punkten 

besser als 0,999. Die Nachweisgren-
zen liegen bei dieser Methode – je 
nach untersuchtem Kongener – zwi-
schen etwa 0,1 und 4 ng pro g Blut-
fett. Derzeit (Stand: Januar 2012) 
sind etwa 800 von 1 300 Proben ei-
ner Erwachsenenkohorte untersucht 
worden, so dass mit einem Ende der 
analytischen Arbeiten für dieses Kol-
lektiv im Sommer 2012 gerechnet 
werden kann.
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Sensibilisierungen in einem Erwachsenen-Kollektiv
Guido Fischer, Ursula Hack, Tina Miljanic, Ursula Weidner, Bernhard Link, Ref. 96; Iris Zöllner, Ref. 95

In der vorliegenden Studie soll u. a. untersucht wer-
den, ob die Sensibilisierungsraten gegenüber innen-

Schimmelpilzen sich von denen der 
Außenluft-relevanten Arten unterscheiden.

Zielsetzung

Im Rahmen des Gesundheitsmonitorings in Baden-

die Sensibilisierungsrate zwischen 6 % und 14 %, bei 
der Ambrosie (w1) zwischen 5 % und 15 %. Sensibi-
lisierungen gegen diese beiden Extrakte korrelierten 
sehr gut, was auf hohe Kreuzreaktivität zurückzufüh-
ren ist. Für native Einzelallergene der beiden Arten 
ergab sich allerdings ein Unterschied in der Präva-
lenz (Amb a 1 mit 0-1 % und Art v 1 mit 0-8 %), der 
durch eine geringe Korrelation zwischen den beiden 
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Württemberg wurden die Prävalenzen gegenüber 
Inhalationsallergenen in einem Erwachsenen-Kol-

-
allergenen (sx1) wurden Sensibilisierungen gegen 
Ambrosia artemisiifolia (Ambrosie) und Arthemisia 
vulgaris (Beifuß) erfasst. Ziel der Untersuchungen 
war, die Prävalenzen insbesondere gegen Innen-
raum-relevante Schimmelpilz-Arten, die bei Feuch-

die Routinediagnostik nur einzelne Extrakte dieser 
Arten zur Verfügung stehen, wird angestrebt, in Zu-
sammenarbeit mit den Herstellern von Allergen-Tests 
Extrakte typischer Feuchte-Indikatoren zu entwickeln. 
In der vorliegenden Studie wurden zunächst nur drei 
Feuchte indikatoren, Aspergillus versicolor, Chaetomi-
um globosum und Penicillium chrysogenum, berück-
sichtigt, die kommerziell erhältlich sind.

Methoden

Klasse E (IgE) wurden aus dem Serum mittels Im-
munoCap (Phadia) bei 1 394 Probanden bestimmt. 
Zunächst wurde ein Screening-Test auf Inhalationsal-
lergene (sx1: Hausstaubmilbe [d1], Katzenschuppen/ 
-epithelien [e1], Hundeschuppen [e5], Lieschgras 
[Phleum pratense; g6], Roggen [Secale cereale, g12], 
Cladoporium herbarum [m2], Birke [t3], Beifuß [w6]) 
durchgeführt. Das gesamte Kollektiv wurde zudem 
auf Sensibilisierung gegen Beifuß (Artemisia vulga-
ris, w6), Ambrosie (A. artemisifolia, w1) sowie je ein 
natives Einzelallergen des Beifuß (n Art v1) und der 
Ambrosie (n Amb a1) getestet. Nur die sx1-positiven 
Probanden (n = 545) wurden auf eine Sensibilisie-
rung gegen ein Schimmelpilzgemisch getestet (mx1: 
Aspergillus fumigatus [m3], Penicillium chrysogenum 
[m1], Cladoporium herbarum [m2], Alternaria alterna-
ta [m6]). Das Serum der mx1-positiven Probanden 
(n = 35) wurde zusätzlich auf Antikörper gegen ver-
schiedene Schimmelpilzarten getestet.

Ergebnisse
Die Sensibilisierungsrate gegen Inhalationsaller-

gene (sx1-Gemisch) lag je nach Landkreis zwischen 
31 % und 50 %, gemittelt über alle Probanden bei 
40 %. Bei den Gesamtextrakten des Beifuß (w6) lag 

Gruppen verdeutlicht wird. Von den sx1-positiven Pro-
banden waren 1-7 % (bezogen auf die Gesamtzahl 
der Probanden eines Landkreises) gegen mindestens 
eine Art aus dem Schimmelpilzmix (mx1) sensibili-
siert. Für den Feuchteindikator A. versicolor, der nicht 
im mx1-Mix enthalten ist, wurde eine Prävalenz von 
0,6 %, bezogen auf die sx1-Positiven, gefunden. Am 

-
ria alternata (5,1 %) vor, gefolgt von P. chrysogenum 
(2,2 %) und A. fumigatus (2,2 %).

Schlussfolgerung
Der Vergleich der Sensibilisierungsraten für die 

Einzelallergene des Beifuß und der Ambrosie zeigt, 
dass primäre Sensibilisierungen gegen die Ambrosie 
in Baden-Württemberg noch recht selten sind; gegen 
Arthemisia sensibilisierte Personen können auch auf 
die Mischallergene (w1) von Ambrosia reagieren. In-
teressant wird sein, zu verfolgen, wie sich die Häu-

Baden-Württemberg weiter ausbreiten. Die Prävalenz 
der Sensibilisierungen gegen A. versicolor (Feuchte-
indikator) lag, verglichen mit den Ergebnissen des 
Kinderumweltsurveys (KUS 2,3 %), auf einem sehr 
niedrigen Niveau (0,6 % bzw. 0,2 %, bezogen auf alle 
Teilnehmer unter der Annahme, dass von den sx1-ne-
gativen Probanden niemand gegen diesen Pilz sen-
sibilisiert ist). P. chrysogenum, ein weiterer Feuchte-
indikator im Innenraum, lag mit 2,2 % ebenfalls un-
ter dem im KUS ermittelten Wert von 5 %. Allerdings 
waren im KUS ca. 80 % der gegen P. chrysogenum 
Sensibilisierten nicht gegen ein anderes Inhalations-
allergen sensibilisiert, d. h. dass der größere Anteil 
der Sensibilisierten über eine sx1-Selektion nicht er-
fasst wurde. Interessant wäre, ob diese Unterschiede 

-
melpilzen zwischen Kindern und Erwachsenen in ver-
gleichbaren Untersuchungen bestätigt werden können 
und ob dies ggf. mit den Expositionsverhältnissen bei 
den beiden Untersuchungskollektiven in Zusammen-
hang stehen könnte. Die Prävalenzen der beiden hier 
untersuchten Außenluft-relevanten Arten, A. fumiga-
tus (2,2 %) und Cladosporium herbarum (1,8 %), ent-
sprachen den im KUS ermittelten Werten.
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Investitionen in den Klimaschutz sollten gesundheit-
liche Aspekte für den Wohnbereich stärker berück-
sichtigen. Das ist das Ergebnis eines umfassenden 
Berichts der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
über die gesundheitlichen Auswirkungen von An-
passungsstrategien an den Klimawandel. Das WHO-
Kooperationszentrum für Wohnen und Gesundheit 
(WHO CC) am Landesgesundheitsamt Baden-Würt-
temberg wirkte daran mit.

Wie sich Maßnahmen für den Klimaschutz auf die Gesundheit 
beim Wohnen auswirken
Karin Otzelberger, Ref. 96

Auf der anderen Seite gilt es, ausreichende Frisch-
luftzufuhr zu gewährleisten, wenn Gebäude sehr gut 
gedämmt werden und sich die Luftwechselrate stark 
verringert, damit keine neuen Gesundheitsrisiken 
entstehen: Vor allem bezüglich dieser Risiken einer 
erhöhten Schadstoff- und Schimmelpilzbelastung 
brachte das WHO CC seine Expertise ein.

Zusammenfassend stellt der Bericht eine ganze 
Reihe von Strategien vor, die für den Klimaschutz 
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Der Anteil von Wohngebäuden an den weltweiten 
CO2-Emissionen der energetischen Nutzung betrug 
im Jahr 2008 fast 18 %. Wenn die Weltbevölkerung 
weiter so stark wächst, kann sich der Ausstoß von 
Treibhausgasen aus Gebäuden bis zum Jahr 2030 
verdoppeln. Die Emissionen der Schwellenländer wer-
den dann diejenigen von Nordamerika, Europa und 
anderer Regionen übertreffen, die in den derzeitigen 
Statistiken an der Spitze stehen. Die für das Wohnen 
benötigte Energie ist demnach ein bedeutender Fak-
tor für den Klimawandel. 

Der Sektor Gebäude besitzt aber im Vergleich zu 
den anderen untersuchten Sektoren wie Transport, 
Landwirtschaft, Industrie oder Energieversorgung 
das größte Potential, den Ausstoß von Treibhausga-
sen kosteneffektiv und innerhalb kurzer Zeit zu ver-
ringern. Der Weltklimarat (Intergovernmental Panel 
on Climate Change „IPCC“, Arbeitsgruppe III) hat 
solche Anpassungsstrategien an den Klimawandel 
in Kapitel sechs seines vierten Sachstandsberichts 
zusammengestellt. Dieser Bericht geht jedoch kaum 
auf die gesundheitlichen Auswirkungen ein. 

Daher legte die WHO im Sommer 2011 eine um-
fangreiche Analyse des gesundheitlichen Nutzens 
und eventuell entstehender Gesundheitsrisiken für 
jede dieser vom IPCC diskutierten Anpassungsstra-
tegien an den Klimawandel für den Wohnbereich vor 

Housing sector). 
Einer der wichtigsten Punkte ist die Optimierung der 

wärmetechnischen Eigenschaften der Gebäudehülle. 
Der vom WHO CC überarbeitete Bericht kommt zu 
dem Schluss, dass durch die Isolierung von Gebäu-
den vielen Formen von Asthma und Allergien, eben-
so wie Herzerkrankungen und Schlaganfällen, die 
bei immer heftigeren Hitzewellen und Kälteperioden 
gehäuft auftreten, wirksam begegnet werden kann. 

und gleichzeitig für die Gesundheit förderlich sind. 

und Kochmöglichkeiten ganz entscheidend die Luft-
verschmutzung vermindern. Das Auftreten von Atem-
wegs- und chronischen Herz-Kreislauf erkrankungen 
wird stark reduziert. Dadurch ergeben sich immense 
Einsparungen für das Gesundheitssys tem, so dass 
sich die Kosten der Maßnahmen volkswirtschaftlich 
durchaus rechnen. 

Wohnen spielt eine herausragende Rolle für die 
Gesundheit von Kindern und von sozial schwachen, 
älteren und behinderten Menschen, weil sie ganz be-
sonders auf ein gesundes Lebensumfeld angewie-
sen sind. Mit Verweis auf die Opfer von Erdbeben 
und Überschwemmungen in jüngster Zeit fordert die 
WHO im Einklang mit Adil Najam, einem der leitenden 
Autoren des 4. Weltklimaberichts, geeignete Sanie-
rungsmaßnahmen: „Diejenigen, die bereits arm sind, 
die bereits schwach sind, spüren die Auswirkungen 
des Klimawandels automatisch stärker als die an-
deren, weil der Rest von uns die Fähigkeit hat, sich 
anzupassen.“
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Aufgrund der bei der Aktion „Psychische Fehlbelas-
-

Die Berücksichtigung von arbeitsbedingten psychi-
schen Belastungen im Rahmen der Überprüfung der 
Gefährdungsbeurteilung wurde 2009 vom Umwelt-

Aktion “Arbeitsbedingte psychische Fehlbelastung in Betrieben“
Elisabeth Härtig, Ref. 96

den Umgang mit psychischen Belas tungen im Betrieb 
ausgefüllt. Die Auswertung fand im Landesgesund-
heitsamt Baden-Württemberg statt.

Die Umfrageaktion lässt erkennen, dass dem The-
ma „Psychische Fehlbelastungen“ in den Betrieben 
als Gefährdungsmoment noch nicht die ausreichende 
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ministerium als wichtiges Thema der Gewerbeauf-
sicht in Baden-Württemberg festgelegt. Hieraus er-
wuchs die Schwerpunktaktion der Gewerbeaufsicht 
für 2010. Im Jahr 2011 konnte der Abschlussbericht 
fertiggestellt werden.

Zur Vorbereitung auf die Aktion mussten die Be-
schäftigten der Gewerbeaufsicht in geeigneter Art 

„Fachgruppe Arbeitspsychologie“ zu, der Vertreter des 
Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren (SM) sowie von Gewerbe ärzten 
und Mitarbeitern der Arbeitsschutzaufsicht angehö-
ren. Das Projekt wurde von einem Arbeitspsycholo-
gen begleitet.

Es wurden eintägige Schulungen in den einzelnen 
Regierungsbezirken durchgeführt. Die Teilnahme war 

Mit der Aktion sollten drei Ziele verfolgt werden:
-

aufsicht in Baden-Württemberg für die Abfrage von 
Indikatoren zur psychischen Belastung am Arbeits-
platz

mit diesem Thema in den Betrieben im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung

-
logie erarbeiteten Fragebogens (Arbeitshilfe)
Der Fragebogen „Arbeitshilfe der Gewerbeaufsicht 

für Betriebsrevisionen zum Erfassen psychischer Fehl-
belastungen“ war von der Fachgruppe erarbeitet wor-
den und sollte von jedem Gewerbeaufsichtsbeamten 

Von September 2009 bis Juli 2010 wurde die Aktion 
in Betrieben im gesamten Landesgebiet von Baden-
Württemberg durchgeführt.

Bei regulären Betriebsbesuchen und Revisionen 
wurden die Fragebögen (n = 742) mit Fragen über 

Bedeutung zukommt. Einfache Möglichkeiten zur 
Entschärfung von Situationen, die zur psychischen 
Fehlbelastung führen können, wie die Kommunika-
tion, werden fast unbewusst überall eingesetzt. Das 

Lösung angestrebt wird. Strategische organisato-
rische Präventionsmaßnahmen zur Vermeidung von 
psychischen Fehlbelastungen oder zur Lösung von 

Betriebe haben sich mit der Problematik schon inten-
siver beschäftigt als kleinere Betriebe. Insgesamt be-
steht hier noch viel Entwicklungsbedarf.

Die Arbeitshilfe (Fragebogen) könnte durch Op-
timierung einiger Schwachstellen weiterentwickelt 
werden. Auch müssen die Fragen besser auf Klein-
betriebe anwendbar sein.

Wegen der Bedeutsamkeit der „psychischen Fehl-
belastungen am Arbeitsplatz“ plant das SM eine Wei-
terführung der Aktion mit weiteren Schulungen und 
Fragebogenaktionen. 

Das Ziel ist es, die Beschäftigten der Aufsichtsbe-
hörden zu befähigen, bei Betriebsbegehungen und 
Revisionen den Aspekt der „Psyche“ mit einzubezie-
hen und auch bei konkreten Anfragen Lösungsansät-
ze vorschlagen zu können.
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Masernwelle im Frühjahr 2011
Dorothee Lohr, Ref. 95

Das Frühjahr 2011 war durch eine hohe Masernakti-
vität in Baden-Württemberg geprägt. Der größte Aus-
bruch mit 194 Fällen hielt insgesamt 11 Wochen an.

Während in Zeiten mit geringer Masernaktivität im 
gesamten Kalenderjahr zwischen 20 und 70 Masern-
erkrankungen über die Gesundheitsämter an das 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg (LGA) 
übermittelt werden, verzeichnete die Meldestelle nach 

endlich 13 Fälle in sieben Landkreisen als Masern-
ausbruch zusammengefasst wurden. 

Typisierung am Nationalen Referenzzentrum 
(NRZ)

Letztgenannter Ausbruch wurde durch den in 
Deutschland selten auftretenden Stamm D8 verur-
sacht, der auch von Masernerkrankten nach Exposi-
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Infektionsschutzgesetz (IfSG) im LGA in den Jahren 
2006 (134 Fälle) und 2010 (160 Fälle) eine deutlich 
stärkere Verbreitung. Spitzenreiter war bisher das 
Jahr 2008 mit 385 Masernerkrankungen. Das Jahr 
2011 übertraf jedoch mit 526 Erkrankungen die Vor-

Ausbrüchen in Haushalten statt, da Erkrankte die 
Viren fast immer an empfängliche Familienmitglie-
der, d. h. ungeimpfte Personen ohne bisherige Ma-
sernerkrankung, weitergeben. Ein erheblicher Anteil 

194 Fällen in 15 Wochen mit wesentlicher Ausbrei-
tung an einer Schule mit anthroposophischem Hin-
tergrund. Dass man sich nicht nur in Schulen oder 
Kindertageseinrichtungen anstecken kann, zeigen 
kleinere Ausbrüche nach Kontakten in einem Ska-
terpark, in der Tanzstunde oder auch während einer 
Sportveranstaltung: Teilnehmer eines internationa-
len Fußballturniers in Italien (Rimini) importierten die 
Masern nach Baden-Württemberg und verbreiteten 
diese auf einem großen Musikfestival, so dass letzt-

tion in der Tschechischen Republik, Indien und Italien 
(Florenz) eingeschleppt wurde. Vermutlich ebenfalls 
aus dem Ausland importiert und hier in Deutschland 
im März 2011 erstmals diagnostiziert ist der Stamm 
G3. Dieser wurde bei Patienten in zwei benachbarten 
Landkreisen nachgewiesen und verbreitete sich nicht 
weiter. Bei einem nach Kamerun gereisten Patienten 
wurde der Genotyp B isoliert, der in Afrika endemisch 

den in Deutschland kursierenden Stamm D4. Die Ty-
pisierung der Masernviren aus Untersuchungsmaterial 
wie Rachenabstrichen oder Urin erfolgt am NRZ für 
Masern, Mumps und Röteln/Berlin, das somit einen 
wertvollen Beitrag zur Überwachung der Masernak-
tivität und -verbreitung liefert. Neben der Aufklärung 
von Infektketten durch Typisierung wird am NRZ wie 
auch bei niedergelassenen Laboren die klinische 
Masern diagnose bestätigt bzw. verworfen. Klinisch 
übermittelte Masernfälle, bei denen z. B. Röteln, 
Ringelröteln oder Scharlach nachgewiesen wurden, 
konnten folglich gestrichen werden. 
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Eine Untersuchung bei Erwachsenen in Baden-
Würt temberg ergab, dass bei über 90 % der Unter-
suchten ein  Immunschutz gegen Tetanus, Masern 
und Röteln festgestellt werden konnte. Ein ausrei-
chender Schutz bzw. Antikörper gegen Diphtherie 
wurde nur bei etwa 70 % der Untersuchungsteilneh-
mer beobachtet.

Im Rahmen einer Untersuchung bei Erwachsenen 

Immunstatus in Bezug auf Diphtherie, Tetanus, Masern und Röteln 
bei Erwachsenen
Iris Zöllner, Christiane Wagner-Wiening (bis 03/2011 Ref. 93), Ref. 95; Doris Reick, Silke Fischer, Ref. 93

Gegen Tetanus waren 98,5 % der Teilnehmer ge-
schützt, nur 1,5 % hatten keinen ausreichenden Im-
munschutz. 78 % der Teilnehmer hatten in den letz-
ten zehn Jahren vor der Untersuchung eine Impfung 
gegen Tetanus erhalten.

Einen ausreichenden Schutz gegen Masern hatten 
98 % der Teilnehmer, bei 0,5 % war die Antikörper-
konzentration in einem grenzwertigen Bereich, d. h. 
der Immunschutz gegen Masern war fraglich, und 
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in Baden-Württemberg wurden auch Seroprävalen- 
zen in Bezug auf Diphtherie, Tetanus, Masern und  
Röteln bestimmt. Teilnehmer an der Untersuchung  
waren 1 394 Mitarbeiter von zehn Landrats ämtern. 

Einen ausreichenden Schutz gegen Diphtherie hat-
ten 72 % der Teilnehmer, bei 10 % war die Antikör-
perkonzentration in einem grenzwertigen Bereich, 
d. h. der Immunschutz gegen Diphtherie war fraglich, 
und 18 % hatten keinen ausreichenden Immunschutz 
(s. Abbildung). Nach eigenen Angaben hatten 57 % 
der Teilnehmer in den letzten zehn Jahren eine Imp-
fung gegen Diphtherie erhalten. 

1,5 % hatten keinen ausreichenden Immunschutz. 
Von den Teilnehmern waren 37 % nach eigenen An-
gaben gegen Masern geimpft worden (6 % in den 
letzten zehn Jahren.) 

Gegen Röteln waren 93,6 % der Teilnehmer ge-
schützt, bei 3,8 % war die Antikörperkonzentration in 
einem grenzwertigen Bereich, d. h. der Immunschutz 
gegen Röteln war fraglich, 2,6 % hatten keinen aus-
reichenden Immunschutz. 45 % der Teilnehmer hat-
ten in den letzten zehn Jahren vor der Untersuchung 
eine Impfung gegen Röteln erhalten (8 % in den letz-
ten zehn Jahren).

Seroprävalenzen bei Erwachsenen in Baden-Württemberg  
in Bezug auf Diphtherie, Tetanus, Masern und Röteln
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Hantaviren gehörten noch vor wenigen Jahren bei 
uns eher zu den seltenen „exotischen Viren“. Seit 
zwei Hantavirus-Epidemien in den Jahren 2007 und 
2010 ist dies anders.

Erkrankungen durch Hantaviren haben in den letz-
ten Jahren in Baden-Württemberg stark zugenommen. 

Hantavirus – ein exotisches Virus wird heimisch
Christiane Wagner-Wiening, Ref. 95

n = 81
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Epidemien durch den Subtyp Puumala haben in den 
Jahren 2007 und 2010 zu 1 090 bzw. 998 übermit-
telten Fällen geführt. Im Jahr 2011 wurden insgesamt 
135 autochthone Hantavirus-Fälle übermittelt, davon 
allein 81 Fälle von Oktober bis zum Jahresende. Das 
sind im Vergleichszeitraum deutlich mehr Hantavirus-
Erkrankungen als im gleichen Zeitraum der Vorjahre 
(2008: 15, 2009: 45, 2010: 54 Fälle). Drei von vier 
Er krankten waren Männer. Bei 70 % der Patienten 
lag eine Nierenfunktionsstörung vor. Betroffen waren 
vor allem Landkreise mit hohem Buchenwaldanteil. 
Hantaviren werden über Rötelmäuse verbreitet, die 
das Virus über Kot und Urin ausscheiden. Ihre wich-
tigste Nahrungsquelle sind Bucheckern. Nach dem 
trockenen Sommer 2011 waren die Buchen beson-
ders stark mit Bucheckern behangen. Diese so ge-
nannte Buchenmast begünstigt die Vermehrung von 
Rötelmäusen. Den in den letzten Jahren aufgetre-
tenen Hantavirus-Ausbrüchen ging regelmäßig eine 
Buchenmast im Vorjahr voraus. Ein erhöhtes Infek-
tionsrisiko besteht dort, wo Rötelmäuse vorkommen 
und bei Tätigkeiten, bei denen Staub aufgewirbelt 
wird. Dies betrifft vor allem Holzarbeiten in Wald und 
Garten und die Reinigung von Kellern, Schuppen, 
Scheunen und Ställen. Aktuell steht weder ein Impf-

-

Übermittelte Hantavirus-Fälle in Baden-Württemberg im Jahr 2011 nach Geschlecht und Alter (n = 132) 

Übermittelte Hantavirus-Fälle in den Kalender- 
wochen 40-52/2011 – nach Infektionsort

1-2 Fälle  

5+ Fälle 

3-4 Fälle 

ohne Fälle 

fügung. Die Vermeidung des Kontakts mit Ausschei-
dungen von Nagern ist die wichtigste Maßnahme 
einer Infektionsverhütung. Daneben ist die Bekämp-
fung von Nagetieren wichtig. Weitere Schutz- und 
Vorbeugemaßnahmen sollten eingehalten werden. 
Das Befeuchten von Flächen vor Reinigungsarbeiten 

Nagerausscheidungen vermindert das Expositions-
risiko. Das Tragen von Staubschutzmasken kann das 
Einatmen und Einmalkittel das Verschleppen von er-
regerhaltigem Staub verhindern.
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Mäuse als Haustiere – eine Gefahr für die Gesundheit?
Kirsten Raithel, Ref. 95

Eine �unge Frau erkrankte nach einem Mäusebiss 
schwer an Leptospirose – einer Erkrankung, die auch 
lebensbedrohlich verlaufen kann.

Die Leptospirose ist eine Infektionskrankheit, die 
sich vom Tier auf den Menschen übertragen kann und 
daher als Zoonose bezeichnet wird. Es handelt sich 
um eine weltweit vorkommende, akut verlaufende Er-

Haushaltsreiniger empfohlen, zur feuchten Reinigung 
sollten Handschuhe getragen werden. Der Lebens-
partner der Patientin, der in der gemeinsamen Woh-
nung lebt, und eine weitere Person, die die Mäuse 

erkrankt. Die Patientin ist inzwischen wieder gesund.
In Baden-Württemberg wurden im Jahr 2011 dem 

Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 15 Lep-
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Junge braunweiße Farbmaus

krankung, die durch das Bakterium Leptospira interro-
gans verursacht wird. Im letzten Jahrzehnt wurden in 
Baden-Württemberg pro Jahr 6-29 Leptospirose-Fälle 
gemeldet. Natürliche Wirte sind vor allem Nagetiere 
(Ratten und Mäuse), aber auch andere Säugetiere. 
Die Übertragung auf den Menschen erfolgt in der Re-
gel über kleine Hautverletzungen durch direkten oder 
indirekten Kontakt (kontaminiertes Wasser, Schlamm) 

Tiere und der Genuss von kontaminiertem Wasser 
können zur Erkrankung führen. Bestimmte Berufs-
gruppen sind besonders exponiert, wie Kanalarbei-
ter, Laborpersonal, in der Landwirtschaft und im Ve-
terinärwesen Tätige, ebenso Urlaubsreisende in tro-
pischen oder subtropischen Gebieten (insbesondere 
Überschwemmungsgebieten) und Wassersportler. 
Die Inkubationszeit beträgt 5-14 Tage. Nach Anste-
ckung beginnt ein vielseitig klinisches Bild. Typisch 

treten auch lebensbedrohliche Formen mit Ikterus, 
Blutungsneigung, Leber- und Nierenversagen (so 
genanntes Morbus Weil) und Meningitis/Meningoen-
zephalitis auf. Die Diagnose erfolgt über Antikörper-
nachweis im Blut oder Nachweis der Erreger im Blut 
oder im Urin. Eine Behandlung erfolgt mit Antibiotika.

Leptospirose-Erkrankungen durch Farb- 
mäuse/nach Mäusebiss

Eine junge Patientin mit grippeähnlichen Symp-
tomen, Fieber mit Schüttelfrost, Myalgien, Übelkeit 
und erhöhten Transaminasen im Blut wurde stationär 
aufgenommen. Im Labor konnte eine Leptospirose 
nachgewiesen werden. Fünf Tage vor Erkrankungs-
beginn wurde die Patientin von einer der insgesamt 
zehn in der Wohnung gehaltenen Mäuse (Farbmäu-
se) gebissen. Im Konsiliarlaboratorium für Leptospi-
rose wurde aus dem Blut der Patientin und aus Pro-
ben der Farbmaus mittels PCR Leptospiren-DNA der 
Spezies Leptospira borgpetersenii, Serovar hardjo 
nachgewiesen. Die Isolate stimmten überein. Das Ve-
terinäramt wurde eingeschaltet. Die Mäuse wurden 

Zubehör entsorgt. Da sich die Mäuse teilweise frei in 
der Wohnung bewegten, wurde vom Gesundheitsamt 
eine gründliche Reinigung mit einem chlorhaltigen 

tospirose-Fälle übermittelt. In fünf Fällen handelte es 
sich um reiseassoziierte Infektionen. Zehn Fälle wur-
den autochthon erworben. Bei drei Patienten gelang 
ein Erregernachweis mittels PCR, und eine weitere 
Typisierung konnte durchgeführt werden. Dabei wur-
den Leptospiren der Spezies Leptospira interrogans, 
Serovar copenhageni und Serovar canicola und Lep-
tospira borgpetersenii, Serovar hardjo nachgewiesen.

2011 wurden zwei weitere Leptospirose-Fälle über-
mittelt, die indirekt und direkt mit Haustieren in Ver-
bindung stehen. Eine 42-jährige Frau zog sich bei 
der Rettung ihres Hundes aus einem Flusskanal 
eine Verletzung am Unterschenkel zu und erkrankte 
daraufhin an einer Leptospirose mit dem klinischen 
Bild einer Meningitis/Enzephalitis. Bei einer 50-jäh-
rigen Hundehalterin traten grippeähnliche Symptome 
auf, nachdem elf Tage zuvor bei ihrem Hund Lepto-
spirose diagnostiziert worden war. Labordiagnostisch 
wurde dann auch bei der Hundehalterin eine Lepto-
spirose festgestellt.

Nach entsprechender Exposition und dem Auftre-
ten von Fieber, grippeähnlichen Symptomen, Ikte-
rus, Blutungsneigung, Leber- und Nierenversagen 
und/oder Meningitis/Meningoenzephalitis unklarer 
Ursache sollte auch an eine Infektion mit Leptospi-
ren gedacht werden. 
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Metabolisches Syndrom & Diabetes – LGA-Symposium zu  
aktuellen Aspekten der Prävention
Michael Böhme, Jana Müller, Abt. 9

Lebensstilassoziierte Erkrankungen gewinnen eine 
zunehmende Bedeutung für die Lebensqualität. Sie 

Lebensstil und gesunde Lebensbereiche positiv be-

Gesundheitsziel Diabetes mellitus Typ 2 

Die Folgen des derzeitigen demographischen Wan-
dels mit zunehmender Lebenserwartung sowie Ver-
änderungen des Krankheitsspektrums von Infektions-
krankheiten hin zu so genannten Wohlstandserkran-

Symposium des LGA gibt Impulse

Das Symposium des Landesgesundheitsamtes Ba-
den-Württemberg (LGA) am 07.10.2011 gab einen zu-
sammenfassenden Überblick über den aktuellen Wis-
sensstand zu Primärprävention und Früherkennung 
des Metabolischen Syndroms und Diabetes Typ 2. 
Es wurde u. a. in Kooperation mit dem Ministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Senioren, der Deutschen Diabetes-Stiftung (DDS), 
dem Deutschen Diabetiker Bund – Landesverband 
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kungen wie z. B. Übergewicht, Bluthochdruck oder 
Diabetes, die zusammen mit Fettstoffwechselstö-

gehören, sind von langfristiger Bedeutung für die 
Lebensqualität des Einzelnen und der Gesellschaft. 

verbreitet, sondern betreffen zunehmend auch immer 
jüngere Menschen. In der Regel handelt es sich dabei 
um chronische, lebensstilassoziierte Krankheiten, die 
entscheidend mit durch den „modernen“, „westlichen“ 
Lebensstil bedingt sind. Dieser ist wesentlich durch 
Bewegungsmangel, ungünstige Ernährung sowie 
Stress geprägt. Das bedeutet andererseits aber auch, 
dass sie sich meist durch einen geeigneten Lebensstil 

-
welten dies unterstützen und Präventionsangebote 
frühzeitig beginnen sowie nachhaltig wahrgenommen 
werden. Eine aktive Gestaltung und Anpassung des 
eigenen Lebensstiles an die „modernen“ Lebensbe-
dingungen von Jugend an ist entscheidend und aus 
Sicht einer nachhaltigen Prävention dabei vorrangig.

Für den Diabetes mellitus Typ 2 wurde das beste-
hende präventive Potential in zahlreichen Studien 
aufgezeigt. Daher wurde 2011 das Gesundheitsziel 
„Diabetes mellitus Typ 2-Risiko senken und Folgen re-
duzieren“ von der Projektgruppe „Gesundheitsziele“, 
die von der AG Standortfaktor Gesundheit des Ge-
sundheitsforums hierzu eingesetzt worden war, als 
eines von acht Zielen mit hoher Priorität vorgeschla-
gen. Unterstrichen wird die Bedeutung dieses Zieles 
für Baden-Württemberg z. B. durch die vorliegenden 
Ergebnisse des derzeit laufenden GEDA-Survey des 
Robert Koch-Instituts aus den Jahren 2008/09, wo-
nach etwa jeder Zehnte in Baden-Württemberg von 
Diabetes Typ 2 betroffen ist, etwa jeder Vierte an Blut-
hochdruck leidet und etwa jeder Zweite übergewich-
tig oder fettleibig ist. Die Angaben für Diabetes Typ 2 
berücksichtigen dabei auch die Dunkelziffer von Men-
schen mit vorhandenem, aber bislang unerkanntem 
Diabetes, wie sie sich aus der KORA-Studie ergeben. 

Baden-Württemberg und der Arbeitsgemeinschaft 
Diabetologie Baden-Württemberg (ADBW) durch-
geführt. Ziel der Veranstaltung war es dabei, the-
matisch berührten Akteuren sowie den sich derzeit 
etab lierenden Kommunalen Gesundheitskonferenzen 
Impulse für eigene oder gemeinsame Aktivitäten zu 
geben. Zusammenfassend wurden durch die unter-
schiedlichen Beiträge die epidemische Dimension 
dieser chronischen Krankheiten und bestehende 
präventive Möglichkeiten aufgezeigt. Es wurde ins-
besondere auch hervorgehoben, dass der moderne 
Lebensstil mit Bewegungsmangel, ungünstiger Er-
nährung sowie Stress zwar chronische Volkskrank-
heiten wie Diabetes und Übergewicht fördert, dieses 
aber kein Schicksal sein muss. Ein besonderes Au-
genmerk in den Workshop-Diskussionen lag zudem 
auf dem Ansprechen von speziellen Zielgruppen wie 
Menschen mit Migrationshintergrund, sozial Benach-

sehr eingeschränkt erreicht. 
In der abschließenden Zusammenfassung der Ver-

anstaltung wurde hervorgehoben, dass in den Beiträge 
die bestehenden vielfältigen Herausforderungen an 
den Einzelnen und die Gesellschaft durch diese chro-
nischen, lebensstilassoziierten Erkrankungen deutlich 
aufgezeigt wurden und bereits 30 Minuten tägliche 
moderate Bewegung viel bewirken kann. Insgesamt 
wurde ein dringender Handlungsbedarf aufgezeigt, 
wobei jedoch schon viele Instrumente vorhanden 
sind, die nur besser, vernetzter und vor allem nach-

ist hierbei nicht nur die Suche nach guten Projekten, 
sondern auch nach geeig-
neten Partnerschaften und 
Vernetzung. 

Die Beiträge des Sympo-
siums sind in der Zeitschrift 
Diabetes aktuell – Schwer-
punktheft Prävention, Heft 
8/2011, veröffentlicht.
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„Diagnostik – Segen und Fluch“  lautete das Thema 
des Symposions Frühförderung 2011 in Stuttgart. Die 
Förder- und Therapieplanung für ein Kind erfordert 
genaues Hinsehen, um auch die Wahrnehmung und 
die Erwartungen des Kindes mit einzubeziehen. Eine 
Stigmatisierung des Kindes ist zu vermeiden, um sei-
ne Entwicklung nicht zu hemmen.

Am 11.10.2011 trafen sich über 350 Teilnehmer 
zum Symposion Frühförderung Baden-Württemberg 
in Stuttgart. Diagnostik bei jungen Kindern aus me-
dizinischer Sicht sowie Selbst- und Fremdsicht von 

Symposion Frühförderung Baden-Württemberg 2011
Anette Winter-Nossek, Ref. 94

die in Videosequenzen zu Wort kamen, schilderten 
retrospektive Erfahrungen im „Behindert-Werden“. 
Wir als Fachleute in der Frühförderung lernen die 
Vorstellungen, Wünsche und Erwartungen von Kin-
dern mit Behinderungen am Besten kennen, indem 
wir sie selbst fragen, ihnen zuhören und sie an Ent-
scheidungen über sie tatsächlich teilhaben lassen. 
Allerdings ist hierin für Kinder mit und ohne Behinde-
rungen noch reichlich Forschungsbedarf.

Sieben Themengruppen am Nachmittag
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Kindern und Jugendlichen mit Behinderungserfah-
rung wurden am Vormittag im Plenum dargestellt. 
Am Nachmittag wurden Aktivitäten des täglichen Le-
bens aufgegriffen, deren Störung nicht selten einem 
als „behinderungsbedingt auffällig“ fehlinterpretierten 
Verhalten bei sehr jungen oder schwer beeinträchtig-
ten Kindern zugrunde liegen kann. 

Das Symposion sollte dazu beitragen, Fachleuten 
Anregungen zum Perspektivwechsel in der Diagnos-
tik zu geben, Diagnostik mit Augenmaß einzusetzen 
und bei unverständlich erscheinenden Verhaltens-
auffälligkeiten nach möglichen zugrunde liegenden 
körperlichen oder seelischen Auslösern zu suchen.

Plenumsvorträge

PD Dr. Gerhard Niemann, Kinder und Jugendarzt, 
Neuropädiater und Leiter der Kinderklinik Schömberg, 
widmete sich der Diagnostik bei jungen Kindern, deren 
Entwicklung einer großen Variabilität und Individualität 
unterliegt. Dennoch sind bestimmte „Grenzsteine“ der 
kindlichen Entwicklung, das sind Entwicklungsstufen, 
die bis zu einem festgelegten Zeitpunkt erreicht sein 
müssen, wichtige Anhaltspunkte für die Diagnostik 
von Entwicklungsstörungen. Bei allen Kindern, ins-
besondere Kindern mit Entwicklungsstörungen oder 
Behinderungen, sind diagnostische Maßnahmen be-
sonders sorgsam abzuwägen und auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken, um Förder- und 
Therapiemaßnahmen darauf begründen zu können.

Prof. Dr. Saskia Schuppener lehrt und forscht am 
Institut für Geistigbehindertenpädagogik der Univer-
sität Leipzig über Selbstwahrnehmung und Selbster-
leben von Menschen mit Behinderungserfahrungen. 

Kindern mit Schwierigkeiten im formalen Lernen und 
verlangsamter Entwicklung spielt die Art und Weise, 
wie wertschätzend und zugleich selbstverständlich wir 
mit ihnen umgehen, für die Stärkung der Persönlich-
keit eine große Rolle. Jugendliche und Erwachsene, 

In Gruppe 1 wurde über junge Kinder mit Schluck- 
und Fütterstörungen sowie Sondenentwöhnung ge-
sprochen. Beispiele machten deutlich, welche kon-
kreten Hilfen es dazu gibt, die den Eltern der betrof-
fenen Kinder vermittelt werden können. Gruppe 2 
befasste sich mit Einschätzung und Unterstützungs-
möglichkeiten bei Kindern mit Kommunikation ohne 
Lautsprache. In Gruppe 3 wurde ein Elterntraining zur 
Förderung lautsprachlicher Kommunikation mit ihren 
Kindern vorgestellt. Themengruppe 4 informierte die 
Teilnehmenden über gesunden Kinderschlaf. Chro-

auf die Entwicklung des Gehirns verursachen. Daher 
ist die Einhaltung von allgemeinen Regeln für einen 
erholsamen Schlaf wichtig, z. B. regelmäßige Schlaf-
zeiten, Einhaltung von Ritualen, ausgeglichene Er-
nährung. Diese werden in die Behandlung der betrof-
fenen Kinder durch Schlaftraining und Information der 
Eltern einbezogen. In Gruppe 5 wurde eine Schmerz-
skala zur Einschätzung von Schmerzzeichen bei Kin-
dern mit Behinderungen vorgestellt und diskutiert. 
Schmerzen als eine mögliche Ursache von Verhal-
tensauffälligkeiten bei behinderten Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsenen sind lange Zeit unbeachtet 

von Strukturen und Tagesabläufen in der häuslichen 
Umgebung oder in der Einrichtung auf Verhaltensauf-
fälligkeiten bei behinderten Kindern und der Notwen-

-
ren Raumgestaltung und Tagesablauf, im Einzelfall 
krankheitsbedingt auch medikamentöse Behandlung 
unter ärztlicher Aufsicht. In Themengruppe 7 wurde 
die Hochfrequenz-Sequenzierung des menschlichen 
Erbguts als neue Methode der humangenetischen 
Diagnostik dargestellt und Erwartungen, Ängste und 
Bedenken diskutiert.

Hauptvorträge und Beiträge zu den Themengrup-
pen sind im Internet eingestellt unter http://www.
gesundheitsamt-bw.de/oegd/Gesundheitsthemen/
FruehfoerderungIntegration/Seiten/default.aspx.

http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Gesundheitsthemen/FruehfoerderungIntegration/Seiten/default.aspx
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An der Landesinitiative zur kommunalen Gesundheits-
förderung beteiligen sich 16 Städte und Gemein den. 
Durch die Zusammenarbeit der Akteure vor Ort, der 
gesundheitsförderlichen Gestaltung der Lebensräu-
me und Angebote zu Bewegung, Ernährung und Le-
benskompetenz wird die Gesundheit der Bevölke-
rung gestärkt.

Die Landesinitiative „Gesund aufwachsen und leben 
in Baden-Württemberg“ ist ein Angebot an alle Städte 

Landesinitiative „Gesund aufwachsen und leben in Baden- 
Württemberg“
Torben Sammet, Ref. 94

der kommunalen und regionalen Akteure sowie die 
Phasen Bedarfsbestimmung, Planung, Durchführung 
und Evaluation. 

Um alle Akteure mit Bezug zu Gesundheit, Bildung 
und Soziales sowie die Bevölkerung zu beteiligen, 
wird in der Kommune ein generationenfreundliches 
Netzwerk zur kommunalen Gesundheitsförderung 
aufgebaut. Die Koordination und Leitung liegt bei 
der Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung. Innerhalb des 
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und Gemeinden in Baden-Württemberg, die sich auf 
den Weg hin zu einem kommunalen Gesamt konzept 
zur Förderung der Gesundheit machen möchten. 
Sie zielt auf die Förderung der Gesundheit und Le-
bensqualität von Kindern, Familien und älteren Men-
schen durch Änderungen im Lebensstil und in den 
Lebensräumen. 

Eine Kommune, die sich an der Landesinitiative 
beteiligt, gründet eine eigene örtliche Initiative (z. B. 
„Gesund leben mit St. Georgen“), die als Dach für 
alle örtlichen Maßnahmen und Angebote dient, die 
ein gesundes Aufwachsen und Leben fördern und 
unterstützen – sowohl für bestehende als auch für 
bedarfsorientierte neue Maßnahmen und Angebote. 

Das Vorgehen vor Ort basiert auf der Partizipa-
tiven Qualitätsentwicklung (s. Abbildung). Diese ist 
gekennzeichnet durch die Partizipation (Beteiligung 
+ Teilhabe) der Zielgruppen, die Zusammenarbeit 

Netzwerkes ermitteln die Akteure gemeinsam, wel-
cher Bestand und Bedarf an Maßnahmen und An-
geboten der Gesundheitsförderung vorhanden sind, 
welche spezielle Risikogruppen bestehen und wel-
che örtlichen Bedingungen ein gesundes Aufwachsen 
und Leben fördern oder eher behindern. Ausgehend 
von dieser Analyse wird im Netzwerk gemeinsam ein 
kommunaler Gesundheitsförderungsplan erstellt, in 

und dargestellt wird, durch welche Maßnahmen die-
se Ziele erreicht werden sollen.

Unterstützung für Kommunen

Die Initiative unterstützt die beteiligten Kommunen 
beim Prozess der kommunalen Gesundheitsförderung 
durch folgende Leistungen:

Zu Beginn erhalten die kommunalen Verwaltungs-
kräfte, welche die Initiative vor Ort leiten und koor-

-
zierung zu kommunaler Gesundheitsförderung.

Zudem bietet das Handbuch „Gesund aufwachsen 
und leben in Baden-Württemberg“ vertiefende In-
formationen zu kommunaler Gesundheitsförderung 
und transparente Empfehlungen zu wirksamen 
Maßnahmen der Gesundheitsförderung.

-
samten Prozess, vom Netzwerkaufbau über die Be-

-
wie die Planung und Umsetzung von Maßnahmen 
bis hin zur Kontrolle des Erfolges und berät jede 
Kommune ganz individuell und bedarfsorientiert.

Die Beratung beinhaltet zudem einen Überblick über 
qualitätsgesicherte Maßnahmen der Gesundheits-
förderung (z. B. zu Ernährung, Bewegung, Lebens-
kompetenz, sozialer Teilhabe und geistiger Aktivität) 
und am örtlichen Bedarf abgeleitete Empfehlungen.

Zwei jährliche Netzwerktreffen auf Landesebene 
ermöglichen den gegenseitigen Austausch der be-
teiligten Kommunen.

Der Zyklus der Partizipativen  
Qualitätsentwicklung (PQ-Zyklus);  

Quelle: Wright, Block & von Unger, 2009
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Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
(LGA) macht beim ersten bundesweiten Aktionstag 
in der Stuttgarter Königsstraße auf die Thematik der 
Glücksspielsucht aufmerksam.

Die Teilnahme an Glücksspielen ist in der deutschen 
Bevölkerung weit verbreitet. 87 % der Deutschen 
nehmen mindestens einmal in ihrem Leben an einem 

Glücksspiel – hau’ dein Geld doch gleich in die Tonne!
Katja Schnell, Ref. 94

ma „Öffentlichkeitsarbeit in der Suchtpräven tion“ 
durchgeführt. Zahlreiche der dort erarbeiteten und 
erlernten Methoden wurden am 29.09.2011 an 13 
Standorten in Baden-Württemberg in 17 Aktionen 
umgesetzt. Bodenzeitungen wurden ausgelegt, Pres-
segespräche veranstaltet, Telefonberatungen ange-
boten – und vieles mehr. Die Aktivitäten in Baden-
Württemberg sowie die Pressearbeit wurden durch 
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Glücksspiel wie beispielsweise Lotto 6 aus 49 oder 
Spiel 77 teil oder spielen an Spielautomaten in Spiel-
hallen (Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung 2010). Während dies für die meisten Menschen 
ohne negative Folgen bleibt, wird das Glücksspiel für 
2,4 % der 14- bis 64-jährigen Gesamtbevölkerung 
in Deutschland einmal in ihrem Leben zum Problem 
(Page-Studie 2011). Aktuell gibt es in Baden-Würt-
temberg etwa 38 500 pathologische Glücksspieler. 
Bei weiteren 34 100 wird die Spielsucht als proble-
matisch eingestuft.

Glücksspielsucht ist eine Krankheit. Sie bestimmt 
den Alltag von pathologischen Spielern. Bei keiner 
anderen Sucht ist die Gefahr der Verschuldung und 
Verarmung so groß. Auch die Familien der Betroffenen 
werden von den Folgen der Sucht tangiert. Arbeitslo-
sigkeit, Verlust der Wohnung, Fehlen von Dingen des 
täglichen Bedarfs, Vereinsamung, Brüche in Bezie-
hungen und in der Familie sowie Suizid(-versuche) 
sind mögliche Folgen einer Glücksspielsucht.

Doch Glücksspielsucht ist nicht ausweglos! Bera-
tung und Therapie, aber auch Selbsthilfegruppen, 
können den Spielern helfen, ihre Sucht in den Griff zu 
bekommen. Schuldnerberatungsstellen unterstützen 

in den Griff zu bekommen.

Bundesweiter Aktionstag Glücksspielsucht

Am 29.09.2011 fand der erste bundesweite Ak-
tionstag Glücksspielsucht statt. Im Vorfeld wurde im 
Juli bereits ein vom LGA und dem Ministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-
nioren (SM) organisierter Workshop mit dem The-

das LGA koordiniert.
Das LGA machte gemeinsam mit dem SM in der 

Stuttgarter Königsstraße auf die Problematik der 
Glücksspielsucht aufmerksam. Unter dem Motto 
„Glückspiel – hau’ Dein Geld doch gleich in die Ton-
ne“ wurde mit Hilfe von Mülltonnen, aus denen über-
dimensionale Geldscheine ragten, das Gespräch 
mit den Bürgern gesucht, aufgeklärt und wertvolle 
Informationen vermittelt. Übergroße 10-, 20- und 
50-Euro-Scheine, auf deren Rückseite kurze Infor-
mationen zum Thema Glücksspielsucht und der Link 
zur vom LGA gestalteten fünfsprachigen Homepage 
www.spass-statt-sucht.de abgedruckt sind, regten 
zum Durchlesen und Mit-nach-Hause-Nehmen an.

Sowohl bei den Bürgern als auch bei der Presse 
stieß die Aktion auf großes Interesse. In Stuttgart und 
Baden-Württemberg war der Aktionstag ein großer 
Erfolg, aber auch bundesweit fand er Beachtung. 
Daher wird der bundesweite Aktionstag Glücksspiel-
sucht am 25.09.2012 wiederholt.
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Die auf lang�ähriger empirischer Forschung basieren-
de Angewandte Verhaltensanalyse kann bei Anwen-

und Lernfortschritten bei Kindern mit einer Autismus-
Diagnose beitragen. 

ABA ist eine auf vielen Jahrzehnten empirischer For-
schung basierende wissenschaftliche Methode, wel-
che die funktionellen Beziehungen zwischen Umwelt 

Applied Behavior Analysis (ABA) – Angewandte Verhaltensanalyse
Claudia Lucka, Birgit Berg, Ref. 94

wie verschiedene Unterrichtsformate wie das Discrete 
Trial Teaching oder Natural Environment Teaching 
an. Die Terminologie, Prinzipien und Techniken der 
ABA können als universal betrachtet werden, da sie 
auf nahezu jedes Verhalten anwendbar sind – dazu 
zählen z. B. einfache motorische Fähigkeiten wie 
Klatschen oder Hüpfen, aber auch komplexere Fer-
tigkeiten wie der Erwerb funktionaler Sprache. Er-
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und Verhalten untersucht. Ziel ist es, unter Anwendung 
lern- und motivationstheoretischer Prinzipien sozial 
bedeutsame Verhaltensänderungen anzustoßen und 
so eine verbesserte Kommunikation zwischen Indivi-
duen zu etablieren. Folgende Grundannahmen sind 
hierbei zentral: Das Verhalten eines Kindes kann in 
einer bestimmten Situation konkret beobachtet so-
wie umfassend und systematisch erfasst werden. So 

Ereignisse) und Konsequenzen (nachfolgende Er-
eignisse) bestimmen, die Aufschluss darüber ge-
ben, warum ein Verhalten gezeigt (Motivation) und 
wie es aufrecht erhalten wird (Verstärkung). Weiter-
hin wird davon ausgegangen, dass jedes Kind in der 
Lage ist, neue Verhaltensweisen zu erlernen, wenn 
es entsprechend seiner individuellen, aktuellen Vor-
lieben und Bedürfnisse motiviert und verstärkt wird. 
Arbeitsgrundlage in modernen ABA-Programmen ist 
dabei eine positive, wertschätzende und tragfähige 
Beziehung zum Kind, deren Aufbau und Aufrechter-
haltung fester Bestandteil der Programme ist. Auch 
dem Lernen durch positive Verstärkung wird zentrale 
Bedeutung beigemessen.

Ein Pionier im Bereich der Anwendung von ABA 
auf Kinder mit autistischen Störungen war der 2010 
verstorbene amerikanische Psychologe Prof. Dr. Ivar 
Lovaas. Der Durchbruch gelang ihm im Jahr 1987 mit 
der Veröffentlichung einer wegweisenden und kon-
trovers diskutierten Studie. Die eingesetzten Metho-
den wurden seitdem kontinuierlich weiterentwickelt 
und verändert. Diese auf dem Lovaas-Modell basie-
renden Frühinterventionen gelten heute als am bes-
ten empirisch abgesicherte Frühinterventionen bei 
Kindern mit Autismus. 

Langfristiges Ziel ist die Etablierung gelingender 
Kommunikation und sozialer Interaktion, indem das 
Auftreten förderlicher Verhaltensweisen auf- und/
oder ausgebaut und das Auftreten hinderlicher Ver-
haltensweisen eingeschränkt und/oder abgebaut 
wird. Verhaltensanalysten wenden dabei Prinzipien 
und Techniken wie Verstärkung, Prompting, Fading, 

-

gänzend ist zu erwähnen, dass das Erlernen für sich 
genommen abstrakt wirkender Handlungen wie z. B. 
Mit-dem-Fuß-Stampfen durch Imitation des Gegen-
übers in der Regel in einen im Vorfeld festgelegten 
Gesamtkontext wie z. B. das selbstständige Lernen 
durch Imitation anderer eingebettet ist.

Die Umsetzung von ABA ist komplex und erfordert 
neben umfangreichem theoretischen Wissen aus-
reichend Übung und praktische Erfahrung. Um die 
korrekte Anwendung von ABA in der Praxis sicher-
zustellen, hat das US-amerikanische Behavior Ana-

-
führt, welches kontinuierlich weiterentwickelt und an 
den aktuellen Stand der Forschung angepasst wird. 
Hierzu gehören auch ein verbindlicher Verhaltens-
Codex und ein transparentes Beschwerde-Manage-
ment-System.

Im Gegensatz zur Situation in vielen anderen Län-
dern ist ABA in Deutschland recht unbekannt und 

-
schen Menschen Anwendung. ABA-Methoden kom-
men weltweit, u. a. aber auch bei der Behandlung 
von Essstörungen, Herz-Kreislauferkrankungen oder 
in der Gerontopsychiatrie zum Einsatz. Inzwischen 
gibt es in Deutschland einige BCBAs und BCaBAs, 
aber noch keine vom amerikanischen Board aner-
kannten Universitäten, an welchen eine Ausbildung 
absolviert werden könnte. In der Deutschen Gesell-
schaft für Verhaltensanalyse e. V. (DGVA) haben sich 

-
sen (http://dgva.org), um den Bekanntheitsgrad der 
Methode zu steigern und Ausbildungsmöglichkeiten 
in Deutschland zu etablieren.

Einen guten Einblick in die Methode und Prozeduren 
insbesondere für die Anwendung bei autistischen Kin-
dern gewährt das Buch „A Work in Progress – Be-
havior Management Strategies and a Curriculum for 
Intensive Behavioral Treatment of Autism“ von Leaf 
& McEachin (1999).
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Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass die seit 
2004 bestehenden fachlichen Empfehlungen zum 
Thema HIV- und STD-Prävention erweitert werden 
müssen.

US-Außenministerin Hillary Clinton hielt im Novem-
ber 2011 im National Institute of Health in Bethesda 
eine Rede zum Thema „Creating an AIDS-Free Ge-

HIV- und STI-Prävention in Baden-Württemberg – quo vadis?
Johanna Körber, Ref. 94

dass die ART bei frühem Therapiebeginn das Risiko 
einer HIV-Infektion des Sexualpartners im Vergleich 
zur ART bei spätem Therapiebeginn um 96 % senkt. 
Weitere Studien, insbesondere die Kelley-Studie von 
2011, deuten darauf hin, dass unter effektiver ART 
auch bei einer vorhandenen sexuell übertragbaren 
Infektion (STI) die Viruslast in der Regel nicht anzu-
steigen scheint. Die Datenlage ist aber keineswegs 
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neration“. Um eine „Aids-freie Generation“ zu schaf-
fen, müsste weltweit folgendes Szenario gelten: Es 

Mutter auf das Kind statt. Diese Kinder laufen als 
Teenager und Erwachsene im Vergleich zu den heute 
Lebenden in weit geringerem Maße Gefahr, sich mit 
HIV anzustecken, weil eine breite Palette von HIV-
Präventionsmethoden zur Verfügung steht. Falls sie 

Behandlung, womit sowohl der Ausbruch von Aids als 
auch die Übertragung von HIV auf andere verhindert 
wird. Drei Schlüssel-Interventionen sind erforderlich, 
um dieses ehrgeizige Ziel zu erreichen: die Verhinde-
rung der Mutter-Kind-Übertragung während Schwan-
gerschaft und Stillzeit, die freiwillige Zikumzision bei 
Männern und die früh einsetzende Behandlung bereits 

klar, dass mit keinem dieser Interventionen allein eine 
Aids-freie Generation erreicht werden kann, sondern 
dass dies nur durch die Kombination aller drei Strate-
gien möglich ist. Die kombinierte Prävention hat dann 
den größten Erfolg, wenn sie durch die Propagierung 
von Kondomgebrauch verstärkt wird.

Diese Aussagen stützen sich u. a. auf folgende 
Forschungsergebnisse: 2010 hat die Mma Bana-
Studie zur Mutter-Kind-Übertragung nachgewie-
sen, dass die konsequente antiretrovirale Thera-
pie während der Schwangerschaft und der gesam-
ten Stillzeit die Übertragung des HI-Virus auf das 
Kind weitgehend verhindern kann. Die Mutter-Kind-
Transmissionsrate lag bei 1,1 %. Die medizinisch 
fachgerechte Zirkumzision bei Männern senkt das 
Risiko der HIV-Übertragung bei Männern durch he-
terosexuellen Geschlechtsverkehr um bis zu 60 %. 

Männer nicht die Weitergabe des Virus an ihre Part-
nerinnen. Ebensowenig konnte eine Reduktion der 
HIV-Übertragung durch Zirkumzision bei Männern, 
die Sex mit Männern (MSM) haben, bestätigt werden. 
Im Jahr 2011 belegte die HPTN 052-Studie, dass 
durch antiretrovirale Therapie (ART) die Infektiosi-
tät von HIV-Positiven minimiert wird. Es zeigte sich, 

ausreichend, um die STI-Problematik vernachlässi-
gen zu können. Der zusätzliche Einsatz von Kondo-
men zur Minimierung des STI-Risikos ist daher in je-
dem Fall empfehlenswert. Die Kelley-Studie kommt 
jedoch zu dem Schluss, dass die ART auch für MSM 
als Präventionsmethode geeignet ist, weil in der Re-
gel bei niedriger Viruslast im Blut auch die Viruslast 
im Rektum niedrig ist, und das Vorliegen der unter-
suchten bakteriellen STI die Viruslast nicht steigerte.

Fazit: Um die Übertragung von HIV von der Mutter 
auf das Kind zu minimieren, wurde im August 2011 
in den Mutterschaftsrichtlinien festgelegt, dass die 
Durchführung der Beratung zum HIV-Antikörpertest 
im Mutterpass zu dokumentieren ist. Damit ist die-
se wichtige Präventionsmaßnahme in Deutschland 
eingeführt. Die Zirkumzisionsempfehlung kann in 
Deutschland vernachlässigt werden. Sie ist vor allem 
in Ländern mit sehr hoher HIV-Prävalenz von Bedeu-
tung. Die ART, die das Risiko einer Infektion des Se-
xualpartners um 96 % senkt, und die damit genauso 
effektiv wie regelmäßiger Kondomgebrauch ist, muss 
in die Präventionsstrategie von Baden-Württemberg 
integriert werden. Bisher wurde bei der HIV- und STI-
Prävention nahezu ausschließlich auf Aufklärung und 
die Propagierung des Kondomgebrauchs gesetzt. 
Diese Maßnahmen sind durch eine Test-Motivations-
Strategie zu ergänzen. Dies bedeutet, Menschen 
müssen ermutigt werden, sich nach Risikokontakten 
testen zu lassen, damit für den Fall einer Infektion die 
Behandlung rechtzeitig eingeleitet werden kann. Auf-
klärung und Beratung werden durch die zusätzliche 
STI-Problematik komplexer. Von dem oft unausge-
sprochenen, aber von vielen Fachleuten immer noch 
verinnerlichten Konzept, Menschen kommen einmal 
im Leben zur Aids-Beratung, lassen sich auf HIV tes-
ten und sind dann für den Rest ihres Lebens versorgt, 
gilt es, Abschied zu nehmen. Test-Motivations-Stra-
tegie bedeutet auch, Menschen zu motivieren, sich 
risikobezogen auch auf STIs screenen zu lassen, weil 
STIs die Übertragung von HIV erleichtern. Testen und 
rechtzeitig behandeln ist damit wesentlicher Teil der 
HIV-Prävention.
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Allergene in der Luft – überall und am Arbeitsplatz
Cornelie Einsele, Ref. 96

Allergene in der Luft sind oft Ursache von Atemwegs-
erkrankungen. Welche Stoffe erweisen sich als Aller-
gene? Gibt es bei den berufsbedingten allergischen 
Atemwegserkrankungen einen Trend?

Die Nase juckt auf einmal, läuft oder ist verstopft, 
Niesen, Atembeklemmungen stellen sich ein, Luft-
not drängt zu rascher Hilfe. Nicht wenige Menschen 

als entscheidende Krankheitsursache. Bei 84 dieser 
140 Fälle fand man als allergieauslösende Stoffe 
Mehle und andere bäckertypische Substanzen. Als 
Inhalationsallergene erwiesen sich ansonsten spezi-

landwirtschaftliche Stäube (4), Schimmel pilze (3), Vor-
ratsmilben (3), Fische (2), Stäube von Holz (1) und 
Kartonagen (1) sowie chemische Stoffe (18). Unter 
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leiden unter diesen und ähnlichen Beschwerden. Als 
Auslöser in Betracht kommen eine Vielzahl eigentlich 
unschädlicher Stoffe aus der Umwelt, welche, über 
die Atmung aufgenommen, die Reaktionsfähigkeit 

Allergie hervorrufen können. Beim Einatmen von Al-
lergenen vom Sofort-Typ treten dann innerhalb von 
Sekunden bis wenigen Stunden Krankheitssymptome 
auf in Form entzündlicher Erscheinungen an den 
Schleimhäuten von Nase, evtl. den Augenbindehäu-
ten und der äußeren Haut, an den oberen und tiefen 
Atemwegen bis hin zum lebensbedrohlichen anaphy-

Sensibilisierungen vom Sofort-Typ auf ubiquitäre Al-
lergene aus dem großen Spektrum der Pollen, Mil-
ben (Kot), Tierhaare, Schimmelpilze.

In der Arbeitswelt ganz im Vordergrund steht das 
so genannte Bäckerasthma, verursacht durch Mehle 
verschiedener Getreidesorten, evtl. in Verbindung mit 
Mehlparasiten wie Reismehlkäfer und Mehlmotte. Zu 
sonstigen Inhalationsallergenen am Arbeitsplatz als 
Ursache von obstruktiven Atemwegserkrankungen 
zählen vor allem Futtermittel- und Getreidestäube, 
Stäube, welche Schimmel- und Strahlenpilze, Spinn- 

-
zen, Naturgummilatex enthalten, Stäube von Nutz- 
und Labortieren, Stäube von Hölzern wie Rotzeder, 
Abachi, Limba, chemische Stoffe bei der Herstellung 
und Verarbeitung von Kunstharzen (wie Dicarbon-
säureanhydride, Isocyanate), Cobalt-, Nickel- Pla-
tinverbindungen, Enzyme (wie Amylasen, Cellula-
sen, Papain).

Welche Allergene traten bei den berufsbedingten 
Atemwegserkrankungen in Baden-Württemberg be-
sonders in Erscheinung? Unter den im Jahren 2009 
und 2010 als Berufskrankheit gemeldeten allergischen 
Atemwegserkrankungen, welche ausgewertet werden 
konnten, erwiesen sich in 140 Fällen Berufsal lergene 

Letzteren waren neun Fälle mit Allergien auf unter-
schiedliche Enzyme und fünf auf Ammoniumpersul-
fat (Haarbleichmittel). Auffallend ist, dass Chemika-
lien an der Entstehung von berufsbedingten Inhala-
tionsallergien nur zu 12,9 % beteiligt waren, Mehle 
zu 60 % und andere organische Stoffe natürlichen 
Ursprungs zu 27,1 %.

Trendwende bei den allergischen Atemwegs-
erkrankungen in der Arbeitswelt?

Durch Ersatz kritischer Arbeitsstoffe durch harm-
losere wie Austausch des herkömmlichen Mehls als 
Trennmittel gegen staubarme Mehle, durch Verbes-
serungen bei den technischen Einrichtungen und 
Umstellungen in der Verfahrenstechnik kann der Al-
lergengehalt in der Luft am Arbeitsplatz meist deutlich 
gesenkt werden. Bei den berufsbedingten allergischen 
Atemwegserkrankungen führte dies zu einer stetigen 
Abnahme von anerkannten Berufskrankheiten in den 
vergangenen Jahren. Wurden im Jahr 2000 bundes-
weit 1 004 Fälle anerkannt, waren es im Jahr 2008 
nur noch 408. Dieser positive Trend zeigt sich auch 
in Baden-Württemberg. Nach Beurteilung der Staat-
lichen Gewerbeärzte ist die entsprechende Anzahl 
hierzulande von 102 auf 38 jährlich gesunken. Dies 
entspricht einem Rückgang auf 40,6 % bundesweit 
und 37,25 % in Baden-Württemberg innerhalb von 
acht Jahren. Erwähnenswert ist, dass bei jenen Be-
schäftigten, bei welchen bereits Sensibilisierungen 
auf Berufsstoffe eingetreten sind, versucht wird, durch 
vielfältige, individuell genau abgestimmte Maßnahmen 
zu erreichen, sie in ihrem bisherigen Arbeitsumfeld zu 
belassen. Dies gelingt hin und wieder bei Bäckern mit 
Mehlstaub-Allergie, wird aber auch anderweitig beo-
bachtet. Gelegentlich zwingt jedoch die angespannte 
Situation am Arbeitsmarkt vor allem für ältere Arbeit-
nehmer zum Durchhalten. Trotzdem – erkennbar ist 
eine erfreuliche Tendenz.
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Moderne Managementkonzepte und stetige Verbes-
serungen sind wesentliche Erfolgsfaktoren für ein ef-

-
management.

Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) ist 
eine durch viele wissenschaftliche Forschungsar-

Betriebliches Gesundheitsmanagement in der Landesverwaltung
Kurt Gläser, Ref. 96

Moderne Managementprinzipien unterstützen 
die BGM-Weiterentwicklung

Es gibt erfahrungsgemäß viele interessante 
Handlungsansätze für mehr Gesundheit in Betrie-
ben, aber zu wenig wirksame Handlungsstrategien 
zur Problemlösung (Weinreich/Weigl 2011). Ein 
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beiten belegte Möglichkeit, die Gesundheit und da-
mit auch die Motivation und Leistungsfähigkeit der 
Beschäftigten zu erhalten und zu verbessern. Wich-
tige Erfolgsfaktoren sind die sorgfältige Analyse der 
Gesundheitsrisiken und -chancen, die Partizipation 
der Beschäftigten, eine Kommunikationsstrategie 
und der Dialog unter allen Beteiligten. Soll ein BGM 
langfristig etabliert werden und z. B. auch Organisa-
tionsveränderungen überstehen, ist eine längerfris-
tige strategische Ausrichtung einschließlich regelmä-
ßiger Überprüfungen der Wirksamkeit unerlässlich. 

Sichtbare Fehlzeiten sind nur die Spitze des 
Eisbergs

Studien zufolge (z. B. Booz & Co. im Auftrag der 
Burda-Stiftung) bringt ein EUR, der in BGM-Maß-
nahmen investiert wird, dem Unternehmen einen 
wirtschaftlichen Nutzen von 2,5-10 EUR. Diese rein 
ökonomische Betrachtung greift aber zu kurz: In diese 
Ergebnisse gehen maßgeblich Kostenberechnungen 
ein, die sich auf die Reduzierung von Fehlzeiten be-
ziehen. Krankmeldungen können aber auch nicht-
gesundheitliche Ursachen haben, und Beschäftigte 
können trotz (beginnender) Krankheit am Arbeitsplatz 
erscheinen, was mit Leistungsminderungen oder Fol-
geerkrankungen verbunden sein kann. Die für eine 
Organisation „verlorenen Arbeitstage“ aufgrund von 
Fehlzeiten (Absentismus) und eingeschränkter Ar-
beitsfähigkeit (Präsentismus) verteilen sich laut einer 
Literaturstudie von Steinke/Badura (2011) im Verhält-
nis 1:4,7. Das heißt, Kosten durch Präsentismus stel-
len ein Vielfaches der Kosten durch Absentismus dar. 
Fehlzeiten sind also ein Problem, aber eben nur die 
„Spitze des Eisbergs“. Ein gutes BGM muss den ge-
samten Eisberg im Focus haben: Welche individuellen 
und organisationalen Ursachen, die die Gesundheit, 
Motivation und Leistungsfähigkeit der Menschen im 

-
le? Welche Chancen gibt es, Arbeitsbedingungen 
gesundheitsgerecht zu gestalten und zur Wiederher-
stellung, Erhaltung und Förderung von Gesundheit 
im Unternehmen beizutragen?

Ziel bei der Weiterentwicklung von BGM-Program-
men sollte deshalb die Orientierung an etablierten  
Managementprinzipien sein: So muss ein strate-
gisches Gesundheitsmanagement zum Beispiel poli-
tisch im Unternehmen verankert sein und bedarfs- und 
nachfrageorientiert funktionieren. Beim Deutschen 
Institut für Normung e. V. (DIN) wurde im Jahr 2011 
mit der Entwicklung einer normähnlichen Leitlinie be-
gonnen, die für eine neue Qualität der strategischen 
und operativen Umsetzung des BGM eingesetzt 
werden kann. Das Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg (LGA) ist in dem Expertenkreis zur Er-
stellung der „DIN SPEC 91020 BGM“ vertreten. Die 

Verbesserung des BGM in der Landesverwaltung 
dienen und kommt zur rechten Zeit: Alle Ministerien 
in Baden-Württemberg sind in einem aktiven Um-
setzungsprozess, was das BGM in den Ministerien 
selbst und in den nachgeordneten Behörden betrifft. 
Die Vorgehensweisen und die veranlassten Maßnah-
men sind aufgrund der jeweiligen Gegebenheiten 
und Erfordernisse unterschiedlich. Die Zielsetzung 
der zentralen wissenschaftlichen Begleitung und 
Unterstützung durch das LGA ist deshalb auch eine 
formative Evaluation – also der Ansatz, diese Um-
setzungsstände qualitativ zu betrachten und stetige 
Optimierungen der BGM-Strukturen und -Prozesse 
zu befördern. Synergieeffekte der zentralen Beglei-
tung durch das LGA bestehen auch darin, über den 
Dialog mit den Hochschulen im Land deren wissen-
schaftliche Expertise zum Gesundheitsmanagement 

-
trale Fragestellungen sind u. a., welche Programme 
zu positiven gesundheitlichen Effekten und in wel-
chem Zeitraum führen. Wie lässt sich die Akzeptanz 
von BGM-Maßnahmen verbessern? Welche Kosten-
Nutzen-Bilanz wird erzielt? Dieser mittel- und lang-
fristig ausgelegte Dialog zwischen allen Beteiligten 
am BGM in der Landesverwaltung kann für das Ge-
samtprojekt nochmals einen Qualitätssprung auslö-
sen und wird deshalb vom LGA zentral koordiniert.
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Die Nachhaltigkeitsstrategie Baden-Württemberg un-
terstützt gute Ansätze in der Gesundheitsförderung.

Von 2009 bis 2011 wurden fünf verschiedene Pro-
jekte in der Gesundheitsförderung durch die Nach-
haltigkeitsstrategie des Landes Baden-Württemberg 
unterstützt. Ein wesentlicher Aspekt bei der Auswahl 
der Projekte waren ein hoher Grad an Vernetzung, 

Kom munikationsstrukturen, Entscheidungsstruk-
turen).

3) Lebensweltbezug
-

benswelt der Beteiligten statt. Themen sind an 
die Zielgruppe angepasst, d. h. es werden auch 
kulturelle Verschiedenheiten, Geschlecht usw. 

Nachhaltige Gesundheitsförderung – wie geht das?
Andrea Schlüter, Ref. 94
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innovative Ansätze und übertragbare Inhalte. Dies 
alles sollte die Nachhaltigkeit wesentlich befördern.

Nachhaltigkeit umfasst drei Ebenen: Ökologie, Sozi-
ales und Ökonomie. Bei der Gesamtbetrachtung eines 
nachhaltigen Ansatzes ist daher eine Verbesserung in 
allen drei Bereichen anzunehmen. Im Projekt „Neu-
akzentuierung der Prävention“ lag der Schwerpunkt 
vor allem auf dem sozialen Aspekt. 

Zu Beginn des Projektes wurde gemeinsam mit 
den Beteiligten in den Vernetzungsprojekten Indika-
toren erarbeitet, an welchen Punkten man ein nach-
haltiges Projekt erkennt. Diese Indikatoren sollten der 
Projektweiterentwicklung und der Gesamtevaluation 
dienen. Unter Nachhaltigkeit, Schwerpunkt Soziales, 
wurden folgende Indikatoren festgelegt:
1) Kooperation und Netzwerkförderung

Konzepte für den Aufbau von Netzwerken beste-
hen und sind erprobt. Verschiedene Anbieter ar-
beiten zusammen. Sie haben ihre Maßnahmen 
abgestimmt und dokumentiert. Es gibt Strukturen, 
welche die Zusammenarbeit befördern.
Strukturen sind entstanden und bestehen über 
das Projekt hinaus, z. B. Arbeitskreis, Netzwerk, 
Koordinationsstelle, Steuerungsgruppe. Veran-
kerung über verschiedene Stellen/Institutionen, 
Fortbildungen, Interessierte tragen das Projekt 
oder die Projektidee weiter.

2) Beteiligungsmöglichkeiten
Die Zielgruppen in den Projekten werden aktiv in 
die Planung eingebunden.
Strukturen zur Beteiligung sind beschrieben, 
d. h. sie funktionieren über längere Zeit (z. B. 

berücksichtigt.

Gesunde Schule, Suchtprävention und betriebliche 
Gesundheitsförderung statt. Die Projekte waren oft 
schon zu Beginn über Projektpartner und Steue-
rungsgruppen hoch vernetzt. Die Vernetzung konnte 
in allen Projekten während der Laufzeit noch weiter 
ausgebaut werden. Beteiligung zu ermöglichen, ist 
zeitintensiv, schafft jedoch langfristig gesehen mehr 
Akzeptanz in der Umsetzung von Gesundheitsanlie-
gen. Die Einbeziehung der Zielgruppe oder von Mul-
tiplikatoren ist je nach Projekt sehr unterschiedlich. 

-
welten statt, so in Unternehmen und Einrichtungen, 
in Schulen und direkt in der Stadt und in Stadtteilen. 

Eine ausführliche Handreichung mit Inhalten und 
Ergebnissen zum Gesamtprojekt Neuakzentuierung 
der Prävention und zu den einzelnen Vernetzungs-
projekten erscheint im Juni 2012 und wird unter www.
gesundheitsamt-bw.de/oegd/Gesundheitsthemen/
Gesundheitsfoerderung/Seiten/Neuakzentuierung-
der-Praevention.aspx bereit stehen.

http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Gesundheitsthemen/Gesundheitsfoerderung/Seiten/Neuakzentuierung-der-Praevention.aspx
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Drei Modellstandorte in Baden-Württemberg erpro-
ben Wege, Gesundheitsförderung in der Sozialen 
Stadt zu verankern.

Der Regionale Knoten Baden-Württemberg initiierte 

Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-

Gesundheitsförderung in der Sozialen Stadt
Christine Volk-Uhlmann, Ref. 94

lität und damit einhergehend die gesundheitliche Si-
tuation älterer Menschen im Stadtteil zu verbessern. 
Ein besonderes Augenmerk galt dabei insbesondere 
sozial benachteiligten Menschen, Senioren mit nur 
wenigen sozialen Kontakten sowie Älteren mit Mi-
grationshintergrund.
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nioren Baden-Württemberg – drei Modellprojekte zur 
Verankerung der Gesundheitsförderung in der Sozia-
len Stadt. Die drei Standorte – alle drei Quartiersge-
biete der Sozialen Stadt – sind Karlsruhe-Mühlburg, 
Mannheim Neckarstadt und Stuttgart-Giebel. Ziel des 
Programms „Wie geht‘s? Gesundheitsförderung in der 
Sozialen Stadt“ war es, die Ressorts Soziale Stadt-
entwicklung, Gesundheitsförderung und bürgerschaft-
liches Engagement mit ihren jeweiligen Blickwinkeln, 
Erfahrungen und Kompetenzen zusammenzubringen. 
Die Projekte sollten Konzepte entwickeln, die zeigen,
a) wie sich Gesundheitsförderung in der Sozialen 

Stadt strategisch verankern lässt,
b) wie sich Gesundheit sozial benachteiligter älterer 

Menschen in Quartieren der Sozialen Stadt för-
dern lässt,

geeignet und gefordert sind und wie sie sich ver-
mitteln lassen.

Herangehensweise

Die drei Projektstandorte gingen sehr unterschied-
lich vor. Gemeinsam war allen drei Standorten, dass 
sie sich selbst im Rahmen der Vorgaben Ziele gesetzt 
und die Zielerreichung beschrieben haben.

Dem Stuttgarter Projekt lagen zwei Leitziele zu Grun-
de: die Förderung der Gesundheit sozial benachtei-
ligter älterer Menschen durch Bedarfsermittlung im 
Rahmen eines Netzwerks und die Verankerung von 
Gesundheitsförderung in den Strukturen und Pro-
jekten der Sozialen Stadt.

Das Ziel des Mannheimer Projekts war, dass äl-
tere Menschen, die nicht mehr in der Lage sind, ihre 
Wohnung zu verlassen, wieder die Treppe bewälti-
gen und an sozialen Aktivitäten teilnehmen können. 
Hierzu sollten Nachbarschaftshelferinnen, die schon 
jetzt Kontakt zu den Betroffenen haben, zum Thema 

Das Karlsruher Projekt hatte zum Ziel, gemeinsam 
mit allen Akteuren der Seniorenarbeit die Lebensqua-

Ergebnisse

Im Stuttgarter Modellvorhaben ist das Ziel am Deut-
lichsten strategisch verankert: Das Thema Gesund-
heit ist in das integrierte Entwicklungskonzept einge-
gangen. Es besteht ein Runder Tisch Gesundheit. In 
Karlsruhe existiert eine reiche Angebotslandschaft für 
ältere Menschen im Stadtteil, die aber nur von Älteren 
wahrgenommen wird, die bereits vielfältige Aktivitäten 

-
nachteiligte werden kaum erreicht. In Mannheim ist 
das Thema Gesundheitsförderung nachhaltig in die 
städtischen Strukturen integriert.

Die Projekte haben gezeigt, dass die Vorausset-
zungen in Quartieren der Sozialen Stadt sehr güns-
tig für die Gesundheitsförderung sind. Auch die Nähe 
zur Zielgruppe ist ein Argument: Sozial benach- 
tei ligte Menschen sind in Gebieten der Sozialen Stadt 
überrepräsentiert, oft auch gerade die Älteren. Die 
Projekte haben nicht nur inhaltlich unterschiedliche 
Schwerpunkte gesetzt. Wesentlich war, dass auch  die 
Träger unterschiedliche Strategien zur Verankerung 
im Stadtteil verfolgt haben. Damit sind auch die un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Bereiche ver treten. 

Evaluationsbericht: http://www.gesundheitsamt-bw.
de/oegd/Netzwerke/Regionaler-Knoten-BW/Seiten/
default.aspx

http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Netzwerke/Regionaler-Knoten-BW/Seiten/default.aspx


Einblicke in die Arbeit – kurz zusammengefasst40

Fünf Modellpro�ekte zeigen neue Wege auf, wie kom-
munale Bewegungsförderung gelingen kann. 

Um die Gesundheit älterer Menschen zu erhalten 

Kommunale Bewegungsförderung mit älteren Menschen auch in 
schwierigen Lebenslagen
Bettina Huesmann, Ref. 94

erhalten bzw. zu steigern. Selbst begleitende Spa-
ziergänge, die in einem weiteren Beispiel durchge-
führt werden, können eine Möglichkeit darstellen, 
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bzw. zu fördern, ist es wichtig, deren körperliche Akti-
vität anzuregen und im Alltag zu verankern. Wie eine 
Vielzahl an wissenschaftlichen Studien belegt, trägt 
regelmäßige Bewegung wesentlich zur Vermeidung 
chronischer Krankheiten bei. 

Das Zentrum für Bewegungsförderung im Landes-
gesundheitsamt Baden-Württemberg, gefördert vom 
Bundesministerium für Gesundheit und dem Ministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen 
und Senioren Baden-Württemberg, hat 2009/10 die 
Ini tiative ergriffen und fünf Modellprojekte gefördert, 
welche Bewegung im Alltag der älteren Menschen 
integrieren. Hierbei wurden insbesondere sozial Be-
nachteiligte angesprochen und Netzwerke aufgebaut, 
mit dem Ziel, Bewegungsförderung in kommunalen 
Strukturen zu verankern.

Die fünf geförderten Modellprojekte wurden von 
WEEBER+PARTNER, Institut für Stadtplanung und 
Sozialforschung evaluiert. Die Ergebnisse zeigen, 
dass optimale Resultate erreicht werden, wenn die 
Angebote alltagsnah gestaltet und für jeden älteren 
Menschen zugänglich sind. Von Vorteil sind kurze 
Wege, eine kostenlose Teilnahme und regelmäßige 
Termine, damit diese Zielgruppe angesprochen wird. 
Die älteren Menschen müssen keine besonderen Vo-
raussetzungen und Kenntnisse für die Teilnahme mit-
bringen. Freude an Bewegung sowie soziale Teilhabe 
stehen im Gegensatz zu Leistung und Wettbewerb 
im Vordergrund. 

Während der Projektphase und darüber hinaus 
zeigt sich, dass hauptsächlich die persönliche An-
sprache, die Begegnung auf Augenhöhe sowie die 
Begleitung der älteren Menschen in verschiedenen 
Alltagssitua tionen Erfolg versprechend sind, um kör-
perliche Aktivität anzuregen bzw. zu erhalten. Gute 
Erfahrungen mit generationsübergreifenden Ange-
boten zeigen die Praxisbeispiele der Mehrgenera-
tionenhäuser. Auch ehrenamtliche Begleiter mit und 
ohne Migrationshintergrund können einen Teil dazu 
beitragen, bei allein lebenden älteren Menschen mit 
Gesprächen und durch Aufforderung zu gezielter 
Bewegung die geistige und körperliche Aktivität zu 

die Bewegung im Alltag zu fördern. Die Erfahrungen 
der Praxisbeispiele zeigen, dass Frauen für die Teil-
nahme an den Angeboten im Gegensatz zu älteren 
Männern leichter zu gewinnen sind. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass nur 
die langfristige Begleitung der einzelnen Personen, 
der Projekte und Programme für eine Implementierung 
Erfolg versprechend ist. Ein gut funktionierendes Netz-
werk von vorhandenen kommunalen Strukturen und 
bürgerschaftlichem Engagement bildet die Grundlage, 
um die Bewegungsförderung im Alltag der Älteren zu 
verankern. Andererseits können die Potenziale und 
Stärken älterer Menschen sinnvoll in verschiedene 

Begleitpersonen sowie der regelmäßige Austausch 
zwischen allen Beteiligten sind erforderlich. 

Die Erfahrungen und Ergebnisse der fünf Modell-
vorhaben werden im Zentrum für Bewegungsförde-

Alle Praxisbeispiele sind nach Ablauf der Projektzeit 
in den kommunalen Strukturen etabliert. Sie geben 
für andere Städte und Gemeinden hilfreiche Impulse, 
wie kommunale Bewegungsförderung umgesetzt wer-
den kann. Das Thema Bewegungsförderung wird in 
Zukunft angesichts des demographischen Wandels 
im Rahmen breit angelegter Gesundheitsförderung 
noch an Bedeutung gewinnen. 
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Impulskonferenz stellt erstmalig in Baden-Württem-
berg „Präventive Hausbesuche“  in den Mittelpunkt.

Der demographische Wandel fordert eine veränderte 
Perspektive auf gesundes und aktives Älterwerden. 
Gefragt sind differenzierte Altersbilder, die die prä-
ventiven Potentiale zur Verbesserung der Gesund-

Impulskonferenz Präventive Hausbesuche
Barbara Leykamm, Ref. 94

Ziel der Impulskonferenz war es, dieses Handlungs-
feld intensiv zu beleuchten und sowohl die wissen-
schaftlichen Grundlagen als auch die konkrete Praxis 
der Präventiven Hausbesuche vorzustellen. Mit der 
Darstellung Erfolg versprechender Praxisbeispiele 
aus Baden-Württemberg, anderen Bundesländern 
und der Schweiz sowie möglicher Schwierigkeiten 
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heit Älterer in den Mittelpunkt stellen. Prävention und 
Gesundheitsförderung, die sich am konkreten Bedarf 
der Älteren orientieren, soziale Teilhabe fördern und 
besondere Lebenslagen mit und ohne sozialer Be-
nachteiligung und Migrationshintergrund einschließen, 
verbessern die Chance auf möglichst viele Jahre in 
guter Gesundheit.

Im Rahmen der Gesundheitsstrategie Baden-Würt-
temberg wird eine Stärkung der Prävention und Ge-
sundheitsförderung gefordert, um die Entstehung 
chro nischer Erkrankungen zu vermeiden oder hi-
nauszuzögern und die Gesundheit in allen Lebens-
phasen und Lebenswelten zu fördern. Ein Ziel dabei 
ist, ältere Menschen bei der Erhaltung bzw. Förde-
rung ihrer Gesundheit und Selbstständigkeit im Alter 
möglichst lange zu unterstützen. Verbesserte Rah-
menbedingungen im kommunalen Umfeld tragen ent-
scheidend zu einem gesunden Lebensstil im Alter bei. 
Einen wichtigen Beitrag für ein gutes Miteinander der 
Generationen in vielen Bereichen des öffentlichen Le-
bens in der Kommune leistet das Bürgerschaftliche 
Engagement, welches in Baden-Württemberg eine 
lange Tradition hat. 

Anlässlich der bundesweiten Veranstaltungsreihe 
„Gesund und aktiv älter werden“ der Bundeszentra-
le für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) wurde erst-
malig in Baden-Württemberg das Handlungsfeld Prä-
ventive Hausbesuche im Rahmen einer Impulskon-
ferenz näher beleuchtet. Die Konferenz wurde vom 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg (LGA) 

und dem Zentrum für Bewegungsförderung Baden-
Württemberg durchgeführt. Unter Präventiven Haus-
besuchen werden in der Regel Angebote verstanden, 
die ältere Menschen in der häuslichen Umgebung zu 
Themen rund um Gesundheit, selbstständige Lebens-
führung und Krankheitsvermeidung informieren und 
beraten. Dabei wird angestrebt, bedarfsorientiert ein 
möglichst langes und selbstständiges Leben im Alter 
führen zu können.

Zur Vorbereitung der Konferenz hat das LGA die 
Erstellung einer Literaturübersicht zu Theorie und 
Praxis Präventiver Hausbesuche in Auftrag gegeben 
mit exemplarischen Erkenntnissen zu Umsetzbarkeit 
und Wirksamkeit aus Modellprojekten, Studien, Meta-
analysen und Handbüchern.

bei der Implementierung und Verstetigung wurde eine 
Plattform geboten, eigene Erfahrungen weiterzuge-
ben, von anderen zu lernen sowie Kooperationen 
und Vernetzung anzuregen. In Themeninseln wur-
den erste Eckpunkte für Qualitätskriterien diskutiert.

Die Konferenz hat deutlich gemacht, dass es derzeit 
zwar Belege für die grundsätzliche Wirksamkeit Prä-
ventiver Hausbesuche gibt, aber keine hinreichenden 

-
gestellten Praxisbeispiele ließen die große Vielfalt der 
Ansätze erkennen, die gesundheitliche Prävention, 

-
dürftigkeit und Förderung von Selbstbestimmung be-
inhalten und vom bürgerschaftlichen Engagement bis 
zur professionellen kommunalen Sozialarbeit reichen.

Die Konferenzteilnehmer regten eine systema-
tische Erprobung des Präventiven Hausbesuchs in 
einem baden-württembergischen Modellvorhaben an, 

wissenschaftlich begleitet wird. Zentrale Elemente da-
bei sind eine neutrale Koordinationsstelle in der Kom-
mune sowie das Einbeziehen vorhandener profes-
sioneller Strukturen und Angebote, die die Vernetzung 
mit quartiersbezogenen, generationenübergreifenden 
Angeboten des Bürgerschaftlichen Engagements ein-
schließen. Erfolg versprechend ist darüber hinaus, Prä-
ventive Hausbesuche in eine breit angelegte gesund-
heitsfördernde kommunale Strategie zu integrieren.

Die Dokumentation wird im Internet eingestellt unter 
http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Netzwerke/
Zentrum-fuer-Bewegungsfoerderung-ZfB/Seiten/
Fachtagungen.aspx. 

http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Netzwerke/Zentrum-fuer-Bewegungsfoerderung-ZfB/Seiten/Fachtagungen.aspx
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Konzeption einer Fortbildung zur Krankenhaushygiene für Ärzte 
des ÖGD
Peter Weidenfeller, Doris Reick, Ref. 93

Entwicklung einer  modulbasierten Fortbildungsreihe 
zur Krankenhaushygiene für Ärzte des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD) in Baden-Württemberg

Das Infektionsschutzgesetz sowie das Gesund-

-
eneverordnung 

-
infektionen
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heitsdienstgesetz des Landes weisen dem ÖGD eine 
wesentliche Rolle bei der Überwachung der Hygiene 
in medizinischen Einrichtungen zu. Im Jahr 2011 hat 
die Bundesärztekammer infolge der Anforderungen 
verschiedener Krankenhaushygieneverordnungen 
der Länder ein eigenes Curriculum zur Fortbildung 
klinisch tätiger Fachärzte als Krankenhaushygieniker 
entwickelt, das dem steigenden Bedarf an Hygiene-
kompetenz bei fehlenden Weiterbildungsstellen für 
Fachärzte in den Gebieten Hygiene und Mikrobiolo-
gie Rechnung tragen soll.

Zeitgleich zum Entwurf einer neuen Verordnung 
über die Hygiene und Infektionsprävention in me-
dizinischen Einrichtungen plante daher das Lan-
desgesundheitsamt Baden-Württemberg (LGA) die 
Durchführung einer curricularen, ca. 160-stündigen 
Fortbildungsreihe zur Krankenhaushygiene in ins-
gesamt zehn, über das ganze Jahr 2012 verteilten, 
zweitägigen Modulen, die inhaltlich weitgehend an 
das Curriculum der Bundesärztekammer angepasst, 

konzipiert sind.
Diese Fortbildung befasst sich mit infektionshy-

gienischen und krankenhaustechnischen Themen, 
die im Kontakt mit Kliniken und Einrichtungen des 
ambulanten Operierens sowie bei den periodischen 
oder anlassbezogenen amtlichen Begehungen von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. Sie dient somit dem 
Kompetenzerhalt der Ämter und soll auch den neu 
mit diesen Aufgaben betrauten Kollegen die Einar-
beitung in die komplexe Thematik erleichtern. Alle 

Darstellung verschiedener Themen durch Referenten 
aus dem ÖGD, aus Krankenhäusern und Hygiene-

-
chitekten, Ingenieuren, Klinik- und Praxisplanern, 
Juristen, Pharmazeuten und Hygienefachpersonal) 
auch breiten Raum zur Diskussion.

Folgende Themen wurden als obligatorische Kurs-
inhalte aufgenommen:

Ausbruchsmanagement 
-

fahren
-

sche

einzelne Funktionsbereiche 

Erreger 

Die Inhalte werden praxisbezogen vermittelt und 
zum Teil in Kleingruppen anhand von Fallbeispie-
len und Planunterlagen besprochen und diskutiert. 
Die Fortbildung dient dazu, die Sachkunde bei der 
Durchführung der Überwachung medizinischer Ein-
richtungen zu verbessern und das bereits erworbene 
Wissen zu aktualisieren. Einbezogen sind somit auch 
Vorträge zur Hygiene in der ambulanten Versorgung 
einschließlich der ambulant operierenden Einrich-
tungen. Die amtliche Begehung von Kliniken und Pra-
xen wird mittels Beispielen, Protokollen und Checklis-
ten dargestellt. Einzelne Bereiche wie Klimatechnik 
der Krankenhäuser, Krankentransport und Labordia-
gnostik werden in Kleingruppen vor Ort besichtigt.

Aus den Rückmeldungen der Organisatoren, Re-
ferenten und Kursteilnehmer wird zum Jahresende 
2012 eine Evaluation erstellt, deren Schlussfolge-
rungen bei der Umsetzung des ggf. zu überarbeiten-
den Curriculums im Jahr 2013 berücksichtigt werden. 
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Ein Jahrzehnt im Rückblick – Infektionsbericht 2001-2010
Anja Diedler, Günter Pfaff, Ref. 95

Seit Einführung des IfSG im Jahr 2001 werden die 
Meldedaten vergleichbar. Anlass für einen Überblick. aufbereitet. Viele Gründe sorgten in den zehn Jah-

ren für Veränderungen in den Meldedaten: Tatsäch-
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Diesen Überblick verschafft der 2011 erstellte Bericht 
„Infektionskrankheiten aus 10 Jahren“. Die Übermitt-

-
heiten aus den Stadt- und Landkreisen über die Lan-
desstelle im Landesgesundheitsamt Baden-Württem-
berg (LGA) an das Robert Koch-Institut schafft die 
Grundlage für die Beobachtung des Krankheitsge-
schehens zu Infektionskrankheiten in der Bevölkerung. 

Für diesen Bericht wurden Entwicklungen des In-
fektionsgeschehens in Baden-Württemberg über die 

Hepatitis E-Erkrankungen pro 100 000 Einwohner,  
Baden-Württemberg (Säulen) und Deutschland (Linie)

Die Anzahl der jährlich übermittelten Neuerkrankungen in 
Baden-Württemberg wird, bezogen auf Fälle pro 100 000 
Einwohner, als Säulendiagramm dargestellt. Eine Linie 
ermöglicht den Vergleich mit der Entwicklung in Deutsch-
land. 

Masernerkrankungen pro 100 000 Einwohner,  
gemittelt über die Jahre 2001-2010

Zu einigen Erkrankungen veranschaulichen kreisbezogene 

Häufungen, wie sie in den letzten Jahren in Baden-Würt-
temberg auftraten. Die Kreiskarten ergänzen Tabellen zu 
den Übermittlungen aus den Stadt- und Landkreisen. 

Übersichten zu den Anteilen besonderer Merkmale wie 
Serogruppen, Infektionsländer, Impfungen und Infektions-
risiken werden u. a. als Tortendiagramm dargestellt. 

Meningokokken-Erkrankungen nach Serogruppen, 
Baden-Württemberg 2001-2010

lich veränderte Meldezahlen, verbesserte Diagnose-

Gesetzesänderungen. 

Ausgewählte Häufungen, die in den letzten Jahren 
in Baden-Württemberg auftraten, werden beschrie-
ben. Die Berichte sind Arbeitsergebnisse des LGA 
und der Gesundheitsämter vor Ort. 

Der Bericht ist unter www.gesundheitsamt-bw.de 
auf der Startseite im Internet abrufbar.

Norovirus-Erkrankungen nach Meldewochen; 
Säulen: Anzahl übermittelter Erkrankungen 2010, 

graue Fläche: Übermittlungen der Jahre 2001-2010

Viele Erkrankungen folgen einem Jahresgang. Diese Dar-
stellung nach Meldewochen erlaubt den direkten Vergleich 
von Magen-Darm-Erkrankungen durch Noroviren mit der 
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Weniger Früherkennungsuntersuchungen bei Migrantenkindern
Iris Kompauer, Ref. 95

Früherkennungsuntersuchungen werden von Kindern 
mit Migrationshintergrund seltener wahrgenommen. 
Dieses Ergebnis der Einschulungsuntersuchungen 
weist auf einen gezielten Aufklärungs- und Informa-
tionsbedarf bei diesen Bevölkerungsgruppen hin.

zwischen dem dritten und zehnten Lebenstag vorge-
sehene U2 wird je nach Familiensprache bei 96,6 bis 
99,5 % der Kinder durchgeführt. Bei den folgenden 
Untersuchungen sinkt die Teilnahme von Kindern mit 
Migrationshintergrund deutlich stärker als bei aus-
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Früherkennungsuntersuchungen für Kinder dienen 
dazu, gesundheitliche Probleme und Auffälligkeiten 
rechtzeitig zu erkennen. Von den kurz als U1 bis U9 
bezeichneten Untersuchungen erfolgt die U8 als vor-
letzte zwischen dem 46. und 48., spätestens jedoch 
im 50. Lebensmonat. Bei der Einschulungsuntersu-
chung sind die zukünftige Schulanfänger im Mittel 60 
Monate alt, so dass die U8 bereits bei allen Kindern 
erfolgt sein sollte. 

Eine Auswertung der von den im Schuljahr 2009/10 
untersuchten Kindern vorgelegten Früherkennungs-
hefte („Gelbes Heft“) zeigt, dass die U8 deutlich sel-
tener wahrgenommen wurde, wenn das Kind einen 
Migrationshintergrund hat. Hinweise hierauf gibt die 
Familiensprache, die mit dem Kind während der ers ten 
drei Lebensjahre vorwiegend gesprochen wurde. Die 

schließlich deutsch sprechenden Kindern. Von diesen 
waren nach dem Früherkennungsheft 94,5 % bei der 
U8, während dies nur bei 80,5 % der Kinder mit alba-
nischer und bei 84 % der Kinder mit türkischer Fami-
liensprache der Fall war. Das Früherkennungsheft von 
Kindern mit Migrationshintergrund wurde auch seltener 
vorgelegt (s. Abbildung). Es muss damit gerechnet 
werden, dass die Früherkennungsuntersuchungen 
bei Kindern ohne vorgelegtem Früherkennungsheft 
seltener durchgeführt wurden. Dadurch könnte bei 
Kindern mit Migrationshintergrund eine noch gerin-
gere Untersuchungsquote vorliegen, als sich nach 
Auswertung der Früherkennungshefte ergibt.

Diese Ergebnisse weisen auf einen Aufklärungs-
bedarf über die Früherkennungsuntersuchungen bei 
Familien mit Migrationshintergrund hin.

Anteil der im Schuljahr 2009/10 untersuchten Kinder mit vorgelegtem Früherkennungsheft  
und in diesem vermerkter Teilnahme an der U2 und U8 nach Familiensprache
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Schulkinder haben immer bessere Zähne
Günter Pfaff, Ref. 95

Die Zähne von Kindern in Baden-Würt temberg wer-
den immer besser. Von 1994-2011 hat  sich   der  Anteil 
der sechs- bis siebenjährigen Erstklässler mit behand-
lungsbedürftiger Karies praktisch halbiert. Das ergab 
eine landesweite epidemiologische Untersuchung.

Jugendzahnärzte des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes untersuchen regelmäßig Schulkinder und 
klären gemeinsam mit Mitarbeitern regionaler Arbeits-

Jahren verbesserte sich auch der Kariesbefall bei dem 
Drittel der Kinder mit den höchsten Karieswerten: der 

dmf-t) sank von 4,54 im 
Jahr 2004 auf nunmehr 3,97. Der Anteil vollständig sa-
nierter Gebisse stieg auf 16,4 %. In den 16 Jahren seit 
1994 hat sich der Anteil der sechs- bis siebenjährigen 
Kinder mit behandlungsbedürftiger Karies von 46,6 % 
auf 23,4 % praktisch halbiert. Jedoch bleibt der Anteil 
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Durchschnittliche Anzahl von Zähnen mit Karieserfahrung bei Kindern unterschiedlicher Altersgruppen  
in Baden-Württemberg. Nach Begleituntersuchungen zur Gruppenprophylaxe 1994-2010/11.
Quelle: Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg und Jugendzahnärztliche Dienste der Gesundheitsämter
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gemeinschaften über Vorsorgemaßnahmen zur Zahn-
gesundheit auf. Zur Erfolgskontrolle dieser Gruppen-
prophylaxe untersuchten 17 besonders eingewiesene 
Zahnärzte zwischen Oktober 2010 und März 2011 in 
59 Grund- und Sonderschulen insgesamt 2 196 sechs 
(n=1 544) oder sieben Jahre alte Kinder der ersten 
Klassenstufe und notierten, wieviele Zähne durch 
Karies beschädigt (englisch: „decayed“), wegen Ka-
ries entfernt („missing“) oder durch Füllung behandelt 

Württemberg wertete die anonym aufgezeichneten 
Zählungen und deren Summe („total“) zum hieraus 
abgeleiteten dmf-t-Index aus. 

Unter den sechs- bis siebenjährigen Erstklässlern 
hatten 60,9 % naturgesunde Milchzähne. Durch-
schnittlich wurden 1,38 in Folge von Karies beschä-
digte, fehlende oder gefüllte Zähne gesehen. Der An-
teil der Schüler mit naturgesunden bleibenden Zähnen 
stieg seit 1994 von 94,2 % auf 97,9 %. 

Neben mehr kariesfreien Kindern gibt es auch we-
niger Kinder mit vielen Kariesschäden. In den letzten 

der durch Füllung behandelten kariösen Milchzähne 
mit 63,9 % hinter den Möglichkeiten zurück. Denn auch 
kariöse Milchzähne sollten behandelt werden. Neben 
der Kaufunktion sind sie als Platzhalter für bleibende 
Zähne wichtig. Werden sie wegen Karies zu früh zer-
stört oder müssen sie gar gezogen werden, kann es 
zu Platzmangel kommen. Dann wird eine kieferortho-
pädische Behandlung erforderlich.

Die Begleituntersuchungen zur Gruppenprophy-
laxe bestätigen es: Zahnärztliche Präventionsmaß-
nahmen sind erfolgreich und haben zu einer deut-
lichen Verbesserung der Zahngesundheit geführt. 
Dabei sollte eine Steigerung des Sanierungsgrads 
im Milchgebiss verfolgt werden. Die kontinuierliche 
und standardisierte Dokumentation der Zahnge-
sundheit ermöglicht es, Risikogruppen zu erkennen 

-
zusetzen. Die Abbildung zeigt die Entwicklung des 
Kariesindex im Milchgebiss von Sechs- bis Sieben-
jährigen sowie im bleibenden Gebiss (DMF-T) bei 
älteren Kindern seit 1994.
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Änderung der Trinkwasserverordnung 2001
Doris Reick, Ref. 93

Die Änderung der Trinkwasserverordnung vom 
21.05.2001 (TrinkwV 2001) ist am 01.11.2011 in Kraft 
getreten. Die wesentlichen Änderungen werden bei-
spielhaft erläutert. 

Seit 1959 gibt es in Deutschland eine „Trinkwas-
seraufbereitungsverordnung“, die immer wieder dem 
Stand der Wissenschaft und den allgemein gültigen 

-
len (> 400 l Warmwasserspeicher oder > 3 l Leitungs-

solche Anlagen an das zuständige Gesundheitsamt 
-

tung des Maßnahmewertes, der neu eingeführt wor-
den ist und der bei 100 KBE Legionella/100 ml liegt.
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Trinkwasser

Regeln der Technik angepasst wurde. Am 01.01.2003 
trat die novellierte Trinkwasserverordnung (TrinkwV 
2001) in Kraft. Nach mehr als acht Jahren war eine 
Anpassung an die Vorgaben der EU-Richlinie, an Re-
gelungen, die sich in der Praxis nicht bewährt haben 
und eine Klarstellung in einigen Punkten notwendig. 
Seit dem 01.11.2011 gibt es daher nun eine geän-
derte geltende Fassung der TrinkwV 2001.

Hausinstallationen sind auch „Wasser- 
versorgungsanlagen“

Während die Trinkwasserqualität in Hausinstalla-
tionen bislang nur in öffentlichen Gebäuden von 
amt li cher Seite ins Visier genommen wurde, wird 
der aus gesundheitspolitischer Sicht wichtige Para-
meter Legionellen nun klar geregelt. Insbesondere 

-
nehmer oder sonstigen Inhaber“ einer Warmwasser- 

Liegenschaften (ab einem Dreifamilienhaus), welche 
als Wohnraum vermietet sind und deren Warmwas-

Uran, Cadmium

In der jetzt geltenden Fassung wurde Uran erst-
mals mit einem Grenzwert von 0,010 mg/l belegt, 
der niedriger als der von der WHO vorgeschlagene 
Richtwert ist. Außerdem wurde der Grenzwert von 
Cadmium von 0,0050 mg/l auf 0,0030 mg/l gesenkt. 

Auswirkungen für den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst

Die Wasserversorgungsgebiete wurden neu struk-
-

serversorgungsanlagen eingeführt, die > 10 m³ Trink-
wasser pro Tag oder an 50 versorgte Personen ab-
gegeben. In der älteren Fassung der TrinkwV galt 

Trinkwasser pro Tag oder 5 000 versorgten Personen, 
wobei an die EU weiterhin nur diese Wasserversor-
gungen berichtet werden. Außerdem sind vom Ge-
sundheitsamt Probenahmepläne für jedes Wasser-
versorgungsgebiet im Vorhinein zu erstellen, die die 

-
chungsumfang und den Untersuchungszeitpunkt so-
wie die Probenahmestellen festlegen.

Amtliche Untersuchungen durch die Gesundheits-
ämter sind nun zwingend einmal jährlich durchzufüh-
ren von einem Labor, dass nicht die Betreiberunter-
suchungen vorgenommen hatte. Bisher konnte die 
amtliche Untersuchung entfallen und stattdessen eine 
Prüfung der Niederschriften erfolgen. 

In der jetzt geltenden Fassung der TrinkwV2001 
wird dem Gesundheitsamt eine Flexibilisierung der 
Maßnahmen bei einer Grenzwertüberschreitung 
für Indikatorparameter ermöglicht, da die vorherige 
30-Tage-Frist entfällt. Dies gilt auch für die coliformen 
Bakterien, die als Indikatorparameter neu in die An-
lage 3 Teil 1 aufgenommen wurden.
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Gesundheitsatlas Baden-Württemberg
Holger Knebel, Iris Zöllner, Günter Pfaff, Ref. 95; Daniela Krämer, LS (bis 07/2011 Ref. 95/LGA)

Der Gesundheitsatlas erleichtert den Zugang zu Ge-
sundheitsdaten auf Kreisebene via Internet und bietet 
die Möglichkeit, sich einen Überblick über die Daten 
zu vielen verschiedenen Themen zur Bevölkerungs-
verteilung, zum Krankheitsgeschehen, zur Sterblich-
keit und zu Versorgungsaspekten in Baden-Württem-
berg zu verschaffen. 

Der Gesundheitsatlas ist eine interaktive, auf Ba-
den-Württemberg bezogene Datenpräsentation im 

Auch die zeitliche Entwicklung zu einem bestimmten 
Thema über die vergangenen Jahre kann für jeden 

Berühren der einzelnen Kreisgebiete erfährt man den 
Namen des Kreises und den jeweiligen Zahlenwert 
zum Thema (s. Abbildung).

Es besteht außerdem die Möglichkeit, bei Bedarf 
die dargestellten Daten in Tabellenform im Excel-For-
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Internet, die für Interessenten in der Bevölkerung und 
(politische) Entscheidungsträger Informationen zur 
Gesundheit in den Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs zur Verfügung stellen soll, und die seit 
Ende 2011 unter www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/
Gesundheitsthemen/Gesundheitsberichterstattung/
Gesundheitsatlas/Seiten/default.aspx erreichbar ist. 

Das Informationsangebot umfasst sowohl die kar-
tographische Darstellung von Daten zu wichtigen Ge-
sundheitsthemen, wie z. B. zur Bevölkerung, Lebens-
erwartung, Sterblichkeit und Versorgung mit Ärzten 
in den Stadt- und Landkreisen. Ein Beispiel ist in der 
Abbildung mit der Verteilung der Rentenzugänge we-
gen verminderter Erwerbsfähigkeit, jeweils bezogen 
auf 100 000 Einwohner, dargestellt. Zu den einzelnen 
Themenbereichen kann neben der Karte auch die 
Rangfolge der Stadt- und Landkreise im Hinblick auf 
das jeweilige Gesundheitsthema betrachtet werden. 

mat herunterzuladen und z. B. für Vergleichs- oder 
Bedarfsplanungszwecke zu verwenden. So können 
u. a. Angaben zu folgenden Themen auf Kreisebe-
ne  verglichen werden: Anteil der Kinder und Jugend-
lichen an der Bevölkerung, Durchimpfungsgrad gegen 
Masern, vollstationäre Krankenhausfälle je 100 000 

-
sorgung mit Hausärzten, Sterblichkeit je 100 000 
Einwohner, Suizidsterbefälle oder Sterblichkeit durch 
Lungenkrebs im Alter unter 65 Jahren.

Die Visualisierung der Daten in dieser leicht zu-
gänglichen Form soll den Dialog zwischen Bürger 
und Politik über den Gesundheitsstandort Baden-
Württemberg sowie den Informationsaustausch an-
hand von Daten dazu erleichtern und nicht zuletzt den 
Kommunen Grundlagen zur Gesundheitsplanung an 
die Hand geben.

http://www.gesundheitsamt-bw.de/oegd/Gesundheitsthemen/Gesundheitsberichterstattung/Gesundheitsatlas/Seiten/default.aspx
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Anhang 1 51

Abteilungsleitung

AbtP Prof. Dr. Schmolz
904-39000

Referat 94:  
Gesundheitsförderung, 
Prävention, Landesarzt 
für behinderte Men-
schen
Ltd. MedD’in Dr. Berg

904-39400

Referat 96:  
Arbeitsmedizin, Umwelt-
bez. Gesundheitsschutz, 
Staatlicher Gewebe arzt

AbtD Dr. Bittighofer
904-39600

Referat 95:  
Epidemiologie und  
Gesundheitsberichter-
stattung

Herr Dr. Pfaff
904-39500

Referat 93:  
Allgemeine Hygiene,  
Infektionsschutz

 
Frau Dr. Reick
                            904-39300

Referat 91:  
Recht und Verwaltung

 
 
Ltd. RD Geibel 
                        904-39100

Referat 92:  
Landesprüfungsamt für 
Medizin und Pharmazie, 
Approbationswesen

Ltd. RD Schüßler 
                        904-39700

Geschäftsstelle der 
fachlichen Planungsgruppe 
Gesundheitsstrategie

Prof. Dr. Böhme      904-39003

Sachgebiet 1:  
Arbeitsmedizinische Qualitäts-
sicherung 

MedD´in Dr. Müller-Barthelmeh
                                        904-39610

Sachgebiet 2:  
Arbeitsmedizinische Prävention 

 
Komm. Frau Dr. Härtig      
                                         904-39620

Sachgebiet 4:  
Toxikologische Beratung,  
Datenbanken 

 
ChemD Dr. Jaroni    904-39640

Sachgebiet 5:  
Umweltbezogene Gesund-
heitsbeobachtung, WHO  
Collaborating Centre for Hou-
sing and Health 
ChemD Dr. Link       904-39650

Sachgebiet 6:  
Human Biomonitoring, Analy-
tische Qualitätssicherung 
OBiolR Dr. G. Fischer 
                                         904-39660

Sachgebiet 1:  
Kompetenzzentrum Gesund-
heitsschutz, Infektionssur- 
veillance         N. N.  
Ansprechpartner: 
Herr Dr. Janke         904-39506

Sachgebiet 2:  
Epidemiologie 

 
 
RD’in Dr. Zöllner      904-39511

Sachgebiet 4:  
Meldesysteme  

 
Herr Dr. Pfaff         904-39500

Sachgebiet 1:  
 

Prävention 

PsychD’in Körber   
                                         904-39408

Sachgebiet 2:  
Gesundheitsförderung 

 
 
RD’in Leykamm       904-39410

Sachgebiet 7:  
Kommunalhygiene  

MedD Dr. Geisel      904-39670

Sachgebiet 2:  
Hygiene medizinischer  
Einrichtungen 

Herr Dr. Weidenfeller  
                                         904-39313

Sachgebiet 4:  
Allgemeine Angelegenheiten 
des ÖGD  
Komm. OMedR‘in 
PD Dr. S. Fischer      904-39301 
Ansprechpartnerin:  
Frau Dr. Klittich         904-39312

Sachgebiet 5:  
Infektiologie, Infektions- 
prävention 
OMedR‘in PD Dr. S. Fischer 
                                   904-39301

Sachgebiet 1:  
Recht, Finanz- und Personal-
angelegenheiten, laborbezo-
gene Dienstleistungen  
 
RR‘in Dreisigacker    904-39101

Sachgebiet 2:  
Aus-, Fort- und Weiterbildung 
 

 
Frau Dr. Lutz         904-39131

Sachgebiet 3:  
Staatlicher Gewerbearzt 
 
 
AbtD Dr. Bittighofer 
                                       904-39600

Sachgebiet 3:  
Gesundheitsberichterstattung 

 
Ansprechpartnerin:
Frau Dr. Kompauer  904-39507

Sachgebiet 3:  
Landesarzt

Frau Dr. Winter-Nossek 
                                         904-39411

Sachgebiet 3:  
Wasserhygiene 
 

Komm. Frau Dr. Reick       
                                         904-39300

Sachgebiet 3:  
Information und Kommunika-
tion 
N. N.         904-39134 
Ansprechpartner:  
Herr Cronauer         904-39134

Sachgebiet 4:  
Qualitätsmanagement 
 

 
Herr Appelt         904-39130

Sachgebiet 1: 
Akademische Heilberufe,  
Gesundheitsfachberufe  
 

Ltd. RD Schüßler     904-39700

Sachgebiet 2: 
Landesprüfungsamt, Sozial- 

Serviceleistungen

RD Prax          904-39710

Sachgebiet 1: 
S3-Labor, Molekularbiologie,  
Schädlingsbestimmungen 

OBiolR Dr. Oehme
                                     904-39302

Organisationsplan der Abteilung 9/Landesgesundheitsamt im  
Regierungspräsidium Stuttgart

Stand: 30.04.2012
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Aufgaben der Abteilung im Überblick

Im Rahmen des Verwaltungsstruktur-Reform-
Geset zes ist das vormals als eigenständige Fach-
behörde im Geschäftsbereich des SM angesie delte 
LGA seit 2005 als Abteilung 9 in das Regierungsprä-
sidium Stuttgart (RPS) eingegliedert. Die fachlichen 
Aufgaben blieben dabei in vollem Umfang erhalten. 
Auch im RPS wird das LGA in der Rechtsform eines 
Au
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Abteilung 9: Landesgesund-
heitsamt

Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
(LGA) ist fachliche Leitstelle für den Öf fentlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD) in Baden-Württemberg. 
Schwerpunkte sind bevölkerungsbezogene präven-
tivmedizinische Aufgaben in der gesundheitlichen 
Prävention und Gesundheitsförderung sowie im Ge-
sundheitsschutz.
Darüber hinaus sind dem LGA die Aufgaben des 
Landesarztes für behinderte Menschen, des Staatli-
chen Gewerbearztes und des Landesprüfungsamtes 
für medizinische Ausbildungen und Berufe zugeord-
net. Die Aufgaben werden überwiegend landesweit 
wahrgenommen.
Das LGA

Familie, Frauen und Senioren (SM) und andere 
Landesminis terien, Behörden und Institutionen in 
Fragen des öffentlichen Gesundheitswesens, 

praktische Erfahrungen, 

aus, 

durch, 

-
litätssicherungsmaßnahmen,

Landesbetriebs gemäß § 26 LHO weitergeführt.

Geschäftsstelle der fachlichen  
Planungsgruppe Gesundheitsstrategie

Die Gesundheitsstrategie Baden-Württemberg 
wurde im Ressort des SM erarbeitet und die Umset-
zung am 07.07.2009 vom Ministerrat beschlossen. 
Zur Begleitung dieser Arbeit und zur fachlichen Un-
terstützung der weiteren Umsetzung des Konzeptes 
wurde im LGA ab März 2009 die Projektgruppe Ge-
sundheitsstrategie aufgebaut und zum Jahresende in 
die Geschäftsstelle der fachlichen Planungsgruppe 
Gesundheitsstrategie überführt. 

In der Geschäftsstelle sind eigenständige sowie 
koordinierende Aufgaben für die Arbeit der referats-
übergreifenden fachlichen Planungsgruppe des LGA 
angesiedelt, insbesondere

-
fenden fachlichen Themen,

Drehscheibe der Gesundheitsstrategie,
-

zung der Gesundheitsstrategie.
Die Geschäftstelle ist der Abteilungsleitung direkt 

zugeordnet.

Ansprechpartner
Abteilungsleitung

Prof. Dr. Günter Schmolz, Abteilungspräsident
Tel. 0711 904-39000
abteilung9@rps.bwl.de

Geschäftsstelle der fachlichen Planungs-
gruppe

Prof. Dr. Michael Böhme
Tel. 0711 904-39003
michael.boehme@rps.bwl.de
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Anhang 2 53

Referat 91: Recht und  
Verwaltung

Das Referat bildet in drei seiner vier Sachgebiete 
allgemeine Querschnittsprodukte ab. Es hat deshalb 
neben Grundsatzaufgaben wesentliche Bündelungs-
funktionen für die Abteilung. Das Referat ist für die 
Steuerung der betriebswirtschaftlichen Abläufe zu-
ständig. Hinzu kommt das Sachgebiet Aus-, Fort- 
und Weiterbildung, das den Charakter einer großen 
Weiterbildungsstätte erfüllt.

SG 1: Recht, Finanz- und Personal-
angelegenheiten, laborbezogene 
Dienstleistungen

Im Sachgebiet sind zentrale und referatsübergrei-
fende Aufgaben angesiedelt, insbesondere

Vertragswerken, Abwicklung von Widersprüchen,

mit Darstellung des Jahresabschlusses,
 9,

Servicedienstleistungen innerhalb der Abteilung 9,
-

sammenarbeit mit Referat 11); durch die hochkom-
plexe Technik und Anpassung an den modernen 
Standard sowie die Einrichtung eines S3-Labors 
für hochkontagiöse Infektionserreger ist im TGM 
die Gebäudeleittechnik zu einem neuen Aufgaben-
schwerpunkt geworden.

SG 2: Aus-, Fort- und Weiterbildung

Das Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebot gewinnt 
weiter an Bedeutung. Es umfasst

-

verschiedene Berufsgruppen (Hygienebeauftragte, 
Hygienefachkräfte, [Zahn-]Arzthelferinnen) sowie 
die Ausbildung zum Desinfektoren,

den ÖGD und für in den Bereichen „Landesarzt für 
behinderte Menschen“ und „Arbeitsmedizin“ Tätige.

SG 3: Information und Kommunikation

Internetauftritte des LGA (einschließlich der tech-
nischen Administration des Contentmanagement-
Systems)

Fachanwendungen in der Abteilung 9 (z. B. Infor-
mationssysteme für das Labor und für den Staatli-
chen Gewerbearzt) 

-
tionsgeräte)

SG 4: Qualitätsmanagement

-
litätsmanagementsystems im abteilungseigenen 
akkreditierten Laborbereich

den Bereichen Produktplan, Jahresarbeitsplanung 
und Zielvereinbarungen (zwischen SM als Fachres-
sort und dem RPS)

-
zogene Öffentlichkeitsarbeit:
- Unterstützung der Fachreferate bei der Erstellung 

von Fachpublikationen
- Gesamtredaktion der fachbezogenen Internetauf-

tritte
- Gesamtredaktion des Jahresberichts

Ansprechpartner

Referatsleitung

Kurt Geibel
Tel. 0711 904-39100
kurt.geibel@rps.bwl.de
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Anhang 254

SG 1: Recht, Finanz- und Personal-
angelegenheiten, laborbezogene Dienst-
leistungen

Andrea Dreisigacker
Tel. 0711 904-39101
andrea.dreisigacker@rps.bwl.de

SG 2: Aus-, Fort- und Weiterbildung

Dr. Dagmar Lutz
Tel. 0711 904-39131
dagmar.lutz@rps.bwl.de

SG 3: Information und Kommunikation

N. N.
Ansprechpartner: 
Ralf Cronauer
Tel. 0711 904-39134
ralf.cronauer@rps.bwl.de

SG 4: Qualitätsmanagement

Matthias Appelt
Tel. 0711 904-39130
matthias.appelt@rps.bwl.de

Referat 92: Landesprüfungsamt 
für Medizin und Pharmazie,  
Approbationswesen 

Das Referat hat im Wesentlichen eine Vor-Ort-Zu-
ständigkeit für Baden-Württemberg.

-
tungsmäßige Betreuung der Studiengänge für die 
akademischen Heilberufe Ärzte, Zahnärzte, Apo-

theker, Psychotherapeuten und Lebensmittelche-
miker. Daher erhalten die Studenten dieser Fach-
richtungen vom RPS z. B. die Anrechnungen ver-
wandter Studienleistungen, die Zulassungen zu den 
einzelnen Prüfungen an den jeweiligen Universitäten 
des Landes und bei Bestehen die staatlichen Prü-
fungszeugnisse.

-
den-Württemberg. Von ihm erhalten Deutsche oder 
EU-Angehörige nach Abschluss ihrer vorgenannten 
deutschen Ausbildung oder einer gleichwertigen 
ausländischen Ausbildung die Approbation, also 
die umfassende Berufszulassung für eine entspre-
chende Tätigkeit im gesamten Bundesgebiet. An-
dere ausländische Staatsbürger mit einschlägiger 
abgeschlossener Ausbildung können eine für Ba-
den-Württemberg geltende, in der Regel fachlich 
eingeschränkte Berufserlaubnis erhalten.

 B. in der 

 B. in 

in fachlicher Hinsicht für den Bereich des Regie-
rungsbezirks Stuttgart die entsprechenden Schulen/
Ausbildungsstätten, nimmt bei den Absolventen die 
Prüfungen ab und erteilt ihnen bei Bestehen oder 
bei vergleichbarer ausländischer Ausbildung die 
Erlaubnis zum Führen der geschützten Berufsbe-
zeichnung.

Ansprechpartner

Referatsleitung

Gerhard Schüßler
Tel. 0711 904-39700
gerhard.schuessler@rps.bwl.de 

SG 1: Akademische Heilberufe, Gesundheits-
fachberufe

Gerhard Schüßler
Tel. 0711 904-39700
gerhard.schuessler@rps.bwl.de 

SG 2: Landesprüfungsamt, Sozial- und  

Friedbert Prax
Tel. 0711 904-39710
friedbert.prax@rps.bwl.de
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Referat 93: Allgemeine Hygiene, 
Infektionsschutz

Das Referat ist fachliche Leitstelle für den ÖGD 
in den Bereichen der Hygiene und des Infektions-
schutzes sowie zuständiges Gesundheitsamt für die 
vier Fernwasserversorgungsunternehmen in Baden-
Württemberg.

Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung in Baden-
Württemberg ist eine zentrale Aufgabe des Referates. 

Trotz der guten medizinischen Fortschritte treten 
immer wieder alte oder sogar neue Infektionskrank-
heiten auf, die erheblich an Bedeutung gewinnen kön-
nen, u. U. sogar weltweit. Die globale Ausbreitung, 
die durch eine hohe Mobilität weiter Bevölkerungs-
schichten beschleunigt wird, erfordert ein schnelles 
Handeln durch Behörden. Im vergangene Jahr war 
es z. B. der EHEC-Ausbruch, bei dem es auch in  
Baden-Württemberg zu Erkrankungen kam.
Aufgaben des Referats:

des SM), der Regierungspräsidien, Gesundheits-
ämter und anderer Behörden und Verbände im 
Bereich Gesundheitsschutz. Die Beratung erfolgt 
sowohl telefonisch als auch vor allem schriftlich, 
wobei die Anfragen die Themenbereiche Wasserhy-
giene, Hygiene in medizinischen Einrichtungen so-
wie lebensmittelbedingte Gruppenerkrankungen 
umfassen. Im Fachbereich Infektiologie erfolgt die 
Beratung v. a. im Zusammenhang mit der epidemi-
ologischen Aufklärung von Infektketten und Ausbrü-
chen humaner Infektionen, die für Baden-Württem-
berg eine wichtige Rolle spielen. Beispielhaft seien 
die Aufklärung von Q-Fieber- oder Hantaviren-Aus-
brüchen genannt, die als Zooanthroponosen u. a. 
erfasst und bewertet werden. Darüber hinaus gibt 
das Q-Fieber-Konsi liarlabor zudem deutschland-
weit Antwort auf besondere Fragestellungen.

-
vention und Reduktion von Infektionskrankheiten der 
Bevölkerung in Baden-Württemberg; z. B. die Eta-
blierung des MRE-Netzwerks Baden-Württemberg, 
bei dem das Referat eine koordinierende Funktion 
der dezentralen Netzwerke innehat.

-
teriologischen, virologischen, parasitologischen 
und molekularbiologischen Untersuchungen, die 
insbesondere Public Health-Fragestellungen be-
arbeiten und damit einen wichtigen Beitrag zum 
Gesundheitsschutz für die Bevölkerung von Baden-
Württemberg liefern.

-
kongressen, Mitarbeit in Ausschüssen und fachli-
chen Gremien, die sich mit wichtigen Aspekten auch 
für den Gesundheitsschutz in Baden-Württemberg 
befassen

-
dungsveranstaltungen insbesondere für den ÖGD, 
aber auch für andere Gruppen wie z. B. Angehöri-
ge von Kommunen oder andere im medizinischen 
oder öffentlichen Bereich Beschäftigte

SG 1: S3-Labor, Molekularbiologie, 
Schädlingsbestimmungen

Dieses Sachgebiet umfasst so unterschiedliche 
Bereiche wie
 die Mitwirkung bei der Risikobewertung von bioter-
roristischen Erregern, wozu auch die Etablierung 
der entsprechenden Untersuchungsmethoden ge-
hört und die Teilnahme am bundesweiten Netzwerk 
derjenigen Landesinstitute, die sich mit solchen 
Fragestellungen beschäftigen,

 die Entwicklung fachlicher Konzepte für Krisensi-
tuationen innerhalb von Labornetzwerken,

 Stellungnahmen und Beratung von Ministerien, des 
ÖGD und anderen Behörden zu vektor übertragenen 
Erkrankungen, insbesondere auch zu den Erkran-
kungen, die im Zusammenhang mit dem Klimawan-
del an Bedeutung gewinnen könnten,

 das Labor Molekularbiologie; es ist Servicelabor 
für die anderen Labore im Referat 93 zur moleku-

-
ganismen und dient zur schnellen Diagnostik bei 
Ausbrüchen insbesondere im Epidemie- oder so-
gar im Pandemiefall,

 Schädlingsbestimmungen für den ÖGD, aber auch 
für andere öffentliche Einrichtungen und vereinzelt 
auch für die Bevölkerung in Baden-Württemberg, 
wodurch eine Bekämpfung mit geeigneten Mitteln 
ermöglicht wird,
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 Beratung sowie Planung, Organisation und Durch-
führung von Fortbildungsveranstaltungen

SG 2: Hygiene medizinischer  
Einrichtungen

 Prävention und Verhinderung der Weiterverbreitung 
von Infektionserregern in medizinischen Einrich-
tungen durch Förderung der Hygiene, insbesonde-

tionskliniken, Einrichtungen der Kurbetriebe, Arzt-
praxen usw. durch Beratung, Empfehlungen und 
Bewertung des Hygienemanagements in Koope-
ration mit Einrichtungen der Selbstverwaltung des 
Gesundheitswesens

 Etablierung des MRE-Netzwerks, Erstellung von 
Merkblättern und Leitlinien zur Umsetzung der Kran-
kenhaushygieneverordnung Baden-Württemberg, 
Erhebung und Auswertung von Daten zur Verbes-
serung der Strukturqualität in medizinischen Ein-
richtungen usw.

 Beratung sowie Planung, Organisation und Durch-
führung von Fortbildungsveranstaltungen

SG 3: Wasserhygiene

 Schutz der Bevölkerung vor wasserbedingten Krank-
heiten durch Überwachen der Qualität

- des Trinkwassers (insbesondere der vier Fern-
wasserversorgungsunternehmen in Baden-Würt-
temberg) gemäß TrinkwV 2001

- der Badegewässer (entsprechend der EU-Richt-
linie)

- von Badebeckenwasser in allen öffentlichen Ein-
richtungen

- von Trinkwasser aus Hausinstallationssystemen

 mikrobiologische, virologische und parasitologische 
Untersuchungen und deren gesundheitliche Bewer-
tung 

 Beratung sowie Planung, Organisation und Durch-
führung von Fortbildungsveranstaltungen

SG 4: Allgemeine Hygieneangelegen-
heiten des ÖGD

In diesem Sachgebiet liegt der Schwerpunkt auf 

 dem Erfassen lebensmittelbedingter Gruppener-
krankungen, aber auch auf der Beratung zur Ein-
dämmung oder Prävention solcher Erkrankungen; 
Zielgruppe sind die Gesundheitsämter. Im Rahmen 
der Aufklärung solcher Erkrankungen gibt es eine 
enge Zusammenarbeit mit den Chemisch-Veteri-
närmedizinischen Untersuchungsämtern (CVUA) 
in Baden-Württemberg;

 Untersuchungen zu Kontaktpersonen bei Tuberkulo-
seerkrankungen mittels mikrobiologischer und/oder 
molekularbiologischer Methoden und der Ermittlung 
von Resistenzen durch eine zentrale Surveillance. 
So können früh Entwicklungen erkannt und auf die-
se seitens der Behörden reagiert werden;

 der bakteriologischen Diagnostik von humanen 
Proben aus Justizvollzugsanstalten;

 der Planung, Organisation und Durchführung von 
Fortbildungsveranstaltungen.

SG 5: Infektiologie

Das Sachgebiet beschäftigt sich vor allem mit

von Konzepten zum Schutz der Bevölkerung vor 
Infektionen, die durch Tiere oder Vektoren (z. B. 
FSME, Borreliose, Q-Fieber, Echinoccocus, Han-
taviren) oder von Mensch zu Mensch (z. B. HIV, 

durch laborunterstützte Untersuchungen (serolo-
gisch, molekularbiologisch und parasitologisch) 
sowie der Durchführung von Untersuchungen im 
Rahmen der anonymen Aids-Sprechstunden der 
Gesundheitsämter;

Fieber-Konsiliarlabor steht bei Ausbrüchen dem 
ÖGD im Rahmen eines Ausbruchsgeschens be-
ratend zur Seite;

Fortbildungsveranstaltungen für den ÖGD.

Ansprechpartner

Referatsleitung 

Dr. Doris Reick
Tel. 0711 904-39300
doris.reick@rps.bwl.de

SG 1: S3-Labor, Molekularbiologie,  
Schädlingsbestimmungen

Dr. Rainer Oehme
Tel. 0711 904-39302
rainer.oehme@rps.bwl.de

SG 2: Hygiene medizinischer Einrichtungen

Dr. Peter Weidenfeller 
Tel. 0711 904-39313
peter.weidenfeller@rps.bwl.de

SG 3: Wasserhygiene

Dr. Doris Reick (komm.)
Tel. 0711 904-39300
doris.reick@rps.bwl.de
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SG 4: Allgemeine Hygieneangelegenheiten 
des ÖGD

PD Dr. Silke Fischer (komm.)
Tel. 0711 904-39301

Ansprechpartnerin:
Dr. Gerda Klittich
Tel. 0711 904-39312
gerda.klittich@rps.bwl.de

SG 5: Infektiologie, Infektionsprävention

PD Dr. Silke Fischer
Tel. 0711 904-39301

Referat 94: Gesundheits-
förderung, Prävention, Landes-
arzt für behinderte Menschen

Das Referat erfüllt die Aufgaben des Landesarztes 
für behinderte Menschen nach § 62 Sozialgesetzbuch 
(SGB) IX sowie der fachlichen Leitstelle für den ÖGD 
in den Bereichen Gesundheitsförderung und Präven-
tion. Im Mittelpunkt der Prävention stehen insbeson-
dere Personen in besonderen Lebenslagen.
Zu den Aufgaben gehören

-
ministerien, der Gesundheitsämter sowie weiterer 
Behörden und Institutionen bei Fragestellungen 
aus den drei Bereichen,

-
beitsstelle Frühförderung Baden-Württemberg, der 
an der Umsetzung der Rahmenkonzeption Frühför-
derung Baden-Württemberg, der fachlichen Wei-
terentwicklung des interdisziplinären Systems der 
Frühförderung und der Fortbildung der Fachkräfte 
in der Frühförderung mitwirkt,

Strategien in aktuellen Schwerpunktbereichen in 
der Gesundheitsförderung, Prävention und Reha-
bilitation, z. B. zu gesundheitlicher Teilhabe, Zu-
gangsverbesserung und Netzwerkbildung im Rah-
men kommunaler Gesundheitsförderung und der 
Gesundheitsstrategie Baden-Württemberg,

sowie weitere Maßnahmen zur Qualitätssicherung,

und Projekten in der Suchtprävention,
-

schaften für Gesundheit (RAG) bzw. die kommu-
nalen Gesundheitskonferenzen auf überregionaler 
und Landesebene zu sein, 

zu nachgefragten, aktuellen Themen aus Gesund-
heitsförderung, Prävention und Behinderung zu ini-
tiieren, bedarfsgerecht und zielgruppenorientiert zu 
entwickeln und auszurichten.

 
Prävention

Arbeitsschwerpunkte:

Krankheiten

SG 2: Gesundheitsförderung

Arbeitsschwerpunkte:
-

dere bei Kindern und Jugendlichen, aber auch bei 
Älteren

 Fachliche Begleitung beim Aufbau von Netzwerken 
zur Gesundheitsförderung

SG 3: Landesarzt

Arbeitschwerpunkte:
-

nären Frühförderung in Baden-Württemberg
-

stitutionen zu Behinderung und Verbesserung der 
Teilhabe behinderter Menschen aus medizinischer 
Sicht gemäß § 62 SGB IX

-
denhilfe in besonderen Einzelfällen gemäß § 62 
SGB IX
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Ansprechpartner

Referatsleiterin 

Dr. Birgit Berg
Tel. 0711 9043-9400
birgit.berg@rps.bwl.de

Johanna Körber
Tel. 0711 9043-9408
johanna.koerber@rps.bwl.de

SG 2: Gesundheitsförderung

Barbara Leykamm
Tel. 0711 9043-9410
barbara.leykamm@rps.bwl.de

SG 3: Landesarzt

Dr. Anette Winter-Nossek
Tel. 0711 9043-39411
landesarzt@rps.bwl.de

Referat 95: Epidemiologie und 
Gesundheitsberichterstattung
Das Referat umfasst vier Sachgebiete.

SG 1: Kompetenzzentrum Gesundheits-
schutz, Infektionssurveillance

Das Sachgebiet

und Gefahrenabwehr beim Auftreten von gefähr-
lichen übertragbaren Krankheiten, Großschadens- 
und Katastrophenfällen sowie bei terroristischen 
Bedrohungen, 

tionskrankheiten,

und Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV).

SG 2: Epidemiologie

Das Sachgebiet 

-
zogenen Untersuchungen des LGA in Kooperation 
mit Gesundheitsämtern,

-
senen in Baden-Württemberg,

-
häufungen,

-
gleichende Risikobewertungen und Risikokommu-
nikation durch,

-
stellung von epidemiologischen Untersuchungen 
bereit,

-
rung und Auswertung epidemiologischer Untersu-
chungen.

SG 3: Gesundheitsberichterstattung

Das Sachgebiet 

temberg,

zu ihrer Präsentation z. B. für den Gesundheits atlas 
Baden-Württemberg bereit,

-
berichterstattung,

-
heitsämter bei der Einschulungsuntersuchung,

-
ärztlichen Untersuchungen sowie zum Impfstatus 
aus.

SG 4: Meldesysteme

Das Sachgebiet

tionserkrankungen in Baden-Württemberg,
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Referat 96: Arbeitsmedizin,  
Umweltbezogener Gesundheits-
schutz, Staatlicher Gewerbearzt

Das Referat befasst sich mit den Auswirkungen 
von chemischen, physikalischen, biologischen und 

Ansprechpartner

Referatsleitung

Dr. Günter Pfaff
Tel. 0711 904-39500
guenter.pfaff@rps.bwl.de

SG 1: Kompetenzzentrum Gesundheits-
schutz, Infektionssurveillance

N. N.
Ansprechpartner:
Dr. Karl-Heinz Janke
Tel. 0711 904-39506
gesundheitsschutz@rps.bwl.de

SG 2: Epidemiologie

Dr. Iris Zöllner
Tel. 0711 904-39511
iris.zoellner@rps.bwl.de

SG 3: Gesundheitsberichterstattung

N.N.
Ansprechpartnerin:
Dr. Iris Kompauer
Tel. 0711 904-39507
Iris.kompauer@rps.bwl.de

SG 4: Meldesysteme

Dr. Günter Pfaff
Tel. 0711 904-35060
ifsg@rps.bwl.de

psychologischen Faktoren aus der Umwelt und der 
Arbeitswelt auf die menschliche Gesundheit. 

Für den Bereich Arbeitsmedizin, Staatlicher Ge-
werbearzt stehen dabei die arbeitsmedizinische 
Beratung der Gewerbeaufsicht und Mitarbeit am 
Berufskrankheiten(BK)-Verfahren im Vordergrund. 
Der Staatliche Gewerbearzt sieht sich darin als Teil 
des staatlichen Arbeitsschutzes.

Die Durchführung wissenschaftlicher Projekte hat 
zum Ziel, Belastungen bei der Arbeit und deren Aus-
wirkungen zu untersuchen oder praktische Möglich-
keiten zum Schutz der Beschäftigten zu erarbeiten.

Für Betriebsärzte und andere im Arbeitsschutz täti-
ge Personen werden arbeitsmedizinische und arbeits-
psychologische Fortbildungen sowie betriebsärztliche 
Qualitätszirkel angeboten. 

Tradition haben das „Arbeitsmedizinische Kollo-
quium“ und das „Colloquium ergodermatologicum“. 

Für den Bereich „Umweltbezogener Gesundheits-
schutz“ liegt der Schwerpunkt auf der Untersuchung 
von Kindern und Jugendlichen und im Rahmen ei-
ner Kohortenstudie auch von Erwachsenen. Dies 
geschieht insbesondere im Aufgabengebiet „Monito-
ring Gesundheit und Umwelt“. Von besonderem Inte-
resse ist dabei das Zusammenwirken verschiedener 

Das WHO-Kooperationszentrum für Wohnen und 
Gesundheit (WHO Collaborating Centre for Housing 
and Health) dient als Beratungsinstanz für die Fachöf-
fentlichkeit und interessierte Laien. Das Zentrum gibt 
einen Newsletter mit fachbezogenen Beiträgen, Lite-
ratursammlung und Veranstaltungskalender heraus, 
gestaltet eigene Themenseiten auf der Homepage 
des ÖGD und führt regelmäßig interdisziplinäre Fort-
bildungsveranstaltungen durch.

Das Labor im Referat untersucht die innere und 
äußere Belastung von Menschen durch chemische, 
biologische und physikalische Faktoren in der Um-
welt und hat im Bereich chemischer und biologischer 
Innenraumschadstoffe ein System zur externen Qua-
litätssicherung in Deutschland aufgebaut.

Der ÖGD und andere Behörden werden zu toxiko-
logischen Fragen beraten. Dafür werden auch wis-
senschaftlich fundierte Datenbanken zur Verfügung 
gestellt und aktualisiert.

Ebenfalls für den ÖGD werden Fortbildungen als 
umwelttoxikologische Kolloquien angeboten. Quali-
tätszirkel für Umweltärzte runden das Programm ab. 

SG 1: Arbeitsmedizinische Qualitäts-
sicherung

Im Sachgebiet werden
-

ziellen arbeitsmedizinischen Vorsorge nach staat-
lichen Vorschriften erteilt,
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Qualitätssicherung organisiert und durch Mitarbeit 
unterstützt,

-
ganisiert, 

Landesverwaltung wissenschaftlich begleitet.

SG 2: Arbeitsmedizinische Prävention

Das Sachgebiet

im Arbeitsschutz,

-
pe sind Berufsanfänger,

Mit dem Kompetenznetzwerk Arbeitspsychologie 
wird die staatliche Gewerbeaufsicht bei der Beratung 
der Betriebe zu den Themen „psychische Belastung 
und Fehlbelastungen am Arbeitsplatz“ unterstützt.

SG 3: Staatlicher Gewerbearzt

Schwerpunkte sind die

anderen Institutionen und Einrichtungen sowie von 
Betriebsärzten, Betriebsräten, Fachkräften für Ar-
beitssicherheit oder Arbeitnehmern,

zur Frage, ob eine angezeigte BK durch gesund-
heitsschädliche Bedingungen am Arbeitsplatz zu-
stande gekommen ist, 

von berufsbedingten Erkrankungen möglichst zu 
verhindern. Diese Aufgaben sind nach regionalen 
Gesichtspunkten aufgeteilt.

SG 4: Toxikologische Beratung,  
Datenbanken

Zum Sachgebiet gehören die

-
lichkeit bei der Exposition gegenüber chemischen 
Stoffen, physikalischen Einwirkungen in der Um-
welt und biologischen Belastungen in Böden (Alt-
lasten), der Außenluft, Innenraumluft, im Wasser 
und in Bedarfsgegenständen,

-
vers des umweltmedizinischen Informationssystems 
(UmInfo) als Informations- und Kommunikations-
plattform für den ÖGD (ÖGD-Intranet),

-
system“ für den ÖGD sowie im Kompetenzzentrum 
Gesundheitsschutz.

SG 5: Umweltbezogene Gesundheits-
beobachtung

Das Sachgebiet befasst sich mit 

und Krankheiten, die mit der Umwelt in Zusammen-
hang gebracht werden,

Gesundheit und Umwelt“, bei dem spezialisierte 
Gesundheitsämter umweltmedizinische Untersu-
chungen insbesondere bei Schulkindern vorneh-
men; die Ergebnisse werden im LGA ausgewertet,

for Housing and Health.

SG 6: Humanbiomonitoring,  
Analytische Qualitätssicherung

Das Sachgebiet nimmt laborunterstützende Aufga-
ben wahr bei

-
völkerung unter Berücksichtigung aktueller Frage-
stellungen und der Expositionshöhe in den Umwelt-
medien,

mit biologischen oder chemischen Kontaminanten, 
-

lytischen Qualitätssicherung für biologische und 
chemische Innenraumschadstoffe,

-
pilzberatung in Baden-Württemberg“,

„Allergie und Atemwegserkrankungen“,
-

nahme, Bestimmung und Bewertung im Bereich 
Humanbiomonitoring.

SG 7: Kommunalhygiene

Das Sachgebiet befasst sich mit der Prävention 
von Gesundheitsgefährdungen in Gemeinschaftsein-

Tätigkeiten, die der Hygiene-Verordnung unterliegen.
Dies betrifft vor allem folgende Bereiche:

-
dergärten, Horte, Sportstätten, Ferienlager, Wald-
kindergärten, Gemeinschaftsunterkünfte), 

-
sigkeiten Krankheitserreger übertragen und beim 
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Menschen eine Infektion verursacht werden kann 
-

chen, Piercing und Tätowieren), 

beim Umgang mit Lebensmitteln. 

Ansprechpartner

Referatsleitung

Dr. Peter Michael Bittighofer
Tel. 0711 904-39600
peter-michael.bittighofer@rps.bwl.de 

SG 1: Arbeitsmedizinische Qualitäts-
sicherung 

Dr. Renate Müller-Barthelmeh
Tel. 0711 904-39610
renate.mueller-barthelmeh@rps.bwl.de

SG 2: Arbeitsmedizinische Prävention

Dr. Elisabeth Härtig (komm.)
Tel. 0711 904-39620
elisabeth.haertig@rps.bwl.de

SG 3: Staatlicher Gewerbearzt

Dr. Peter Michael Bittighofer
Tel. 0711 904-39600
peter-michael.bittighofer@rps.bwl.de
gewerbearzt@rps.bwl.de 

SG 4: Toxikologische Beratung, Datenbanken

Dr. Hanswerner Jaroni
Tel. 0711 904-39640
hanswerner.jaroni@rps.bwl.de 

SG 5: Umweltbezogene Gesundheits-
beobachtung, WHO Collaborating Centre  
for Housing and Health

Dr. Bernhard Link
Tel. 0711 904-39650
bernhard.link@rps.bwl.de 

SG 6: Humanbiomonitoring, Analytische  
Qualitätssicherung

Dr. Guido Fischer
Tel. 0711 904-39660

SG 7: Kommunalhygiene

Dr. Bertram Geisel
Tel. 0711 904-39670
bertram.geisel@rps.bwl.de



su
nd

he
its

sc
hu

tz
Anhang 362

Laborunterstützter Gesundheitsschutz 

Krankheitsausbrüchen und im Bereich der Kranken-
haushygiene ist die Aufklärung von Infektketten rele-
vant. Über den Nachweis der klonalen Identität von 
Erregern aus einer vermuteten Infektionsquelle und 
dem Patienten können Aussagen zur Infektionskette 
im konkreten Fall gemacht werden.

Auf dem Gebiet der Wasserhygiene wird die Qua-
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Der Laborbereich des Landesgesundheitsamtes 
Baden-Württemberg (LGA) ist seit dem 19.06.2004 
nach DIN EN ISO/IEC 17025 akkreditiert. Er arbei-
tet nach neuesten Untersuchungsmethoden und 
-standards im Bereich der Bakteriologie, Virologie, 
Parasitologie, Molekularbiologie und medizinisch-
chemischen Analytik. Aufgrund seiner epidemiolo-
gischen Aufgabenstellungen werden Veränderungen 
im infektiologischen Bereich (z. B. Veränderungen im 
Resistenzmuster oder Auftreten neuer Species und 
Subspezies) beobachtet sowie mit Hilfe von moleku-
larbiologischen Verfahren Infektketten verfolgt und 
aufgeklärt. Insbesondere bei lebensmittelbedingten 

durch bakteriologische und virologische Untersu-
chungen überprüft.

Dem Laborbereich ist seit dem Jahr 2009 auch ein 
Labor der Sicherheitsstufe 3 angegliedert. Zu den 
Aufgaben zählen die Etablierung von Untersuchungs-
methoden zur schnellen Diagnostik von Erregern, die 
bei biologischen Gefahrenlagen von Bedeutung sind 
sowie Arbeiten mit Coxiella burnetii im Rahmen des 
Konsiliarlabors für Q-Fieber und Resistenztestungen 
von Mycobacterium tuberculosis.

Die Laboruntersuchungen im Bereich Hygiene und 
Infektionsschutz stellen darüber hinaus einen wich-
tigen Baustein zur Aufrechterhaltung der Beratungs-
kompetenz des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) in Baden-Württemberg dar. Die im Labor er-
hobenen Daten liefern Basisinformationen zum In-
fektionsgeschehen innerhalb der Bevölkerung von 
Baden-Württemberg, die auch in die Gesundheits-
berichterstattung eingehen.
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Hygiene medizinischer 
Einrichtungen

Zu den Aufgaben dieses Sachgebietes zählen die 
Beratung und Unterstützung einer Vielzahl von Ein-
richtungen des Gesundheitswesens in sämtlichen 
Fragen der allgemeinen und der Krankenhaushygi-
ene. Ansprechpartner des Referates sind 

Württemberg,

kliniken, 

-
ter Menschen,
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-
tionsbetriebe,

Einrichtungen beauftragte Betriebe.
Dies beinhaltet zahlreiche Einzelberatungen und 

Termine vor Ort, ferner die Durchführung von oder 
Teilnahme an Informationsveranstaltungen im LGA 
und in den Landkreisen. 

Wasserhygiene

Das Sachgebiet ist mit seinem Labor bestellte 
Stelle für die amtliche Untersuchung von Trinkwas-
ser der vier Fernwasserversorgungsunternehmen in 
Baden-Württemberg und für die Überwachung der 
Badegewässer des Landes Baden-Württemberg. 
Darüber hinaus ist es in die Liste der aner  kannten 
Labore zur Untersuchung von Trinkwasser nach der 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) des Ministe-
riums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
aufgenommen. Das Untersuchungsspektrum umfasst 
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Zu den Aufgaben des Sachgebietes zählen ferner 
die Beteiligung an der Fort- und Weiterbildung von Hy-
gienefachkräften und medizinischem Fachpersonal, 
Desinfektoren, Krankentransportdiensten, Hygienebe-
auftragten in Krankenhäusern und anderen medizi-
nischen Betrieben einschließlich ambulanter und sta-

werden bei der hygienischen Überwachung von Kli-
-

praxen sowie Einrichtungen des ambulanten Operie-
rens unterstützt, u. a. durch Besichtigungen vor Ort 
mit Protokollen zu Organisation und Betriebsabläu-
fen, baulich-technischem und hygienischem Status 
sowie Bewertungen und Empfehlungen bezüglich 
des Hygienemanagements. Zusätzlich werden gut-
achterliche Stellungnahmen zu bautechnisch-hygie-
nischen Fragen bei Neu- und Umbaumaßnahmen 

Württemberg erstellt. 
Zu den weiteren Aufgaben gehören Texte und Bro-

schüren zu Fragen der Hygiene in Klinken, Praxen 
und Heimen und die Mitarbeit in Qualitätszirkeln zur 
Weiterentwicklung der Hygiene in medizinischen 
Einrichtungen.

Im Labor der Krankenhaushygiene werden hygie-
nisch-mikrobiologische Untersuchungsproben aus 
Kliniken, Arztpraxen und anderen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens verarbeitet, die der innerbetrieb-
lichen hygienischen Qualitätskontrolle dienen. Im Jahr 
2011 wurden insgesamt 14 758 Einsendungen zur 
Beurteilung von maschinellen Instrumenten- und Ge-
rätaufbereitungsverfahren untersucht und bewertet, 
davon 10 584 Proben zur Untersuchung der Dampf-
sterilisation, 2 582 zur Heißluftsterilisation und 1 592 
Proben zu maschinellen Desinfektionsverfahren. Die 
größte Einsendergruppe stellten die Zahnarztpraxen 
in Baden-Württemberg mit 7 531 Einsendungen aus 
insgesamt 4 553 Betrieben dar. 

Da nach der Medizinprodukte-Betreiberverordnung 
Revalidierungen der Aufbereitungsprogramme nur 
noch vor Ort durchgeführt werden, wurde das Verfah-
ren mittels Bioindikatoren für medizinische Betriebe 
im Jahr 2011 letztmalig angeboten.

Trinkwasser einschließlich Legionellen, Badewasser, 

oder europäischer Richtlinien sowie Sonderuntersu-
chungen zu speziellen Fragenstellungen wie z. B. 
Viren oder Parasiten.

Untersuchungsspektrum

Mikrobiologische Untersuchungen von:

19643)

Norm)
-

den-Württemberg) 

Begutachtungen, Besprechungen und Begehungen 
erfolgen bei:

-
gen

-
bau und Sanierung

Trinkwasser

Insgesamt wurden im Jahr 2011 im LGA 3 528 Trink-
wasserproben gemäß TrinkwV 2001 untersucht (An-
lage 2). 131 Proben wurden beanstandet; die Bean-
standungsrate lag damit insgesamt bei 4,1 % (ohne 
Rohwässer). Die Fernwasserversorger zeigten hier-
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Anlage 1: Wasseruntersuchungen – Gesamtübersicht 2011

Probenmaterial                                                                    Probenanzahl

Trinkwasser insgesamt 6 601

Fernwasserversorgungen 2 309

Ortswasserversorgungen 244

Einzel-/Eigenwasserversorgungsanlagen 94

-
richtungen, Dentaleinheiten oder raumlufttechnischen Anlagen) 654

Sonstige Wasserproben 227

Erwärmtes Trinkwasser (Duschwasser o. Ä.) 3 073

MTVO insgesamt 12

Mineral- und Tafelwasser, Heilwässer 12

2 406

Bodensee 609

Baggerseen 585

Flüsse 69

Naturseen 794

Stauseen 235

Kleinbadeteiche (keine EU-Badegewässer) 107

7

Badebeckenwasser insgesamt 2 953

Freibäder 855

Freizeitbäder 104

Hallenbäder 824

Hotelbäder 251

Krankenhausbäder 202

Privatbäder 19

Schulbäder 254

Thermalbäder 366

Sonstige Bäder 78

Sonderuntersuchungen insgesamt 61

Viren 20

Parasiten 6

Cyanobakterien (Blaualgen) 35

Probenzahl insgesamt 12 033
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Anlage 2: Trinkwasserproben incl. Rohwasser nach Einsendern im Jahr 2011 (n = 3 528) 

244
94

227

2 309

654

 0

 500

1 000

1 500

2 000

2 500

Fernwasser-
versorger

Ortswasser-
versorger

Einzelwasser-
versorger

Haus-
installationen

Sonstige

bei eine Beanstandungsquote von 0,5 %, die Orts-
wasserversorgungen 10,9 % Beanstandungen und 
die Übrigen1 8,7 % für die eingesandten Proben. Die 
Einzelwasserversorger verzeichneten mit 24,4 % die 
meisten Beanstandungen.

Mineral- und Tafelwasser, Heilwasser

Im Jahr 2011 wurden zwölf Heilwasserproben ge-
mäß Mineral- und Tafelwasser-Verordnung bzw. Arz-

neimittelgesetz untersucht; keine der untersuchten 
Proben war zu beanstanden.

Badebeckenwasser

Im Jahr 2011 wurden dem LGA 2 953 Proben aus 
öffentlichen Bädern durch die Gesundheitsämter 
überbracht und gemäß UBA-Empfehlung und DIN 
19643 untersucht. Hierbei wurden z. B. Frei- und 
Freizeitbäder, Hallenbäder und Thermalbäder sowie 

Anlage 3: Anzahl der eingesandten und davon beanstandeten Trinkwasserproben 2011  
(ohne Rohwasser; n = 3 197)

Einsender Trinkwasserproben 
insgesamt

Trinkwasserproben 
ohne Rohwasser1

davon1 mit  
Beanstandungen Anteil1 [%]

Fernwasserversorger 2 309 2 014 10 0,50

Ortswasserversorger 244 220 24 10,91

Einzelwasserversorger 94 82 20 24,39

Hausinstallationen 654 654 39 5,96

Sonstige 227 227 38 16,74

Summe 3 528 3 197 131

1 Einsender, welche nicht unter die anderen Kategorien fallen
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Anlage 4: Anteil der verschiedenen Bädertypen an der Gesamtzahl der  
untersuchten Proben im Jahr 2011 (n = 2 953)

Freibäder
28 %

Freizeitbäder
4 %

Hallenbäder
28 %

Hotelbäder
8 %

Krankenhausbäder
7 %

Thermalbäder
12 %

Sonstige
3 %

Schulbäder
9 %

Privatbäder
1 %

Anlage 5: Beanstandungen nach Bädertyp im Jahr 2011
(Gesamteinsendungen: n = 2 953)
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Bäder in Krankenhäusern und Schulen, Hotelbäder 
und Privatbäder untersucht. Untersucht wurden die 
Koloniezahlen bei 36 °C, E. coli und Pseudomonas 
aeruginosa in 100 ml Probe sowie Legionellen aus 
1 ml Probe (Beckenwasser) bzw. 100 ml Probe (Fil-
trat). Insgesamt waren 248 Proben zu beanstanden, 
dies entspricht 8,4 % der untersuchten Proben (An-
lagen 4 und 5). Die höchsten Beanstandungsquoten 
verzeichneten Thermalbäder mit 21,0 % Beanstan-
dungen, gefolgt von sonstigen Bädern und Hotelbä-
dern mit 16,7 % bzw. 11,6 % Beanstandungen.

 
EU-Badegewässer

-
wasserproben untersucht, wovon 2 292 von EU-Ba-
deplätzen stammen. Zum Ende der Badesaison 2011 

Untersuchungsergebnisse aus vier Jahren in die Be-
-

len in Baden-Württemberg entsprachen danach 306 
(96,5 %) den Qualitätsbestimmungen der Richtlinie 
hinsichtlich der zwei ausschlaggebenden Kriterien: 
Belastung mit E. coli und Enterokokken. 297 (93,7 %) 
der Badestellen erfüllten sogar die Kriterien für eine 
Einstufung in die höchste Qualitätskategorie (“ausge-
zeichnet”). Sieben Badestellen (2,2 %) wurden in die 
Kategorie “gut” eingestuft. Zwei Badestellen (0,6 %) 
erhielten die Bewertung „ausreichend“. Weitere zwei 
Badestellen (0,6 %) konnten die Anforderungen der 
Richtlinie nicht erfüllen und wurden daher mit „man-
gelhaft“ bewertet (Anlage 6). 

Trinkwasseruntersuchungen (erwärmtes 
Trinkwasser) auf Legionellen

Insgesamt wurden 3 073 Proben erwärmtes Trink-
wasser (vorwiegend Duschwasser) untersucht. In 
687 Fällen (22,4 %) konnten in 1 ml Probe, in 1 297 
Fällen (42,2 %) in 100 ml Probe Legionella nachge-
wiesen werden. (Anlage 7). Aus den positiv getes-
teten Wasserproben wurden in 581 Fällen Legionel-
la pneumophila Serogruppe 1 isoliert, in 717 Fällen 
Legionella pneumophila Serogruppe 2-14, in 24 Fäl-
len wurden die Serogruppen 1 und 2-14, und aus 38 
Proben wurden andere Legionella species isoliert 
(Anlage 8). Grundlage für die Beurteilung der Kon-
zentrationen von Legionella sp. sind die im DVGW-
Regelwerk, Arbeitsblatt 551 (April 2004) aufgeführten 
Bewertungen von Legionellenbefunden in Trinkwas-
sererwärmungs- und Leitungsanlagen sowie die UBA-
Empfehlungen von 2006.

Sonderuntersuchungen 

Neben den Routineproben wurden im Jahr 2011 
insgesamt 61 Wasserproben auf Viren und Parasiten 
sowie auf spez. Mikroorganismen wie z. B. Cyano-
bakterien untersucht.

Anlage 6: Beurteilung der Badegewässerqualität 
von 317 Badeseen in Baden-Württemberg im Jahr 

2011 gemäß BadegVO 2008

dauerhaft abgemeldet (0,6 %)
keine Bewertung über 
4 Jahre möglich (2,2 %)
mangelhaft (0,6 %)

ausreichende Qualität (0,6 %)
gute Qualität (2,2 %)
ausgezeichnete Qualität 
(93,7 %)

Anlage 7: Anzahl der für Legionella sp. positiv  
getesteten Wasserproben im Jahr 2011
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trolluntersuchungen bei gesunden Personen, die im 
Lebensmittelbereich arbeiten, entfallen. Stuhlunter-
suchungen werden in diesem Bereich daher aus-
schließlich anlassbezogen bei Erkrankungsfällen 
(Diarrhoen) durchgeführt.

Darüber hinaus erhält das LGA von den Gesund-
heitsämtern Stuhlproben von Asylbewerbern aus 
außereuropäischen Ländern, die im Rahmen des 
§ 62 Asylverfahrensgesetz auf Parasitosen zu un-
tersuchen sind.

Bakterielle Enteritiserreger

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 5 234 Stuhlproben 
bakteriologisch untersucht. Bei den hierbei nachge-
wiesenen Erregern handelte es sich in erster Linie um 
EHEC (enterohämorrhagischer E. coli), verursacht 
durch den deutschlandweiten O104:H4-Ausbruch 
Mitte des Jahres (siehe Kapitel „Einblicke in die Ar-
beit“). Im Vergleich zum Jahr 2010 gingen 2011 insge-
samt 1 308 EHEC-Proben mehr ein. An zweiter Stelle 
folgten die Salmonellen. Insgesamt wurden 62 ver-
schiedene Sal mo nellen-Serovare isoliert. Erwartungs-
gemäß lagen die S. Enteritidis-Isolierungen an erster 
Stelle, gefolgt von S. Typhimurium, monophasischen 
S. Typhimurium-Stämmen (O 4,5:i:-), S. Saintpaul 
und S. Newport. S. Enteritidis und S. New port tra-

Anlage 8: Verteilung der ermittelten Legionella 
pneumophila-Serogruppen im Jahr 2011
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Hygieneangelegenheiten  
des ÖGD

Im Bereich Bakteriologie werden Stuhlproben und 
andere humane Proben auf bakterielle Erreger un-
tersucht. Ebenso werden Stuhlproben mit der Frage-
stellung darmpathogene Viren bearbeitet. Die Proben 
werden überwiegend von Gesundheitsämtern und 
Jus tizvollzugsanstalten (JVAs) eingesandt. Darüber 
hinaus besteht eine Kooperation mit dem Chemischen 
und Veterinäruntersuchungsamt Stuttgart (CVUA S) 
im Bezug auf Salmonellen sowie beim Austausch von 
Ergebnissen im Bereich von Gruppenerkrankungen 
zur Infektkettenaufklärung.

Gastroenterologie

ten im Zusammenhang mit Ausbrüchen auf. Andere 
Serovare wurden nur in wenigen Einzelfällen nach-
gewiesen. Das Spektrum der seltenen Serovare ist 
von Jahr zu Jahr unterschiedlich. 

Weitere bakterielle Enteritiserreger waren Campy-
lobacter spp., Shigella spp., Yersinia enterocolitica 
und EPEC (enteropathogener E. coli).

Gruppenerkrankungen

Zur Infektkettenaufklärung im Rahmen von Grup-
penerkrankungen werden Patienten- und Umge-
bungsproben zusätzlich zu den Routineverfahren 
(konventionelle Mikrobiologie) auch molekularbiolo-

-
demiologischen Fragestellungen durch das Referat 
95 (Epidemiologie und Gesundheitsberichterstat-
tung) ggf. weitergehende Untersuchungen veran-
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Bei den Stuhlproben aus den JVAs handelt es sich 
vorwiegend um Kontrolluntersuchungen von Mitar-
beitern und Häftlingen, die in der Küche oder bei der 
Essensausgabe beschäftigt sind.

Aus den Gesundheitsämtern werden Kontroll- und 
Umgebungsuntersuchungen angefordert sowie in 
zunehmendem Maße Untersuchungen zur Abklä-
rung von Gruppenerkrankungen im Rahmen der 
aktiven Surveillance (Ermittlungen nach § 25 IfSG). 
Seit Einführung des IfSG sind routinemäßige Kon-

Iasst werden.
Im Jahr 2011 wurden dem LGA insgesamt 247 

Gruppenerkrankungen nach IfSG von den Gesund-
heitsämtern gemeldet, jedoch nur bei 235 auch Stuhl-
proben zur mikrobiologischen und virologischen Un-
tersuchung zugesandt.

Die 235 untersuchten Gruppenerkrankungen wa-
ren vorwiegend durch Noroviren (58,1 %) verursacht, 
gefolgt von Rotaviren (6,4 %), EHEC/EPEC (2,5 %) 
und Salmonella species (2,1 %). Staphylococcus au-
reus war bei vier und Bacillus cereus, Campylobacter 
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species und Clostridium perfringens bei je einer Grup-
penerkrankung die Ursache. Bei 28 % konnte kein 
Erreger nachgewiesen werden, weil entweder die 
Probenahme zu spät erfolgte bzw. die Proben dem 
LGA zu spät übermittelt wurden oder der eingereichte 
Untersuchungsauftrag den verursachenden Erreger 
nicht einschloss.

Bei fünf durch Noroviren hervorgerufenen Grup-
penerkrankungen wurden die Norovirus-Isolate zur 
Abklärung der Infektkette mittels Gensequenzierung 
auf klonale Identität untersucht. Bei allen fünf Grup-
penerkrankungen stimmten die Isolate jeweils zu 
100 % überein.

Da bei Gruppenerkrankungen nur eine repräsenta-
tive Anzahl von Stuhlproben untersucht werden, wur-
den zwar insgesamt 3 393 Personen als Erkrankte 
gemeldet, aber nur 1 194 Einzelproben untersucht.

Von den 247 gemeldeten Gruppenerkrankungen 
wurden zehn Gruppenerkrankungen aus privaten 
Haushalten gemeldet. Hierbei konnten in fünf Fällen 
Noroviren und in zwei Fällen Salmonellen nachge-
wiesen werden. In Altenheimen wurden 64,7 % und in 
Klinken 70 % der gemeldeten Gruppenerkrankungen 
durch Noroviren verursacht, hingegen nur eine durch 

-
ten und Lebensmittelverkaufstätten betrug der Anteil 
an durch Salmonellen verursachten Gruppenerkran-
kungen (5 %), jedoch 52,5 % bei Noroviren. In diesen 
Bereichen wird deutlich, dass die Präventionsmaß-
nahmen in Bezug auf Salmonellen-Infektionen sehr 
gut gegriffen haben.
Die erhobenen Daten sind in Anlage 9 aufgeführt

Darmparasiten

Im Bereich der Parasitenmikroskopie werden haupt-
sächlich Stuhluntersuchungen auf Wurmeier und Pro-
tozoen-Zysten durchgeführt. Die Proben stammen 
hauptsächlich von Asylbewerbern aus unterschied-
lichsten Ländern.

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 3 377 Proben pa-
rasitologisch-mikroskopisch untersucht, 188 Proben 
mehr als im Jahr 2010. Dabei konnten in 429 Stuhlpro-
ben (12,7 %) Darmparasiten nachgewiesen werden. 

Kooperation mit dem CVUA S

Im Rahmen der Kooperation mit dem CVUA S wur-
den zudem bis Ende September 2011 insgesamt 107 
Salmonellenisolate von 28 verschiedenen Serotypen, 
die aus Lebensmitteln und Untersuchungsmaterialien 
tierischen Ursprungs isoliert wurden, untersucht bzw. 
für die Salmonellen-Stammsammlung des LGA ein-
gesandt. Hier dominierten S. Typhimurium (35) vor 
S. Enteritidis (14), monophasische S. Typhimurium 
O 4,5:i:- (8), S. Derby (6) und S. Hadar (3). Diese 
von der CVUA S übersandten Isolate werden auch 
zur Infektkettenverfolgung bei Erkrankungshäufungen 
verwendet.

Humane Proben

Neben den Stuhluntersuchungen fanden im Jahr 
2011 kulturelle mikrobiologische Verfahren in ande-
ren Untersuchungen Anwendung wie z. B. Abstriche 
von verschiedenen Körperregionen, Sputen, Urine 
und Blutkulturen. U. a. kamen von elf Patienten Ab-
strichproben mit der Fragestellung auf Methicillin-/
Oxacillin-resistente Staphylococcus aureus (MRSA). 
In der Regel werden hierbei mindestens zusätzlich 
zum schon bekannten Infektionsort (wie z. B. Ulcus 
cruris) zwei weitere Stellen abgestrichen. Bei drei Pa-
tienten konnte mittels PCR (Polymerasekettenreak-
tion) das mecA-Gen nachgewiesen werden. 

Im Rahmen der Listerien-Surveillance, die in Zu-
sammenarbeit mit dem Referat 95 seit mehreren Jah-
ren durchgeführt wird, erhielten wir 47 Stämme von 
verschiedenen Laboren in Baden-Württemberg. Da 

ist, werden durch eine aktive Surveillance entweder 

Anlage 9: Infektionsorte, Zahl der Gruppenerkrankungen und Infektionserreger im Jahr 2011

Infektionsort     Summe  Norovirus Salmonella Sonstige Unbekannt

101 66 1 8 26

Gaststätten/Lebensmittelverkaufsstätten 40 19 2 7 12

Krankenhäuser/Rehakliniken 10 7 0 1 2

Schulen/Kindergärten/Tagesstätten 62 34 0 6 22

Private Haushalte/Feste 10 5 2 3 0

Freizeiten/Sonstige 12 4 0 2 6

Gesamt 235 135 5 27 68
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vom Referat 95 oder von den Gesundheitsämtern die 
meldenden Labore veranlasst, die isolierten Stämme 
an das Labor des LGA zu schicken. Im Labor wer-
den diese Stämme noch einmal angezüchtet, eine 
Serovarbestimmung durchgeführt und anschließend 

-
phorese an das Nationale Referenzzentrum (NRZ) in 
Wernigerode gesandt, die einen Abgleich mit anderen 
bundesweit isolierten Listerienstämmen durchführen. 

Aus Küchenbereichen und Gemeinschaftseinrich-
tungen sowie aus dem Bereich der Krankenhaus-
hygiene wurden 240 Abklatsch- und Abstrichproben 
untersucht.

sich kein auffälliges Resistenzmuster. Zwei Patienten 
wiesen eine Mehrfachresistenz auf. Einmal lag eine 
Resistenz gegen Isoniazid und Ethambutol vor und 
im zweiten Fall eine gegen Isoniazid und Streptomy-
cin. Die Testung von einem Patient, der schon seit 
mehreren Jahren als multiresistent bekannt ist, wur-
de nicht durchgeführt. Eine Darstellung zur Resis-
tenzbestimmung von Tuberkulosebakterien erfolgt 
im Kapitel „Einblicke in die Arbeit“.

Außerdem konnten in 14 Fällen Nichttuberkulöse 

wurde M. gordonae (5) nachgewiesen, je zweimal 
M. avium, M. fortuitum und M. species sowie je ein-
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Infektionsschutz
Bakteriologie 

Zu den Einsendern humaner Proben auf Tuberku-
lose im Labor Bakteriologie zählen fast ausschließ-
lich Gesundheitsämter und JVAs (siehe Anlage 10).

Im Jahr 2011 wurde bei 19 Patienten von insge-
samt 1 218 kulturell untersuchten Proben (vorwie-
gend Sputum- und Urinproben) Mycobacterium tu-
berculosis mittels GenoType Mycobacterium-Test 
nachgewiesen. Die Resistenzbestimmungen von 18 
Patienten erfolgte im LGA. Bei 16 Patienten ergab 

mal M. absessus, M. intracellulare und M. xenopi. 
438 Proben wurden mittels Mycobacterium tubercu-

-
sondere wenn der Verdacht auf eine frische Infektion 

positiv aus, wobei nur bei neun Patienten auch aus 
der Kultur Mycobacterium tuberculosis anzüchtbar 

Keimnachweis in der Kultur bestätigen die Aussage, 
dass diese Methode nur eingesetzt werden sollte, 

Erkrankung länger als ein Jahr zurückliegt.
-

säureabschnitte und nicht das gesamte Genom von 
Mykobakterien nachgewiesen. Da mit diesem Ver-

Gesundheitsämter

5 000
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Anlage 10: Herkunft der Tuberkuloseproben 2004-2011
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fahren auch sehr wenige tote, abgetötete und ggf. 
durch Therapie bereits geschädigte Keime nachweis-

-
de bei Umgebungsuntersuchungen ohne klinischen 
Befund nicht geeignet. Auch Verlaufskontrollen bei 
anbehandelten Patienten sind nicht indiziert, da we-
gen der hohen Sensitivität des Verfahrens die TB-

-
beginn nachweisbar sind. Gute Erfahrungen mit der 

Grund der klinischen und radiologischen Vorbefunde 
ein dringender TB-Verdacht vorliegt, ferner, wenn 
der Patient durch Chemotherapie oder HIV-Infekt 
immungeschädigt ist, so dass immunologische Un-
tersuchungen, wie z. B der Interferon-Gamma-Test, 
kein zuverlässiges Ergebnis bringen.

Interferon-Gamma-Test

Beim Interferon-Gamma-Test handelt es sich um 
einen indirekten Test zum Nachweis einer Myco-
bacterium tuberculosis-Infektion. Ziel ist es, die Dia-
gnostik zum Tuberkulin-Hauttest, der bis vor wenigen 
Jahren als einzige, wenig zuverlässige Methode zur 
Diagnose der latenten Tuberkulose zur Verfügung 
stand, zu ergänzen.

Im Jahr 2011 wurden im LGA 3 234 Blutproben auf 
Interferon-Gamma untersucht, davon 2 668 mit nega-
tivem (82,5 %) und 517 (16 %) mit positivem Ergeb-

nis. Bei 49 Patienten war der Test nicht auswertbar. 
Im Vergleich zum Vorjahr wurden 915 Proben mehr 
untersucht (siehe Anlage 11).

Infektionsserologie

Im Labor Infektionsserologie wurden im Jahr 2011 
insgesamt 24 903 Seren auf 25 verschiedene Infek-
tionskrankheiten untersucht. Hierzu wurden 52 198 
Untersuchungen bzw. Bestimmungen von Antikörpern 
oder Antigenen durchgeführt. Schwerpunkte waren 
die von den Gesundheitsämtern und den JVAs zur 
Erkennung von Infektionen mit den viralen Erregern 
HIV, Hepatits-B-Virus und Hepatits-C-Virus. 

Infektionsserologische Untersuchungen

Zur Bestimmung von Virus- bzw. Bakterien-Anti-
körpern im Serum werden die folgenden Testarten 
eingesetzt: Enzymimmunoassay (ELISA), Hämag-
glutinations-Hemmtest (HHT), Hämolyse im Gel-Test 

-
bindungsreaktion (KBR), Neutralisationstest (NT) 
und Immunoblot (IB) bzw. Westernblot (WB). Neben 
den infektionsserologischen Nachweismethoden er-
gänzt der direkte Erregernachweis mittels Zellkultur 
bzw. molekularbiologischer Methoden das Untersu-
chungsspektrum. 

Hepatitis-Diagnostik

Im Jahr 2011 gingen insgesamt 1 057 Anforderun-
gen zur Untersuchung auf Hepatitis A, 8 559 Anforde-
rungen zur Untersuchung auf Hepatitis B und 7 248 
Anforderungen zur Untersuchung auf Hepatitis C ein.

Hepatits-A-IgG-Antikörper wurden in 619 Fällen 
positiv getestet. Dies bedeutet, dass die Betroffenen 
die Infektion entweder durchgemacht oder eine Imp-
fung gegen Hepatits A erhalten haben. Nur in elf Fäl-
len wurde IgM zum Nachweis einer frischen Infektion 
angefordert. Eine akute Hepatits A konnte bei einem 
Patienten nachgewiesen werden.

Das HBs-Antigen, das Virushüllen-Antigen, das in 
der Regel sowohl bei einer akuten als auch einer chro-
nischen Hepatitis B positiv getestet wird, wurde aus 
1 619 Proben bestimmt. In 141 Fällen war das HBs-
AG positiv. Aufgrund der anderen Hepatitis-Marker 
muss bei 128 Personen von einem chronischen HBs-
AG-Trägertum ausgegangen werden. In 176 Fällen 
wurde eine zurückliegende Hepatitis-B-Erkrankung, 
in einem Fall eine akute Hepatitis B diagnostiziert.

Antikörper gegen das Hepatitis-C-Virus wurde 
bei 886 Fällen nachgewiesen. Dies erfordert jedoch 
noch weitere Bestätigungsteste, so dass letztend-
lich bei 842 Fällen eine Hepatitis-C-Infektion nach-
gewiesen wurde. 

Anlage 11: Interferon-Gamma-Proben  
in den Jahren 2010 und 2011
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Die Untersuchungen der Seren auf Hepatitis A, 
B und C werden mit Enzymimmunoassays (EIA) 
durchgeführt. Hierzu ist die Bestimmung verschie-
dener Antigene/Antikörper notwendig, die überwie-
gend in einer Stufendiagnostik angewandt werden. 
Beispielsweise werden bei Verdacht auf Hepatitis B 
sechs verschiedene Parameter untersucht. Die Be-
fundung ist nur durch die gemeinsame Bewertung 
der Einzelergebnisse möglich. Zur Bestimmung der 
Viruslast (Grad der Infektiosität) bei nachgewiesener 
Hepatitis C wird zusätzlich eine PCR durchgeführt. 
Die Einsendungen für die Untersuchungen auf die 
Hepatitiden stammen vor allem aus den JVAs. Eben-
so senden die Gesundheitsämter viele Proben zur 
Diagnostik auf HIV und Hepatitis ein. Hier liegt der 
Schwerpunkt auf Untersuchungen, die im Rahmen 
der Beratungsstellen für sexuelle Gesundheit, ehe-
mals Beratungsstellen für Aids, durchgeführt werden.

Seren von Polizeibeamten bzw. den Bediensteten 
der JVAs werden im Rahmen der Überprüfung der 
Impftiter und möglicher Infektionen nach HIV- bzw. 
Hepatitis-B-/C-Exposition untersucht. 

HIV-Diagnostik

Im Jahr 2011 wurden insgesamt 20 198 Seren auf 
HIV untersucht. Von diesen Seren, die überwiegend 
anonym untersucht werden, waren 270 Proben positiv. 
Durch die anonymen Einsendungen und die Vorga-
be, dass ein Serum, das positiv auf HIV getestet ist, 
durch eine zweite Blutprobe bestätigt werden muss, 
kann nicht auf die Anzahl der positiv getesteten Pa-
tienten rückgeschlossen werden.

Untersuchungen im Konsiliarlabor für  
Q-Fieber

Seit dem Jahr 2002 ist das nationale Konsiliarla-
bor für Q-Fieber im LGA angesiedelt. Serologische 
Untersuchungen im Rahmen der Konsiliartätigkeit 
werden im Labor Infektionsserologie durchgeführt. 
Neben der Abklärung akuter bzw. chronischer Q-
Fieberinfektionen im Rahmen von Ausbruchs- und 
Folgeuntersuchungen erfolgen Untersuchungen im 
Rahmen von Prävalenzstudien.

Im Jahr 2011 wurden im Labor Infektionsserologie 
-

tikörper gegen Coxiella burnetii untersucht.

Virusnachweis in Zellkulturen

Schwerpunkt des Zellkulturnachweises im Labor 
Infektionsserologie ist die Untersuchung von Rachen-

-

-
 A und B 

untersucht. Die Zusammenarbeit erfolgt hierbei seit 

Jahren mit Sentinel-Praxen, die die Materialien an 
das LGA senden. Im Labor Molekularbiologie wer-
den die Rachenabstriche zunächst mittels PCR auf 

-
testeten Rachenabstriche werden auf Zellkultur ge-
geben. Nach erfolgreicher Anzucht erfolgt eine wei-

-
ren am Robert Koch-Institut (RKI). Die Ergebnisse 
der Untersuchungen stellen einen wichtigen Beitrag 

-
suchungen geben Aufschluss über den Verlauf von 

-

die frühzeitige Erkennung von Virustypveränderungen 

Anlage 12: Untersuchungen im Labor Infektions-
serologie im Jahr 2011

Untersuchungen insgesamt 52 198

Amoebiasis 17

Borreliose 290

Chlamydia pneumoniae 12

Chlamydia psittacii 12

Chlamydia trachomatis 12

Diphtherie 1 026

Echinococcus 34

FSME 69

Hantavirus 22

Hepatitis A 1 098

Hepatits B 11 109

Hepatits C 8 439

Hepatitis E 22

HIV 20 446

923

Legionellen 2

Masern 1 069

Mumps 17

Q-Fieber 2 055

Röteln 1 045

Syphilis 3 396

Tetanus 1 026

Tularämie 9

Varizella zoster 10

Zystizerkose 38
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Anhang 3 73

In der Saison 2010/11 wurden 121 Zellkulturiso-

geschickt.

Kooperationen

Molekularbiologie

Molekularbiologische Untersuchungen mit 
Hilfe der Polymerasekettenreaktion (PCR)

Das Aufgabengebiet der Molekularbiologie umfasst 
sowohl die Untersuchung von Routineproben auf In-
fektionserreger als auch die Infektettenabklärung 
mittels Sequenzierung (z. T. in Zusammenarbeit mit 
der CVUA Stuttgart).

Das Molekularbiologielabor untersucht die verschie-
densten Materialien mittels Polymerase Kettenreak-
tion (PCR) auf Infektionserreger. Eingesandt werden 
u. a. Blut, Urin, Stuhl, Bakteriensuspensionen, Or-
gane, Abstriche, Zecken u. v. m.

Die PCR ermöglicht es, bereits wenige Krankheitser-
reger aus dem eingesandten Material nachzuweisen. 
Dort, wo kulturelle Verfahren aufgrund von z. B. zu we-
nigen Erregern bzw. bereits nicht mehr vermehrungs-
fähigen Erregern versagen, können diese mit Hilfe von 
molekularbiologischen Methoden detektiert werden. 

Zudem besteht eine weitere Aufgabe dieses Labors 
darin, in einer Ausbruchssituation (wie z. B. im Falle 

Ausbruchs im Frühjahr 2011) möglichst umgehend 
neue Testverfahren zu etablieren, um eine sichere 
Diagnostik zur aktiven Surveillance zu gewährleisten 
und dadurch angepasste Präven tionsmaßnahmen zur 
Eindämmung der Weiterverbreitung von Krankheits-
erreger zu ermöglichen.

gen auf alle 575 Untersuchungen. Außerdem wurden 
34 Noroviren zur Infektkettenablärung sequenziert.

Schädlingsbestimmungen

Im Bereich Schädlingsbestimmung werden Insek-
ten und Spinnentiere (Arthropoden) differenziert. Die 
Haupteinsender sind Gesundheitsämter; aber auch 

-
ben möchten, um eine gezielte Bekämpfung durch-
führen zu können.
Im Jahr 2011 wurden 59 Schädlinge eingesandt.

Anlage 13: Erregernachweise im Labor Molekular-
biologie im Jahr 2011

Borrelia burgdorferi sensu lato 1 392

Coxiella burnetii 74

Enterohämorrhagischer Escherichia coli 
(EHEC) 1 878

575

Norwalk-like-Viren 1 150

Enteroviren 42

Adenoviren 12

Rotaviren 34

Hantaviren 6

Hepatitis A 14

Entamoeba spec. 41

Sonstige1 51

1 Ehrlichia spec., Rickettsia spec., Babesia spec., MRSA, 
FSME-Viren, Leptospira spec., Echinococcus spec., Enta-
moeba spec.
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Zusammengefasst fanden insgesamt 5 269 mole-
kularbiologische Untersuchungen statt. Im Vergleich 
mit denen des vergangenen Jahres entspricht dies ei-
ner Steigerung der Untersuchungszahlen von 1 877. 
Allein durch den deutschlandweiten EHEC-Ausbruch 

als im Jahr zuvor. Der Anteil positiv getesteter EHEC 
lag bei 37,3 %. Auch bei den Untersuchungszahlen 
von Borrelia burgdorferi sensu lato war eine leichte 
Steigerung von 210 Untersuchungen zum Jahr 2010 
festzustellen, wobei in 19,2 % Borrelia burgdorferi sen-
su lato nachgewiesen werden konnte. Von den insge-
samt 1 150 Untersuchungen auf Noroviren betrug der 

zeigte sich in der überwiegenden Mehrzahl der Nach-
-

Medizinisch-chemische Analytik
Die Untersuchungen des Labors Medizinisch-che-

mische Analytik (mit den Bereichen Biomonitoring, 
Allergologie, Mykologie) dienen dem Monitoring Ge-
sundheit und Umwelt in Baden-Württemberg. Biomo-
nitoring ist eine Voraussetzung für die Risikoeinschät-
zung von umweltbedingten Schadstoffbelastungen 
und der Prävention umweltbedingter Erkrankungen. 
Die Untersuchungen im Bereich des Gesundheits-
monitorings schließen die Bereiche Humanbiomoni-
toring, Allergie-Screening, Schimmelpilz- und Fein-
staubbestimmung ein. 

Die im Herbst 2010 begonnenen Untersuchungen 
für eine Längsschnittstudie mit Erwachsenen wurde 
2011 fortgeführt. Das Blut von 1 298 Erwachsenen 

-
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allergene und halogenorganische Flammschutzmittel 
untersucht. Die analytischen Untersuchungen konn-
ten noch nicht abgeschlossen werden; dies wird im 
Laufe des ersten Halbjahres 2012 geschehen. 

Im Rahmen des Gesundheitsmonitorings werden 
seit 1992 regelmäßig (mindestens jedes zweite Jahr) 
labormedizinisch-chemische Untersuchungen im 
Rah men von epidemiologischen Studien an Zehn-
jährigen durchgeführt.

Für den ÖGD werden in Amtshilfe neben fachlichen 
Beratungen auch Untersuchungen und gesundheit-
liche Bewertungen von biologischen und chemischen 
Innenraumschadstoffen, insbesondere von Schim-
melpilzen, durchgeführt.

Die externe analytische Qualitätssicherung (AQS) 
behält weiter ihren herausragenden Rang, insbeson-
dere im Hinblick auf die Bewertung von Schimmelpil-
zen und Umweltschadstoffen im Lebensumfeld des 
Menschen. Das Labor Medizinisch-chemische Analy-

von Innenraum- und lebensmittelrelevanten Schim-

an dem ca. 120 Labore teilnehmen. 
Ein wichtiges Element der AQS sind die Fortbil-

dungsveranstaltungen „Analytische Qualitätssiche-
rung im umweltmedizinischen Bereich“ und die „Um-
welttoxikologischen Kolloquien“ (4-5 pro Jahr) sowie 

von Schimmelpilzen in Innenräumen und Lebensmit-
teln“ (Grund- und Fortgeschrittenenkurs), die in Zu-
sammenarbeit mit dem Centraalbureau voor Schim-
melcultures (CBS, Utrecht/Niederlande) durchgeführt 
werden. Ein neuer Kurs zur Qualitätssicherung in der 
mykologischen Labordiagnostik infektiologisch rele-
vanter Fadenpilze wurde im Herbst 2011 in Zusam-
menarbeit mit der Deutschsprachigen Mykologischen 
Gesellschaft erstmals durchgeführt und soll in Zukunft 

Insgesamt wurden im Jahr 2011 im Labor 9 300 
Proben im Bereich der biologischen Agenzien (An-
lagen 15-18) und 5 364 Proben in der chemischen 
Analytik (Anlage 14) untersucht.

Anlage 17: Allergie-Screening

Parameter Proben- 
anzahl

sx1 Inhalationsallergene 1 298

Amb a 1 Majorallergen von Ambrosia artemisiifolia 1 298

Art v 1 Majorallergen von Beifuß 547

mx 1 Dermatophagoides pteronyssinus, Katzen-
schuppen, Lieschgras, Roggen, Cladosporium 
herbarum, Birke, Beifuß

547

w1 echte Ambrosie 547

w6 Beifuß 547

gm25 Aspergillus versicolor 1 298

m6 Alternaria alternata 35

35

m3 Aspergillus fumigatus 35

m207 Aspergillus niger 35

m36 Aspergillus terreus 35

m202 Acremonium kiliense 35

m12 Aureobasidium pullulans 35

m208 Chaetomium globosum 35

m1 Penicillium chrysogenum 35

m2 Cladosporium herbarum 35

Summe 6 432

Anlage 14: Humanbiomonitoring

Parameter Probenanzahl

Polychlorierte Diphenylether (PBDE 28, 
47, 100, 99, 154, 153, HBCDD, 183, 209) 
im Blut

5 364

Anlage 18: Amtshilfe für Gesundheitsämter und  
sonstige Institutionen

Parameter Probenanzahl

Luftprobenahme direkt 390

Abklatschproben 4

83

Materialproben 720

Staubproben 20

Wasserproben 12

Summe 1 229

Anlage 15: Badewasseruntersuchungen

Parameter Probenanzahl

Harnstoff in Badewasser 227

Anlage 16: Ringversuche Schimmelpilze

Parameter Probenanzahl

Differenzierung von innenraum- und lebens-
mittelrelevanten Schimmelpilzen 924

Mischproben 488

Summe 1 412
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Staatlicher Gewerbearzt

Davon waren 4 230 BK entsprechend der BK-Lis-
te (Fälle nach § 9[1] SGB VII) und 146 „sonstige“ 
nicht in der BK-Liste aufgeführte Fälle, z. B. so 
genannte „Quasi-BK“ (Fälle nach § 9[2] SGB VII). 
Bei diesen Fällen handelt es sich nur um diejeni-
gen Anzeigen oder Mitteilungen über BK, die dem 
Staatlichen Gewerbearzt 2011 bekannt geworden 
sind. Siehe dazu auch Anlage 3.
St
aa

tlic
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Berufskrankheiten

Der Staatliche Gewerbearzt wirkt entspre-
chend dem Sozialgesetzbuch (SGB) VII und der 
Berufskrankheiten verordnung (BKV) am Berufskrank-
heiten (BK)-Verfahren mit. Seine Mitwirkung hat zwei 
Funktionen:

werden: Der Staatliche Gewerbearzt erhält damit 
einen Überblick über das BK-Geschehen in Baden-
Württemberg und hat Gelegenheit, die Daten aus-
zuwerten (§ 9 Abs. 9 SGB VII).

-
den: Der Staatliche Gewerbearzt kann bei den ihm 
vorgelegten BK-Fällen Stellung zur Frage der Ur-
sächlichkeit der Krankheit nehmen und ggf. den 
Unfallversicherungen ergänzende Beweiserhe-
bungen vorschlagen, um die Frage der Ursäch-
lichkeit beantworten zu können. Er kann auch die 
Arbeitsstelle selbst in Augenschein nehmen.
Der Staatliche Gewerbearzt in Baden-Württemberg 

übt die zweite Aufgabe nur noch eingeschränkt aus. 
Das liegt an der sich kontinuierlich verschlechternden 
Personalsituation. Die Vereinbarung zwischen dem 
Landesverband Südwest der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) und dem Ministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-
nioren über die Bearbeitung von BK-Feststellungs-
verfahren erlaubt es aber den Gewerbeärzten, ent-
sprechend ihren zeitlichen Möglichkeiten BK-Fälle 
zu bearbeiten.

Anlage 1: Die Anzahl der erstmalig angezeigten und 
vom Gewerbearzt 2011 abschließend zur Kenntnis 
genommenen BK-Fälle betrug insgesamt 4 353. 

Krankheiten durch physikalische Einwirkungen sind 
mit 50 % der Gesamtzahl der BK unverändert stark 

-
ren: die Lärmschwerhörigkeit (BK 2301) und die 
LWS-Erkrankungen (BK 2108). 
Anlage 2: Sind die gemeldeten Krankheiten be-
rufsbedingt oder sind die Ursachen woanders zu 
suchen? Die Frage nach der Kausalität der gemel-
deten Krankheiten steht im Vordergrund. Der An-
teil derjenigen gemeldeten Erkrankungen, die als 
berufsbedingt angesehen werden, beträgt 43,5 %. 
56,5 % wurden abgelehnt, davon konnte in 7,1 % 
der BK-Fälle eine Entscheidung über die Kausalität 
mangels Mitwirkung des Erkrankten oder mangels 
ausreichender Beweise nicht getroffen werden. 
Zu den Zahlen muss angemerkt werden, dass nur 
noch ein Teil der vorgelegten BK-Akten vom Staatli-
chen Gewerbearzt beurteilt werden kann. Die meis-
ten BK-Fälle, die gemeldet werden, werden vom 
Staatlichen Gewerbearzt nur noch zur Kenntnis 
genommen und das Ergebnis der BK-Bearbeitung 
durch die gesetzliche Unfallversicherung in die Sta-
tistik übernommen.
Anlage 3: 
die gleichen wie in den Vorjahren und machen zu-
sammen zwei Drittel aller BK-Fälle aus (3a, c). Die 
Liste wird wie im Vorjahr von den Lärmschwerhö-
rigkeiten angeführt. Die Hautkrankheiten folgen in 
deutlichem Abstand. Das entspricht aber für die 
angezeigten BK-Fälle in Baden-Württemberg nicht 
der Realität (siehe unten). Die LWS-Krankheiten 
stehen an dritter Stelle, mit weiterhin abnehmender 
Tendenz. Die Asbest-Staublunge ist jetzt auf dem 

lergisch bedingten obstruktiven Atemwegskrank-
heiten stehen auf dem fünften Rang. 
Nicht jede BK wird als berufsbedingt angesehen. 
Im Durchschnitt sind es gerade einmal 44 %. Von 
den allergisch bedingten obstruktiven Atemwegs-
BK sind es 43 %, bei den Hautkrankheiten 73 % 
und 53 % bei den Lärmschwerhörigkeiten und As-
bestosen. Der Anteil der im Sinne des BK-Rechts 
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berufsbedingten LWS-Krankheiten beträgt mit 5,8 % 
der angezeigten Fälle nur einen Bruchteil des An-
teils bei anderen BK (3b). 
Die Anzahl der in Baden-Württemberg gemeldeten 
BK liegt wesentlich höher, als die Zahl, die dem Ge-
werbearzt mitgeteilt worden ist. Der Länderindikator 
3.32 der Gesundheitsberichterstattung des Bundes 
für das Jahr 2010 gibt für Baden-Württemberg 6 827 
angezeigte BK an. Dem Staatlichen Gewerbearzt 
wurden im gleichen Jahr nur 3 983 BK-Fälle mitge-
teilt. Insbesondere der größte Teil der angezeigten 
Hautkrankheiten ist dem Staatlichen Gewerbearzt 
verborgen geblieben. Nur 601 von 2 749 Fällen 
wurden ihm vorgelegt (3d). Damit wird der gesetz-
liche Auftrag an die Unfallversicherungsträger, der 
für den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen 
Stelle des jeweiligen Bundeslandes alle angezeigten 
BK-Fälle bekannt zu machen, nicht erfüllt. 
Die Statistik des Staatlichen Gewerbearztes um-
fasst alleine die ihm bekannt gewordenen Fälle; 
nur unter diesem Vorbehalt dürfen die Zahlen ge-
lesen werden. 
Anlage 4: Die Zahl der abgeschlossenen BK ging 
seit dem Maximum 1996 kontinuierlich zurück und 
erreichte 2008 ihr Minimum. Seitdem ist ein leich-
ter Anstieg zu verzeichnen. Die Anzahl der gemel-

Unfallversicherungen vorgelegten Fällen. In den 
Zahlenverhältnissen der einzelnen BK zueinander 
kommt es nur zu geringen Verschiebungen. 
Anlage 5: Die Entwicklung von BK, deren Verur-
sachung erst kurze Zeit zurückliegt oder bei wel-
chen die schädigende Exposition zum Zeitpunkt 
der Entscheidung über die BK noch besteht, ist 
besonders interessant. Hier manifestieren sich in 
der Gegenwart bestehende Arbeitsschutz-Mängel. 
Bei den Hautkrankheiten zeigt sich in den letzten 
zehn Jahren eine tendenzielle Abnahme um 66 % 
(5a und b; siehe aber Anmerkung bei Anlage 3). 
Bei den obstruktiven Atemwegskrankheiten lag der 
Höhepunkt 1996, die Abnahme seitdem beträgt ca. 
70 % (5a und c). 
Anlage 6: Die Beobachtung der Statistik bei den 
durch Asbest bedingten BK ist von besonderem In-
teresse. Asbest ist seit vielen Jahren als Arbeitsstoff 
verboten und spielt nur noch bei der Sanierung von 
Bauten und der Beseitigung von Baumaterialien 
eine Rolle. Die Anzahl der gemeldeten BK nimmt 
– entgegen dem allgemeinen Trend bei BK – nicht 
ab. Die angezeigten Asbestosen stehen an vierter 

Württemberg. Bei der Asbest-Staublunge und dem 
Bronchialkarzinom lässt sich keine klare Tendenz 
feststellen. Die Zahl der angezeigten Mesotheliome 
hat trotz der Schwankungen von Jahr zu Jahr lang-
fristig eine leicht zunehmende Tendenz. Die Validität 
der Daten muss aber in Zweifel gezogen werden, da 

dem Gewerbearzt möglicherweise nicht alle Fälle 
von den Unfallversicherungen mitgeteilt werden.
Anlage 8: Die Anlage 8 entspricht der Tabelle 8 im 
Jahresbericht der Gewerbeaufsicht. Hier sind die 
Zahlen aller im Jahr 2009 bearbeiteten BK zusam-
mengestellt. Der Bergbau ist bei den BK in Baden-
Württemberg traditionell „schlecht“ vertreten. Nach 
Inkrafttreten des Arbeitsschutzgesetzes wird nicht 
mehr zwischen einem gewerblichen und nicht- 
gewerblichen Bereich unterschieden. Verfahren 
nach dem Fremdrentengesetz werden auftrags-
gemäß eben falls vom Gewerbearzt begutachtet, 
soweit sie ihm vorgelegt werden. Zur Entwicklung 
der BK-Zahlen s. o. Von den Gewerbeärzten wer-
den aus Personalmangel seit einigen Jahren keine 
Zusammenhangsgutachten mehr erstellt.

Dienstgeschäfte

Anlage 7: Die Anlage 7 entspricht der Tabelle 7 
im Jahresbericht der Gewerbeaufsicht. Hier sind 
Zahlen zu den Dienstgeschäften der Gewerbeärzte 
aufgeführt, soweit sie statistisch erhoben werden.
Die Zahl der Dienstgeschäfte hat gegenüber dem 
Vorjahr weiter abgenommen. 
Die in 2.3 aufgeführten Untersuchungen wurden 
vom Staatlichen Gewerbearzt bei Strahlenschutz-
untersuchungen ausgeführt. 
Die in 2.1.4 genannten Beratungen in arbeitsme-
dizinischen Fragen betreffen Anfragen der tech-
nischen Gewerbeaufsicht sowie schriftliche und 
fernmündliche Anfragen von Betriebsärzten und 
anderen Personen.
Anlage 9: Anlass für Betriebsbegehungen des 
Staatlichen Gewerbearztes sind das BK-Verfah-
ren, Anfragen der technischen Gewerbeaufsicht, 
Nachfragen aus Betrieben und Projekte. Die Zahl 
der Begehungen ist wegen des damit verbundenen 
Zeitaufwandes bei geringer Personalkapazität rück-

Die Begehungen umfassen Besichtigungen wie 
auch Gespräche mit den für den Arbeitschutz Ver-
antwortlichen im Betrieb.

Ermächtigungen

Anlage 10: Ermächtigungen werden für die Vor-
nahme von speziellen arbeitsmedizinischen Vor-
sorgeuntersuchungen erteilt. Bei staatlichen Vor-
schriften ermächtigt der Staatliche Gewerbearzt. 
Die Zahl der Ermächtigungs-Vorgänge ist nach 
dem starken Rückgang 2005 in den letzten Jahren 
konstant geblieben. Wegen des Wegfalls staatlicher 
Ermächtigungen nach Gefahrstoffverordnung und 
Biostoffverordnung im Jahr 2005 wird nur noch für 
Untersuchungen nach Strahlenschutz-, Röntgen- 
und Druckluftverordnung ermächtigt. 
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Anlage 1a: Anteil der einzelnen BK-Gruppen an der Gesamtzahl der Anzeigen im Jahr 2011

Nr. BK angezeigte Anzahl     %

1 durch chemische Einwirkung    181 4,3

2 durch physikalische Einwirkung 2 110 49,9

3 durch Infektionserreger 137 3,2

4 Erkrankungen der Atemwege 1 031 24,4

5 Erkrankungen der Haut 771 18,2

Summe 4 230 100,0

Sonstige 123 2,8

Gesamtsumme 4 353

Anlage 1b: Anteil der einzelnen BK-Gruppen an der Gesamtzahl der Anzeigen im Jahr 2011
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Anlage 2: Kausalität in den BK-Hauptgruppen – Entscheidungen der Gewerbeärzte im Jahr 20111

1

BK-Gruppe
% in den Klassen % in Gruppen

1 2 3 4 5 6 1-2 1-3 1-6

1 chemische Einwirkung   3,3    3,3   0,0 87,3 1,1   5,0   6,6   6,6 100,0

2 physikalische Einwirkung   1,3   33,6   0,8 57,0 0,2   7,0 35,0 35,8 100,0

3 Infektionen   8,8   44,5   8,0 35,0 2,9   0,7 53,3 61,3 100,0

4 Atemwegskrankheiten 17,8  16,1   7,9 52,9 1,0   4,4 33,9 41,8 100,0

5 Hautkrankheiten   1,4    7,8 63,2 17,6 1,4 8,6   9,2 72,4 100,0

Durchschnitt (1-5)   5,7  23,7 14,1 49,4 0,8   6,4 29,4 43,5 100,0

1 BK rentenpflichtig anerkannt   5,7

2 BK anerkannt ("dem Grunde nach") 23,7

3 berufsbedingt, keine BK-Anerkennung 14,1

4 BK abgelehnt, kein Zusammenhang 49,4

5-6 keine Entscheidung möglich 7,1

1-2 anerkannt 23,7

1-3 berufsbedingt 43,5

Klasse 1: Zur Anerkennung empfohlene BK, entschädigungspflichtig (MdE größer als oder gleich 20 %)
Klasse 2: Zur Anerkennung empfohlene BK, nicht entschädigungspflichtig (MdE kleiner als 20 %)
Klasse 3: Keine BK im Sinne der BKV, aber berufsbedingt
Klasse 4: Keine BK, kein wahrscheinlicher Zusammenhang zwischen Tätigkeit und Erkrankung
Klasse 5: Mangels ausreichender Beweise keine Entscheidung möglich (Ursächlichkeit kann nicht ausreichend nachgewiesen

werden)
Klasse 6: Mangels Mitwirkung des Versicherten keine Entscheidung möglich

Zusammenfassende Bezeichnungen (siehe auch Anlage 8):

Klasse 1 = "bestätigt", die Klassen 1-3 = "berufsbedingt", die Klassen 1-6 = "begutachtet"

BK-Nr. Krankheit n %
%-Anteile in den Klassen

1   2   3 4 5 6 bb (1-3)

2108 LWS-Krankheiten    312     7,4   2,6   1,9   1,3 88,1 0,0   6,1   5,8

2301 Lärmschwerhörigkeit 1 285   30,4   0,9 52,6   0,2 37,2 0,2   8,9 53,7

4103 Asbestose    243     5,7   8,6 43,2   0,8 41,6 0,0   5,8 52,7

4301 allerg. AW-Obstruktion    220     5,2   3,6 13,6 25,9 50,5 0,5   1,8 43,2

5101 Hautkrankheiten    761   18,0   1,4   7,6 64,0 16,8 1,4   8,7 73,1

alle Krankheiten (§ 9 Abs. 1 SGB VII) 4 230 100,0   5,7 23,7 14,1 49,4 0,8   6,4 43,5

bb = berufsbedingt

1 Rundungsfehler sind nicht vermeidbar.
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Anlage 3e: Anzahl der fünf wichtigsten gemeldeten Berufskrankheiten 2010
(Zahlen der Unfallversicherungen und des Staatlichen Gewerbearztes im Vergleich)

0
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6 000

7 000

2108 2301 4103-05 4301-02 5101 Gesamt

UV angezeigt

SG angezeigt

BK
UV SG % SG/UV

angezeigt anerkannt angezeigt anerkannt angezeigt

2108 508 23 389 17 77

2301 1 351 680 1 300 691 96

4103-05 617 274 478 204 77

4301-02 425 49 311 99 73

5101 2 749 76 601 397 22

Gesamt 6 827 1 253 3 983 1 614 58

Anlage 3d: Anzahl der fünf wichtigsten gemeldeten BK 2010  
(Zahlen der Unfallversicherungen und des Staatlichen Gewerbearztes im Vergleich)
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Anlage 4a: Entwicklung der dem Gewerbearzt mitgeteilten BK (§ 9 Abs. 1 SGB VII) 1975-2011

Jahr Abschlüsse (n)
%

berufsbedingt entschädigungs-
pflichtig

1975 4 175 30,3

1980 5 033 14,3

1985 3 907 61,6 20,5

1990 5 048 65,9 31,4

1995 7 231 46,5   8,5

2000 5 562 44,3   6,8

2002 5 617 41,9   5,7

2003 5 210 43,7   6,4

2004 4 676 43,7   6,9

2005 4 612 42,6   5,4

2006 3 944 42,9   7,4

2007 3 847 43,0   6,4

2008 3 510 41,2   5,4

2009 3 819 43,8   5,5

2010 3 981 40,0   5,1

2011 4 247 43,5   5,7

Anlage 4b: Anzahl der erstmalig angezeigten BK 1975-2011
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Anlage 5a: Entwicklung von BK-Anzeigen 1975-2011

Jahr

Hautkrankheiten   Obstruktive AW-Krankheiten

Anzahl
%

Anzahl
%

bb ep bb ep
1975 1 106 0 21,8    124 0 41,9

1980 1 394 0 11,1    249 0 17,3

1985 1 355 70,1 15,1    487 52,0 20,7

1990 1 801 79,2 31,7    880 47,8 23,5

1995 1 525 70,0 12,2 1 173 36,2   6,9

2000 1 081 69,0   7,5    591 36,9   4,9

2002 1 061 71,8   6,8    645 32,6   5,0

2003 1 023 59,5   5,9    572 32,1   3,1

2004    895 61,8   5,9    559 35,4   6,1

2005    865 66,4   4,3    500 36,4   3,8

2006    580 65,2   4,1    422 36,3   4,5

2007    498 69,3   4,4    422 36,7   2,8

2008    451 66,1   3,5    358 34,6   5,3

2009    608 68,1   2,6    353 32,3   2,5

2010    601 65,3   2,8    311 31,8   3,9

2011    761 73,1   1,4    366 34,2   3,3

bb = berufsbedingt, ep = entschädigungspflichtig anerkannt, AW = Atemwegskrankheiten

Anlage 5b: Entwicklung der BK-Anzeigen: Haut- 
krankheiten (BK 5101) 1975-2011

Anlage 5c: Entwicklung der BK-Anzeigen:  
obstruktive Atemwegskrankheiten (BK-Gruppe 43)  
1975-2011
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Anlage 6a: Entwicklung der asbestbedingten BK (Anzeigen) 1975-2011

Jahr
Asbestose Bronchial-Ca Mesotheliom

Anzahl % bb Anzahl % bb Anzahl % bb

1975   32 43,8     1 * *

1980   36 33,3     2 50,0     6 33,3

1985   88 58,0   13 46,2   20 80,0

1990 146 68,5   30 36,7   34 85,3

1995 304 71,1   88 31,8   59 76,3

2000 211 55,0 132 31,8   92 68,5

2002 220 56,8 134 25,4   85 63,5

2003 234 59,4 134 29,1   88 70,5

2004 216 58,3 119 23,5 101 72,3

2005 220 60,9 155 19,3 111 67,6

2006 237 59,5 230 22,2 118 72,0

2007 221 53,4 201 24,4 99 70,7

2008 177 52,5 148 17,7 100 63,0

2009 221 56,2 133 18,0 117 61,5

2010 218 48,6 157 21,0 103 63,1

2011 243 52,7 169 26,0 120 63,3

bb = berufsbedingt (%),  * 1975 noch keine BK

Anlage 6b: Entwicklung der asbestassoziierten BK (Anzeigen; BK 4103-4105) 1975-2011
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Anlage 7: Dienstgeschäfte und Tätigkeiten des Staatlichen Gewerbearztes im Jahr 2011

1 Außendienst
1.1. Dienstgeschäfte 114 114
1.2. Tätigkeiten
1.2.1. Betriebsbesichtigungen, Überprüfungen   53   53
1.2.2. Besprechungen   99   99
1.2.3. Vorträge (dienstlich)     5     5
1.2.4. sonstige Tätigkeiten     0     0
1.2.5. ärztliche Untersuchungen     4     4
1.2.6. Messungen     1     1
1.2.7. Beanstandungen*     0
2 Innendienst
2.1. Gutachten, Stellungnahmen, Beratungen

2.1.1. Gutachten über Berufskrankheiten und
andere berufsbedingte Erkrankungen**     0

2.1.2. Stellungnahmen bez. ASiG*     0
2.1.3. sonstige Gutachten und Stellungnahmen*     0
2.1.4. Beratung in arbeitsmedizinischen Fragen 788 788
2.2. Ermächtigung von Ärzten
2.2.1. Ermächtigungen durch Staatlichen Gewerbearzt   13   13
2.2.2. Stellungnahme zu Ermächtigungen     0     0
2.2.3. Fristverlängerungen   18   18
2.3. ärztliche Untersuchungen
2.3.1. Untersuchungsanlass
2.3.1.1. vorgeschriebene Vorsorgeuntersuchungen   45   45
2.3.1.2 BK-Untersuchungen     0     0
2.3.1.3. sonstige Untersuchungen     0     0
2.3.2. Untersuchungsinhalt
2.3.2.1. körperliche Untersuchungen   45   45
2.3.2.2. Röntgenuntersuchungen     0     0
2.3.2.3. Elektrokardiogramme   40   40
2.3.2.4. Lungenfunktionsuntersuchungen     0     0
2.3.2.5. Blutuntersuchungen   45   45
2.3.2.6. Urinuntersuchungen   45   45
2.3.2.7.1 Hautuntersuchungen   45   45
2.3.2.7.2 Hautteste     0     0
2.3.2.8. sonstige medizin.-techn. Untersuchungen     0     0
2.4. Analysen
2.4.1. biologisches Material     0     0
2.4.2. Arbeitsstoffe     0     0
2.4.3. Raumluftproben     0     0
2.4.4. sonstige Analysen     0     0

*     Tätigkeiten werden statistisch nicht erfasst
**   ärztlich bearbeitete BK-Fälle

Position Tätigkeit
                            Zuständigkeiten

Summe (4)
Gewerbeaufsicht (1+3) Bergaufsicht (2)
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Anlage 9: Außendienste (Besichtigungen) 1980-2011
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Anlage 10a: Entwicklung der Ermächtigungen 1999-2011

Jahr Ermächtigungen Stellungnahmen Fristverlängerungen Summe

1999    359 551 249 1 159

2000 1 080 445   95 1 620

2001    498 544 122 1 164

2002    469 455 128 1 052

2003    524 538 100 1 162

2004    335 349   94    778

2005        9 177   15    201

2006      14 144   29    187

2007      15     0   18      33

2008        5   87   36    128

2009        5     0   31      36

2010      15     0   22      37

2011      15     0   18      33
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Anlage 10b: Entwicklung der Ermächtigungen 1999-2011
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Landesprüfungsamt für Medizin und Pharmazie,  
Approbationswesen

entfällt ab 01.04.2012 die Privilegierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit, so dass auch Nicht-EU-Staats-
angehörige bei entsprechender Ausbildung grund-
La
nd

es

Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Schutz durch Rechtsverfahren:  
die Gesundheit der Bevölkerung

-
versorgung der Bevölkerung in Baden-Württemberg 
ist eine besonders wichtige staatliche Aufgabe. Der 
demographische Wandel, die daraus resultierenden 
Entwicklungen und die damit einhergehenden Unter-
schiede rücken die regionale Planung als Lösungs-
ansatz für eine integrierte und am Wohl der Betrof-
fenen ausgerichteten Gesundheitsversorgung immer 
mehr in den Mittelpunkt der politischen Diskussion. 

Aufgrund des hohen Schutzguts hat der Bundes-
gesetzgeber für die Gesundheitsberufe besondere 
Zulassungsvoraussetzungen erlassen und der staat-
lichen Aufsicht unterstellt. „Reglementierte“ Berufe 
sind alle Berufe, bei denen entweder die Berufsaus-
übung und/oder das Führen der Berufsbezeichnung 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelt 
sind. Hierunter fallen die meisten der in der direkten 
Patientenversorgung vertretenen Berufsgruppen, wie 

-
peutische Berufe usw. Wegen ihrer besonderen Ver-
antwortung für die Gesundheit der Bevölkerung be-
nötigen Angehörige der medizinischen Berufe neben 
ihrer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung auch 
eine gesonderte Berufszulassung. Nicht reglemen-
tierte Berufe sind Berufe, die auch ohne Anerkennung 
ausgeübt werden dürfen. 

Die Abteilung ist Approbationsbehörde für das ge-
samte Land Baden-Württemberg. Von ihm erhalten 
Deutsche und EU-Angehörige nach Abschluss ihrer 
Ausbildung die Approbation, also die umfassende 
Berufszulassung für eine entsprechende Tätigkeit 
im gesamten Bundesgebiet. An dere ausländische 
Staatsbürger mit einschlägiger Ausbildung erhalten 
bisher eine für Baden-Württemberg geltende, in der 
Regel fachlich eingeschränkte Berufserlaubnis. Auf-

sätzlich eine Approbation erhalten können. Soweit 
-

kationen bereits in den deutschen Berufsgesetzen 
geregelt ist, gehen diese spezielleren Regelungen 

tionsfeststellungsgesetzes vor. So enthalten beispiels-
weise die Approbationsordnung der Ärzte oder das 

zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse. 
Diese Regelungen sind im Hinblick auf die Anerken-
nung von Abschlüssen aus dem europäischen Wirt-
schaftsraum sehr konkret. Ansonsten gilt der allge-
meine Grundsatz, dass der Betroffene die Gleichwer-
tigkeit des Ausbildungsstandes nachweisen oder die 
Gleichwertigkeit des Kenntnisstandes durch das Ab-
solvieren einer Prüfung belegen muss, die der staatli-
chen Abschlussprüfung entspricht. So ist vorgesehen, 
dass die für die Prüfung der Gleichwertigkeit zustän-
dige Stelle bei Versagung einer Anerkennung durch 
einen rechtsmittelfähigen Bescheid festlegen muss, 

Maßnahmen die wesentlichen Unterschiede zur in-
ländischen Ausbildung ausgeglichen werden können. 
Diese verbindliche Festlegung gilt der Transparenz 
und Rechtssicherheit. 

Als Landesprüfungsamt obliegt der Abteilung wei-
ter die verwaltungsmäßige Betreuung der Studien-
gänge für die akademischen Heilberufe Ärzte, Zahn-
ärzte, Apotheker, Psychotherapeuten und Lebens-
mittelchemiker. Daher erhalten die Studenten dieser 
Fachrichtungen vom Regierungspräsidium z. B. die 
Anrechnungen verwandter Studienleistungen, die 
Zulassungen zu den einzelnen Prüfungen an den je-
weiligen Universitäten des Landes und bei Bestehen 

-
-

ge), bei den medizinischen Fachberufen (z. B. in der 
Phy siotherapie/Massage und Ergotherapie) sowie 
bei den sozialen Berufen (z. B. in der Jugend- und 
Heimerziehung oder der Heilpädagogik) genehmigt 
und betreut in fachlicher Hinsicht das Referat für den 
Bereich des Regierungsbezirks die entsprechenden 
Schulen/Ausbildungsstätten, nimmt bei den Absol-
venten die Prüfungen ab und erteilt ihnen bei Beste-
hen oder bei vergleichbarer ausländischer Ausbildung 
die Erlaubnis zum Führen der geschützten Berufsbe-
zeichnung. Das Referat erteilt in den akademischen 
und nicht-akademischen Gesundheits-, Sozial- und 
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und Berufserlaubnisse sowie Berufs- und Berufs-
bezeichnungserlaubnisse pro Jahr. Im Jahr 2011 
wurden rund 2 600 Approbationen und rund 1 100 
Berufserlaubnisse an Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, 
und Psychotherapeuten erteilt. Das Referat ist hier 
landesweit tätig. In den Berufen Gesundheits- und 

-

bei denen die Zuständigkeit für den Regierungsbezirk 
besteht, wurden rund 1 900 Berufsbezeichnungser-
laubnisse – die Berufsausübung als solche ist nicht 

rund 900 Erlaubnissen nimmt der Bereich der Kran-
-
-

-
schen mit Behinderungen staatlich anerkannt. Bei den 
bundesrechtlich geregelten nicht-akademischen Ge-
sundheitsberufen medizinisch-technischer Assistent, 
pharmazeutisch-technischer Assistent, Physiothera-
peut, Masseure/medizinischer Bademeister, Diätas-
sistent, Ergotherapeut, Logopäde wurden insgesamt 
rund 650 Berufserlaubnisse, in den landesrechtlich 
geregelten sozialen Berufen Jugend- und Heimerzie-
hung, Arbeitserziehung, Heilpädagogik und Haus- und 

Schutz durch Zusammenarbeit –  
Aufsicht und Beratung (Schulaufsicht)

Als Schulaufsichtsbehörde ist die Abteilung für alle 

-
rufe im Regierungsbezirk Stuttgart zuständig. Diese 
Zuständigkeit erstreckt sich von der Genehmigung 
der Schulen und der Ausbildungsstätten über das 
gesamte Prüfungswesen bis hin zur Erteilung der Er-
laubnisurkunden sowie die Prüfung der Gleichwertig-
keit ausländischer Ausbildungen. Bei den genannten 
Berufen ist das Regierungspräsidium als staatliche 
Prüfungsbehörde zuständig für die Koordinierung 
und Festsetzung der Prüfungstermine, Besetzung der 
Prüfungsausschussvorsitzenden, Berufung der Prü-
fungsausschüsse, Sichtung und Auswahl sowie ggf. 
Überarbeitung der schriftlichen Klausuren, Zulassung 

und Entscheidung über mögliche Härteanträge, Ent-
scheidung über Anträge auf Rücktritt von der Prüfung 
nach erfolgter Zulassung, Fertigung der Urkunden, 
Vorsitz bei den Abschlusssitzungen der Prüfungsaus-
schüsse an den einzelnen Schulen, Fertigung von 
Bescheiden bei Nichtbestehen der Prüfung, Erlass 
von Widerspruchsbescheiden bei Widerspruch bei 
Nichtbestehen der Prüfungen und Durchführung der 
Klageverfahren in der Funktion als beklagte Behörde 
in Vertretung des Landes Baden-Württemberg. Mit 

diesen Tätigkeiten im Zusammenhang mit der staat-
lichen Prüfung sowie der Aufsicht über diese Schu-
len wird für einen wirksamen Patientenschutz und 

Im Jahre 2011 hat sich abgezeichnet, dass ein neuer 
Beruf, der „Alltagsbetreuer“ und weitere neue Aufga-
ben auf das Landesprüfungsamt zukommen. Für ei-
nige der genannten Berufe wird nunmehr auch eine 
Akademisierung aufgrund von bundesrechtlichen Re-

-
gegesetzes können solche Änderungen nun auch in 
Baden-Württemberg umgesetzt werden. Die Aufgabe 
des Regierungspräsidiums besteht hier u. a. in einem 
Abgleich der Ausbildungsinhalte des Studiums für die 
Erlangung der integrierten Berufsausbildung mit den 
von den jeweiligen Verordnungen vorgeschriebenen 
Ausbildungsinhalten.

exemplarisch die Aufgaben der Schulaufsicht dar-
gestellt werden: Im Regierungsbezirk Stuttgart be-

Interessenten möchten in naher Zukunft eine sol-
che Berufsfachschule gründen. Zu einer Schulneu-
gründung muss zunächst eine geeignete Immobilie 
nachgewiesen werden, geeignetes pädagogisch und 
fachlich geschultes Personal angestellt und alle säch-

-
mittelt bekommen, bereitgestellt werden. Die Schul-
aufsichtsbehörde hat sich von der Geeignetheit der 
Räume ebenso persönlich zu überzeugen, wie von 
der Geeignetheit der Schulleitung und der Lehrer. In 
Abstimmung mit der Schulaufsichtsbehörde schließt 

-
richtungen ab, in denen dann der praktische Teil der 

-
zungen erteilt das zuständige Referat den Geneh-
migungsbescheid zur Eröffnung der Schule. Dieser 
erlaubt es dann dem Träger den Ausbildungsbetrieb 
aufzunehmen. Selbstverständlich hat sich die neue 
Schule bereits im Vorfeld der Eröffnung bekanntge-
macht, so dass es ihr in aller Regel gelingt, nicht zu-
letzt aufgrund des sich immer stärker abzeichnenden 

-
nehmigten Schulplätze auch zu belegen. Vom ersten 
Tag des Schulbetriebs an ist das zuständige Referat 
in ständigem, beratendem und begleitendem Kontakt 
mit den Schulen, den Schulleitern und den Schülern, 
um den Ablauf der Ausbildung möglichst reibungslos 
zu gestalten und die Einhaltung der vorgeschriebenen 

-
gesetzes, der Bundesausbildungs- und Prüfungs-

Verordnungen sicher zu stellen. Um die staatlichen 

muss sich die neue Schule drei Jahre lang bewähren, 
-
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dung ohne staatlichen Zuschuss durchführen. Wenn 
die Schulaufsichtsbehörde am Ende des ersten Aus-
bildungsdurchgangs und nach Abnahme der ersten 
Abschlussprüfung feststellt, dass die Schule sich be-
währt hat und der Schulträger uneingeschränkt geeig-
net ist, die Schule weiterhin zu betreiben, erhält die 
Schule eine förmliche Anerkennung als Privatschule 
nach dem Privatschulgesetz und die staatlichen Zu-

-
malen Ablauf der Ausbildung werden jährlich wieder-
kehrend im Laufe des dritten Ausbildungsjahres die 
einzelnen Schüler für die staatliche Abschlussprüfung 
zugelassen. Die Abteilung prüft die Zulassungsvoraus-
setzungen, also etwa, ob die Ausbildung regelmäßig, 
ohne übermäßige Fehlzeiten und ob sie erfolgreich, 
also im Rahmen des zulässigen Notenspektrums, 
absolviert wurde und erteilen oder versagen danach 
die Zulassung. Im Rahmen jeder Prüfungskampagne 
werden auf Vorschlag der Schulen die Prüfungsaus-
schüsse bestellt und die schriftlichen Prüfungsthemen 
ausgewählt. Die Schulaufsichtsbehörde nimmt regel-
mäßig zumindest an den mündlichen Abschlussprü-
fungen aller Schulen den Prüfungsvorsitz wahr. Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses leitet die Prü-
fung und deren Abschlusssitzung, schließt die Prüfung 
ab, stellt deren Ergebnis fest, führt Einzelgespräche 
mit den Schülern, die die Prüfung nicht bestanden 
haben und überreicht den Absolventen in der Regel 
bereits unmittelbar im Anschluss an die bestandene 
Prüfung die staatlichen Abschlusszeugnisse. Die Vor-
sitzendentätigkeit ermöglicht einen unverzichtbaren 
Einblick in das Geschehen bei den Schulen vor Ort 
und ist auch repräsentativer Teil der dem Regierungs-
präsidium obliegenden Schulaufsicht. Bei Vorliegen 
der persönlichen Voraussetzungen erhalten die Prü-
fungsteilnehmer kurze Zeit später die Erlaubnisurkun-
den, um ihren Beruf als staatlich anerkannte Fach-
kräfte ausüben zu können. Aufgrund der seit Jahren 
gewachsenen kontinuierlichen, verlässlichen und ver-
trauensvollen Begleitung und Beratung der Schulen 
und der Auszubildenden besteht ein sehr gutes Ein-
vernehmen mit den Berufsfachschulen.

Schutz durch Rechtseingriffe – Entzug 
der Approbation/Berufsurkunde

Erst mit der Approbation darf der akademische Heil-
beruf (etwa: Arzt, Zahnarzt, Apotheker) ausgeübt und 
die Berufsbezeichnung geführt werden. In den nicht-
akademischen Berufen darf ohne die Berufsbezeich-
nungsurkunde die jeweilige Berufsbezeichnung nicht 

-
ruf sowie der soziale Beruf könnte somit nur einge-
schränkt ausgeübt werden. Die Bundesärzteordnung 
sieht beispielsweise für Ärzte vor, dass eine Appro-
bation neben dem Vorliegen der fachlichen Voraus-
setzungen u. a. nur dann erteilt werden darf, wenn 
der Antragsteller „sich nicht eines Verhaltens schul-

dig gemacht hat, aus dem sich seine Unwürdigkeit 
oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des ärztlichen 
Berufs ergibt“. Wer eine Approbation erhält, muss 
auch „in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des 
Berufs ungeeignet sein“. Entfällt eine dieser Voraus-
setzungen nachträglich, also im Verlauf des Berufs-
lebens, hat das Regierungspräsidium als zustän-
dige Behörde zu prüfen, ob ein Verfahren zum Ru-
hen oder zum Widerruf der Approbation des Arztes 
eingeleitet wird, der Arzt also ggf. von der weiteren 
Berufsausübung auszuschließen ist. Unzuverlässig 
oder unwürdig zur Ausübung des Berufs ist ein Arzt, 
der sich einer schweren Straftat schuldig gemacht 
hat. Die Staatsanwaltschaften und Strafgerichte sind 
deshalb bei den Angehörigen der akademischen Heil-

-
hörde über die Einleitung und den Abschluss von 
Strafverfahren gegen Angehörige dieser Berufe zu 
unterrichten. Die Unzuverlässigkeit betrifft insbeson-
dere schwere Straftaten im Zusammenhang mit der 
Berufsausübung (ärztliche Kunstfehler, Abrechnungs-
betrug, sexueller Missbrauch von Patienten usw.). Sie 
liegt vor, wenn das bisherige Verhalten eines Arztes 
Rückschlüsse auf eine charakterlich bedingte man-
gelnde Bereitschaft zu ordnungsgemäßer Ausübung 
des Arztberufes ziehen lässt. Die Beurteilung ist auf 
die zukünftige Berufsausübung des Arztes gerichtet. 
Es ist deshalb eine Prognose anzustellen, ob er bei 
seiner künftigen Berufsausübung nach seiner Ge-
samtpersönlichkeit und seinen Lebensumständen 

gerecht werden und die für die Ausübung des Berufes 
erforderliche Zuverlässigkeit gewährleistet. Maßgeb-
lich für die Prognose sind die konkreten Umstände, 
nämlich die Situation des Arztes im Zeitpunkt der 
Prognoseerstellung. 

Unwürdigkeit liegt vorn, wenn aufgrund der durch 
den Arzt begangenen Straftat das Vertrauen der Be-
völkerung in den Arzt und den Berufsstand der Ärzte 
insgesamt gestört ist, wenn also der Arzt durch sein 
Verhalten nicht mehr das zur Ausübung des ärzt-
lichen Berufes erforderliche Ansehen und Vertrauen 
genießt, weil das Fehlverhalten nicht mit der Vorstel-
lung in Übereinstimmung gebracht werden kann, die 
man mit der Einschätzung der Persönlichkeit eines 
Arztes verbindet. Dies betrifft alle schweren Straftaten, 
auch wenn sie nicht im engeren Zusammenhang mit 
der Berufsausübung begangen wurden (z. B. Betrug, 
sexueller Missbrauch, Vergewaltigung, Körperverlet-
zung, Mord, usw.). 

„In gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Be-
rufs geeignet“ ist nur der Arzt, der auch physisch und 
psychisch in der Lage ist, den Beruf vollumfänglich 
auszuüben. Wer dies nicht ist, stellt u. U. selbst eine 
Gefahr für Gesundheit und Leben seiner Patienten 
dar. Relevant wird dies insbesondere in den Fällen, 
in denen ein Arzt trotz einer bei ihm selbst möglicher-
weise vorhandenen Suchterkrankung oder einer bei 
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ihm möglicherweise vorhandenen psychischen Er-
krankung den Beruf weiterhin ausübt. Suchterkran-
kungen werden meistens im Zusammenhang mit der 
Mitteilung von Verkehrsstraftaten bekannt. In diesen 

Berufseignung des Arztes. Zur Klärung dieser Zwei-
fel kann eine amts- oder fachärztliche Begutachtung 
auf Kosten des Arztes angeordnet werden, von de-
ren Ergebnis das weitere Vorgehen abhängt. Häu-

gemacht und es werden – etwa bei Alkoholerkran-
kungen – Kontrollen vorgeschlagen, die die Absti-
nenz belegen. Bei deren Einhaltung kann dem Arzt 
die Approbation belassen werden. 

Ruhen und Widerruf der Approbation haben jeweils 
einen eigenständigen, unterschiedlichen Regelungs-
gehalt. Sinn und Zweck der Anordnung des Ruhens 
der Approbation als vorübergehende Maßnahme ist 
es, in unklaren Fällen oder Eilfällen einem Arzt die 
Ausübung seines Berufes für bestimmte oder unbe-
stimmte Zeit zu untersagen, wenn dies im Interes-
se der Allgemeinheit und zum Schutz der Patienten 
geboten ist. Der betroffene Arzt bleibt Angehöriger 
seines Berufsstandes und darf deshalb die Berufs-
bezeichnung „Arzt“ weiterführen. Er ist durch die 
Ruhensan ordnung lediglich vorübergehend an der 
Ausübung seines Berufs gehindert. Deshalb ist das 
„Ruhen der Approbation“ für die Fälle vorgesehen, 
in denen gegen den Arzt ein Strafverfahren wegen 
des Verdachts einer Straftat eingeleitet ist, aus der 
sich die Unzuverlässigkeit oder Unwürdigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergeben kann. Darüber hi-
naus kann das Ruhen der Approbation angeordnet 
werden, wenn ein Arzt derzeit, aber nicht endgültig, 
„in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Be-
rufs ungeeignet ist“, oder wenn er sich weigert, sich 
der angeordneten amts- oder fachärztlichen Unter-
suchung zu unterziehen. 

Durch den Widerruf der Approbation wird der Arzt auf 
Dauer an der Ausübung des Berufs gehindert. Er ist 
nicht mehr Mitglied des Berufsstandes der Ärzte und 
darf folglich die Berufsbezeichnung „Arzt“ nicht mehr 
führen, bis ihm ggf. auf Antrag erneut eine Approba-
tion als Arzt erteilt wird. Der Widerruf der Approbation 
betrifft Ärzte, die rechtskräftig wegen Straftaten ver-
urteilt sind, aus denen sich deren Unzuverlässigkeit 
oder Unwürdigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt 
und Ärzte, die auf unabsehbare Zeit gesundheitlich 
nicht mehr in der Lage sind, den Beruf auszuüben. 
Ruhen und Widerruf der Approbation greifen stark 
in die Lebensplanung bzw. Lebensführung des be-
troffenen Arztes ein, der dann den Beruf nicht mehr 

-
heitsfachberufe und sozialen Berufe ist im Gegen-
satz zu den akademischen Heilberufen ein „Ruhen“ 
der Berufsbezeichnungsurkunde nicht vorgesehen. 
Der Widerruf der Urkunde kann nur wegen „Unzu-

verlässigkeit“ oder wegen „gesundheitlicher Unge-
eignetheit“ erfolgen. 

Artikel 12 des Grundgesetzes gewährt eine um-
fassende Berufsausübungsfreiheit als Grundrecht. 
Ruhens- und Widerrufsanordnungen greifen in die-
ses Grundrecht ein. Eingriffe als Beitrag zum Ge-
sundheitsschutz bedürfen daher eines Ausgleichs 
der Interessen des Einzelnen mit den Interessen 
der Bevölkerung. In jedem Einzelfall muss deshalb 
sorgfältig abgewogen werden, ob das Ruhen oder 
der Widerruf angeordnet werden kann und ob der 
Grundrechtseingriff gerechtfertigt ist. 

Kennzahlen für das Jahr 2011

Die Kennzahlen des Referats 92 bewegen sich wei-
ter auf dem sehr hohen Niveau der Vorjahre. Insge-
samt hat das Referat 6 546 Berufserlaubnisse (Vor-
jahr: 6 270) erteilt. Dies umfasst die Approbationen 
für akademische und nicht-akademische Gesund-

Während die Zahlen der Erlaubnisse bei deutscher 
-

dischen akademischen Ausbildungen (Arzt, Zahnarzt, 
Apotheker) Zunahmen zu verzeichnen. Die Zahl der 
Approbationen und Berufserlaubnisse an Ärzte mit 
ausländischer Ausbildung hat nochmals deutlich zu-
genommen (1 534 gegenüber 1 303 im Vorjahr) und 
hat mittlerweile die Zahl der Approbationen für Ärzte 
mit deutscher Ausbildung (1 365) übertroffen. Die Zu-
lassungsanträge für die medizinischen Prüfungen an 
den Universitäten sind gegenüber dem Vorjahr weiter 

Jahren erreicht. Dies gilt auch für die Zahl der erteil-

Zahl der Erlaubnisse auf dem Niveau des Vorjahres 
bei einer weiterhin bestehenden Zunahme in der Al-

408

Erteilte Erlaubnisse Gesundheits- und 733

Erteilte Berufserlaubnisse Jugend- und 
Heimerzieher 101

Zulassungsanträge für die medizinischen 
Prüfun gen 3 421

Approbationen für Ärzte mit deutscher 
Ausbildung 1 359

Approbationen und Berufserlaubnisse an 
Ärzte mit ausländischer Ausbildung 1 534

Erteilung Berufserlaubnisse an Physio-
therapeu ten 226
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Projekte 2011

51 Projekte (Vorjahr: 61) ergänzen die laufenden 
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

P

Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Arbeiten des Landesgesundheitsamtes Baden-Würt-
temberg und heben einzelne Arbeitsschwerpunkte 
hervor. Sie sind zeitlich befristet und werden im Rah-
men jährlicher Zielvereinbarungen zwischen dem 
Fachressort, dem Ministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Senioren, und dem Re-
gie rungspräsidium Stuttgart abgestimmt.

Projektkriterien
-

personaleinsatz = zwei Personenmonate oder

Projekttitel Zeitraum Verantwortliche  
Organisationseinheit

Geschäftsstelle der fachlichen Planungsgruppe zur Unterstützung der  
Umsetzung der Gesundheitsstrategie 01/2010 - 12/2013 Abt. 9

ISSGA-Neuentwicklung 04/2010 - 06/2013 Ref. 91

Konsequenzen der Neuordnung der Akkreditierungslandschaft in Deutschland 
für den Laborbereich des LGA 04/2010 - 03/2014 Ref. 91

LIMS-Nachfolgesystem 01/2004 - 06/2013 Ref. 91

Migration Content Managementsystem (CMS) 07/2009 - 12/2011 Ref. 91

Organisatorisch-administrativer Teil (einschließlich Gebührenkalkulation/-abwick-
lung) der Erstellung modellhafter Fortbildungsmodule für ÖGD-Bedienstete am 
Beispiel und im Zusammenhang mit der Krankenhaushygieneverordnung

12/2011 - 12/2013 Ref. 91

Windows Vista-Migration 11/2010 - 12/2011 Ref. 91

Online-Prüfanmeldung 10/2010 - 06/2012 Ref. 92

Automatisiertes mikrobiologisches Trinkwasser-Monitoring-System (DMP) 01/2010 - 07/2013 Ref. 93

Chronisches Q-Fieber beim Menschen (DMP) 01/2011 - 09/2013 Ref. 93

Coxiellen: B-Pathogen-Panel (DMP) 11/2010 - 12/2012 Ref. 93

Etablierung des S3-Labors 01/2008 - 12/2011 Ref. 93

Ökologie der Zecken als Überträger von Krankheitserregern in Baden- 
Württemberg (DMP) 04/2011 - 12/2011 Ref. 93

Q-Fieber-Konsiliarlabor: Fachaufgaben (DMP) 01/2010 - 12/2012 Ref. 93

Q-Fieber-Konsiliarlabor: Netzwerkprojekt des RKI-Netzwerkes Zoonosen (DMP) 01/2011 - 12/2013 Ref. 93

Typisierung aller Tuberkulosekulturen in Baden-Württemberg 01/2010 - 12/2011 Ref. 93

Untersuchungen zum Vorkommen der viszeralen Leishmaniose in Baden- 
Würt temberg (DMP) 01/2011 - 12/2011 Ref. 93

Be smart – Don´t start (10.-13. Folgeprojekt i. R. d. Tabakprävention) 01/2001 -  
mind. 05/2013 Ref. 94
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Projekttitel Zeitraum Verantwortliche  
Organisationseinheit

Erstellung mehrsprachiger Elternbroschüren Alkohol (DMP) 01/2002 - 12/2012 Ref. 94

Gesund aufwachsen und leben in Baden-Württemberg. Netzwerke für  
genera tionenfreundliche Kommunen (Folgeprojekt; DMP) 08/2010 - 07/2013 Ref. 94

Kampagne „Spielverderber“ (Folgeprojekt; DMP) 01/2008 - 12/2014 Ref. 94

Mehrsprachiges Internetangebot Aids/STI (DMP) 12/2010 - 12/2011 Ref. 94

Regionaler Knoten Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten  
(Folgeprojekt; DMP) 01/2004 - 07/2013 Ref. 94

Umsetzung des Integrationsplans Baden-Württemberg; Themenschwerpunkt  
Gesundheit: Leitfaden Gesundheit 01/2008 - 12/2012 Ref. 94

Zentrum für Bewegungsförderung Baden-Württemberg (Folgeprojekt; DMP) 05/2011 - 12/2013 Ref. 94
Arbeitshilfen für die Ermittlungsarbeit in den Gesundheitsämtern zu ausge- 01/2009 - 12/2011 Ref. 95

Biologische Gefahrenlagen: Risikobewertung, ultraschnelle Detektion und  04/2008 - 12/2011 Ref. 95

Dokumentation und Auswertung der verbindlichen Sprachstandsdiagnostik 
(DMP) 09/2008 - 12/2013 Ref. 95

EDV-unterstützte Dokumentation, Auswertung und Archivierung von Einschu-
lungsuntersuchungen (DMP) 12/2010 - 12/2012 Ref. 95

01/2009 - 12/2014 Ref. 95
Epidemiologische Begleituntersuchung zur Gruppenprophylaxe nach § 21 SGB V 01/2009 - 06/2011 Ref. 95
Erschließung von Methodik und Ergebnissen der HBSC-Studie für die Belange 
der Gesundheitsstrategie (DMP) 12/2009 - 12/2011 Ref. 95

Impfschutz und Maßnahmen zum WHO-Ziel 2015: Eliminierung von Masern und 
Röteln 01/2009 - 12/2015 Ref. 95

Implementierung des Gesundheitsatlas Baden-Württemberg auf der ÖGD- 
Homepage (Folgeprojekt) 10/2009 - 12/2013 Ref. 95

Infektionsbericht Baden-Württemberg 2011 (Folgeprojekt) 01/2009 - 08/2012 Ref. 95
Landesweite Einführung der neu konzipierten Einschulungsuntersuchung 02/2005 - 12/2011 Ref. 95
Monitoring sylvatischer Zoonosen (DMP) 01/2011 - 01/2014 Ref. 95
Risikofaktoren für symptomatische Giardia lamblia-Infektionen 01/2011 - 06/2011 Ref. 95
Sozialpädiatrisches Entwicklungsscreening für Schuleingangsuntersuchung 08/2011 - 12/2013 Ref. 95
Umstellung auf neue Meldesoftware SurvNet 3 11/2010 - 06/2012 Ref. 95
Unterstützung der 2. Nationalen Impfkonferenz 10/2010 - 06/2011 Ref. 95
Weiterentwicklung und Begleitung der Einschulungsuntersuchung 02/2005 - 06/2012 Ref. 95
Aurale Lärmwirkungen bei Kindern 07/2006 - 12/2012 Ref. 96
Auswirkung von Wohnumweltfaktoren auf den Vigilanzgrad in der Schule 03/2009 - 12/2011 Ref. 96
Bestimmung von Hintergrundkonzentrationen von Schimmelpilzen in Dämm-
stoffen und anderen Materialien im Innenraum in Hinblick auf Sanierungs-
empfehlungen (DMP)

01/2011 - 07/2012 Ref. 96

Betriebliches Gesundheitsmanagement in Zahnarztpraxen am Beispiel von  
Hautkrankheiten 12/2009 - 06/2012 Ref. 96

Checkliste BioStoffV „Krankenhaus“ 09/2009 - 03/2012 Ref. 96
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Projekttitel Zeitraum Verantwortliche  
Organisationseinheit

Erstellung einer Homepage für Angebote im betrieblichen Gesundheits-
mangement 06/2010 - 06/2012 Ref. 96

Evaluation der Angebote zum betrieblichen Gesundheitsmanagement in der  
Landesverwaltung im Rahmen der Gesundheitsstrategie (DMP) 01/2011 - 03/2013 Ref. 96

Follow-Up-Studie: Qualitätssicherung bei Nadelschutztechniken 01/2008 - 12/2011 Ref. 96

erreger (DMP) 10/2010 - 09/2013 Ref. 96

Leitfaden „Arbeitsschutz in Einrichtungen der vorschulischen Erziehung“ 09/2008 - 12/2012 Ref. 96
09/2009 - 06/2012 Ref. 96

Organisatorische Unterstützungsleistungen im Rahmen der Geschäftsstelle  
des WHO-CC (DMP) 04/2007 - 12/2014 Ref. 96

teilsanierten Wohnungen (KLIMOPASS; DMP) 01/2011 - 12/2012 Ref. 96
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Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebot

Das Angebot richtet sich zum einen an die Mitar-
beiter der Gesundheitsämter, die in der Frühförde-
rung und in den Arbeitsfeldern des Landesarztes für 
behinderte Menschen sowie im medizinischen Ar-
beitsschutz Tätigen, zum anderen an verschiedene 
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Veranstaltungen Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD) – Landesarzt für  
behinderte Menschen – Arbeitsmedizin 

Berufsgruppen im Umgang mit Hygiene in medizi-
nischen Einrichtungen.

Eine aktuelle Übersicht der Veranstaltungen ent-
hält der Fortbildungskalender auf der Homepage des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes in Baden-Würt-
temberg (www.gesundheitsamt-bw.de). Dort können 
Anmeldungen auch online erfolgen.

Allgemeine Hygiene und Infektionsschutz

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Kleinbadeteiche in Theorie und Praxis 26.01.2011 Ref. 93

22.02.2011 Ref. 93

Workshop: Methoden und Befundbewertung im Wasserlabor 21.03./26.09.2011 Ref. 93

Workshop: Mikrobiologische Grundlagen zur bakteriellen Diagnostik von  
Gastroenteritiden

22.03.2011 Ref. 93

Workshop: Diagnostik der Tuberkulose 29.03./15.11.2011 Ref. 93

Workshop: Bedeutung von Parasiten, Schädlingen und Lästlingen 12.04.2011 Ref. 93

Grundkurs für Hygienebeauftragte Ärzte 01.12.2011 Ref. 93

Grundlagen der Mikrobiologie (Teil II) für Hygienefachkräfte/Wasserhygiene 01.12.2011 Ref. 93

Gesundheitsförderung, Prävention, Landesarzt für behinderte Menschen

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

ÖGD-Fachaustausch zur Umsetzung der Kommunalen Gesundheits- 
konferenzen

02.02./30.03./ 
29.06.2011 Ref. 94

Dienstbesprechung HIV/STI 23.03./26.10.2011 Ref. 94

Einführungskurs Interdisziplinäre Frühförderung

   – Nr. 17 (Teil 2) 28.-30.03.2011 Ref. 94

   – Nr. 18 (Teil 1) 14.-16.11.2011 Ref. 94

Autismus – Update 14.04.2011 Ref. 94
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Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Statuskolloquium „Neuakzentuierung der Prävention“ 15.04.2011 Ref. 94

05.-06./26.-27.05.2011 Ref. 94

Gesund älter werden in der Stadt und auf dem Land 16.05.2011 Ref. 94

Arbeitstreffen der Leitungen der Interdisziplinären Frühförderstellen 18.05.2011 Ref. 94

Dienstbesprechung Landesblindenhilfe 30.06.2011 Ref. 94

Schulung zum Dokumentationssystem Suchtprävention dot.sys 3.0 06./25.07.2011 Ref. 94

Landesweite Fachkonferenz Gesundheitsförderung 13.07.2011 Ref. 94

Workshop zur Öffentlichkeitsarbeit in der Suchtprävention 21.07.2011 Ref. 94

Symposium Frühförderung Baden-Württemberg 11.10.2011 Ref. 94

Präventive Hausbesuche 21.11.2011 Ref. 94

Epidemiologie und Gesundheitsberichterstattung

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Qualitätsmanagement in Ausbruchssituationen und im IfSG-Meldewesen 13.04./07.12.2011 Ref. 95

26.05.2011 Ref. 95

Abschluss Einschulungsuntersuchung 2012/Auftakt Einschulungs- 
untersuchung 2013 14./15.09.2011 Ref. 95

Arbeitsmedizin, Umweltbezogener Gesundheitsschutz

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

19.01.2011 Ref. 96

Arbeitsmedizinische Kolloquien

   – Nr. 83: Prävention arbeitsbedingter Muskel- und Skeletterkrankungen 21.01.2011 Ref. 96

   – Nr. 84: Betriebliches Gesundheitsmanagement 18.03.2011 Ref. 96

   – Nr. 85: Doping im Beruf 08.07.2011 Ref. 96

   – Nr. 86: Arbeitsschutz im Krankenhaus 23.09.2011 Ref. 96

   – Nr. 87: Biologische Arbeitsstoffe und Klimawandel 16.12.2011 Ref. 96

Arbeitsmedizinische Qualitätszirkel

   – Nr. 09.02.2011 Ref. 96

   – Nr. 23.02.2011 Ref. 96

   – Nr. 27: Was gibt es Neues bei persönlichen Schutzausrüstungen? 20.07.2011 Ref. 96

   – Nr. 28: Was gibt es Neues bei persönlichen Schutzausrüstungen? 09.11.2011 Ref. 96
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Sonstiges

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Amtsärztliche Fortbildung: Begutachtungen im Rahmen von Dienstunfällen und bei 
Hörstörungen 12.07.2011 Abt. 9

LGA-Symposium: Metabolisches Syndrom/Diabetes – aktuelle Aspekte zu Primär-
prävention und Früherkennung 07.10.2011 Abt. 9

LGA-interne Fortbildungen

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

2. LGA-Kolloquium: „Infektiologie im LGA – Einblicke in Labor und Praxis“ 26.01.2011 Ref. 93

3. LGA-Kolloquium: „Epidemiologie im LGA: Einblicke in die Infektionssurveillance 
und Ausbruchsuntersuchungen“ 30.03.2011 Ref. 95

4. LGA-Kolloquium: „Radioaktivität – was ist das?“ 18.05.2011 Ref. 96

5. LGA-Kolloquium: „Spielverderber Sucht“ 13.07.2011 Ref. 94

6. LGA-Kolloquium: „Fort- und Weiterbildungen im LGA“ + „Europafähigkeit im  
Regierungspräsidium“ 28.09.2011 Ref. 91

7. LGA-Kolloquium: „Zusammenarbeit LGA/CVUAen“ 16.11.2011 Ref. 96

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Umwelttoxikologische Kolloquien

   – Nr. 14: Der Pfad Boden – Mensch, Altlastenbearbeitung in Baden-Württemberg 17.02.2011 Ref. 96

   – Nr. 15: Allergie und Prävention 16.03.2011 Ref. 96

   – Nr. 06.07.2011 Ref. 96

   – Nr. 17: Analytische Qualitätssicherung in der Umweltmedizin 28.10.2011 Ref. 96

Treffen der Referenzlabore 28.02.2011 Ref. 96

Fortbildung für Ringversuchsteilnehmer 01.03.2011 Ref. 96

Schimmelpilze in Innenräumen – Laborkurs 22.03.2011 Ref. 96

Hygiene beim Tätowieren und Piercen 11.-12.04./ 
04.-05.10.2011 Ref. 96

06.05.2011 Ref. 96

Elektromagnetische Felder im Alltag 17.05.2011 Ref. 96

 24.-25.05.2011 Ref. 96

 26.-28.05.2011 Ref. 96

ÖGD-Fortbildung im Strahlenschutz: aktueller Stand 15.07.2011 Ref. 96
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Aus-, Fort- und Weiterbildung Hygiene in medizinischen Einrichtungen

Berufsgruppe Hygienebeauftragte Ärzte

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Grundkurs 07.-11.02./06.-10.06./ 
28.11.-02.12.2011 Ref. 91

Berufsgruppe Desinfektoren

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Grundkurs 14.03.-01.04./10.-28.10.2011 Ref. 91

Fortbildungskurs 11.-12.04./04.-05.10.2011 Ref. 91

Berufsgruppe Hygienefachkräfte

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Lehrgang A   

Grundlagen der Krankenhaushygiene 10.01.-18.02.2011 Ref. 91

Grundlagen der Krankenhausbetriebsorganisation, Themen-
bereich 5 21.-25.02./28.03.-01.04.2011 Ref. 91

Grundlagen der Mikrobiologie Ref. 91

   – Teil 1 14.-25.03.2011 Ref. 91

   – Teil 2 02.-13.05.2011 Ref. 91

Sozialwissenschaftliche Grundlagen 04.-15.04./16.-27.05./ 
19.-30.09.2011 Ref. 91

Grundlagen der Krankenhausbetriebsorganisation 06.06.-10.06.2011 Ref. 91

Grundlagen der technischen Krankenhaushygiene und des 
Krankenhausbaus

   – Teil 1 10.-21.10.2011 Ref. 91

   – Teil 2 07.-18.11.2011 Ref. 91

Lehrgang B  

Grundlagen der Krankenhaushygiene 12.09.-21.10.2011 Ref. 91

Grundlagen der Mikrobiologie

   – Teil 1 07.-18.11.2011 Ref. 91

   – Teil 2 28.11.-09.12.2011 Ref. 91

Grundlagen der Krankenhausbetriebsorganisation, Themen-
bereich 5 21.-25.11.2011 Ref. 91
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Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Grundkurs 24.01.-28.01.2011 Ref. 91

Aufbaukurs 5 07.-11.02./07.-11.11.2011 Ref. 91

Aufbaukurs 1 21.-25.02.2011 Ref. 91

Aufbaukurs 3 14.-18.03./27.06.-01.07./10.-14.10.2011 Ref. 91

Aufbaukurs 2 28.03.-01.04.2011 Ref. 91

Aufbaukurs 4 16.-20.05./24.-28.10.2011 Ref. 91

Hygiene in Arzt- und Zahnarztpraxen

Thema Termin Verantwortliche  
Organisationseinheit

Hygiene in Zahnarztpraxen

   – Teil 1 11.-13.01./29.-31.03./27.-29.09.2011 Ref. 91

   – Teil 2 01.-03.02./18.-20.04./22.-24.11.2011 Ref. 91

Hygiene in Arztpraxen

   – Teil 1 01.-03.02./20.-22.09.2011 Ref. 91

   – Teil 2 15.-17.02./25.-27.10.2011 Ref. 91
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Gremienarbeit

Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Landesprü-
fungsämter zum Vollzug des Ausbildungs- und Prü-
fungsrechts der Heilberufe
Arbeitsgemeinschaft der staatlichen anerkannten 
Psychotherapeuten-Ausbildungsstätten Baden-
Württemberg

Referat 93: Hygiene, Infektionsschutz

Arbeitsgemeinschaft der Wasserversorger Boden-
see-Rhein (AWBR): Wissenschaftlicher Beirat
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011
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Deutsche Fachgesellschaft Reisemedizin (Vorstand)
Deutscher Verband für Gesundheitswissenschaf-
ten und Public Health (Vorstand)
Landesärztekammer Baden-Württemberg: Prü-
fungsausschuss für Sozialmedizin und Öffentliches 
Gesundheitswesen
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren: Gesundheitsforum
- AG Gesundheit als Standortfaktor
- Projektgruppe Gesund und aktiv älter werden
- Projektgruppe Gesundheitsziele (Vorsitz)
- Projektgruppe Kommunale Gesundheitskonfe-

renzen
Sozial- und Arbeitsmedizinische Akademie Baden-
Württemberg e. V. (SAMA-Vorstand)
Zeitschrift Prävention und Gesundheitsförderung, 
Springer-Verlag: Praxisbeirat

Referat 91: Recht und Verwaltung

Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-Würt-
temberg (IZLBW): Arbeitskreis Microsoft-Support 
und der LVN-Benutzerkoordinatoren
Innenministerium: AG CMS-Portalmandanten
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren: AG Gesundheitsportal des 
Gesundheitsforums Baden-Württemberg

Referat 92: Landesprüfungsamt für Medizin 
und Pharmazie, Approbationswesen 

Arbeitsgemeinschaft der Approbationsbehörden in 
Deutschland

der Telematikplattform Medizinische Forschungs-
netze

-
logie (DGHM)
- Fachgruppe Infektionsimmunologie
- Ständige Arbeitsgemeinschaft der Nationalen 

Referenz- und Konsiliarlabore 

(DGKH): Sektion Hygiene in der ambulanten und 

tion
Deutsche Gesellschaft für medizinische Entomo-
logie und Acarologie
Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 
(DVGW): Technisches Komitee Schwimmbecken-
wasseraufbereitung
Internationaler wissenschaftlicher Beirat Hygiene 
und Medizin
Landesarbeitsgruppe Borreliose und FSME Baden-
Württemberg
Netzwerk Biologische Gefahrenlagen
ÖGD-Arbeitskreis Dokumentation und Weiterent-
wicklung von Hygienestandards in der Langzeit- 

ÖGD-Qualitätszirkel Infektionsschutz
Robert Koch-Institut (RKI): Netzwerke der Natio-
nalen Referenzzentren und Konsiliarlaboratorien, 
Netzwerk Zoonosen (Sprecherin)
Umweltbundesamt (UBA): 
- Arbeitskreis Mikrobiologie
- Schwimm- und Badebeckenwasserkommission
- Trinkwasserkommission
Wasserhygiene-Arbeitskreis der Landesuntersu-
chungsämter (ALUA)

Beirat
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Referat 94: Gesundheitsförderung, Präven-
tion, Landesarzt für behinderte Menschen

Arbeitsgruppe Aids/STI-Prävention
Arbeitsgruppe Suchtprävention
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration: Arbeitskreis Migration 
und öffentliche Gesundheit
Beraterkreis Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport: Sonderpädagogische Förderung in allge-
meinbildenden Schulen 
Bundesweiter Arbeitskreis der Überregionalen Ar-
beitsstellen Frühförderung in den Ländern
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA)
- Bund-Länder-Gremium zur Koordinierung von 

Maßnahmen der Aids-Aufklärung
- Kooperationstreffen Gesundheitsförderung bei 

sozial Benachteiligten
- Länder-Kooperationskreis Suchtprävention
Deutsche Gesellschaft für Ernährung: 
- Beirat der Sektion Baden-Württemberg
- -

mium Neue Festkultur
- Deutsche STI-Gesellschaft (DSTIG), Sektion Se-

xuelle Gesundheit
 Fachbeirat des Ministeriums für Kultus, Jugend und 
Sport zu frühkindlicher Bildung, Erziehung und Be-
treuung
Interministerielle Kommission Frühförderung (IKF) 
Kooperationstreffen der Landesvereinigungen für 
Gesundheit
Kooperationsverbund Gesundheitsförderung bei 
sozial Benachteiligten
Länderkoordinationsgremium Glücksspielsucht
Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsange-
legenheiten
Landesarbeitsgemeinschaft für Suchtfragen Baden-
Württemberg
Landesbehindertenbeirat Baden-Württemberg
Landeshörgeschädigtenkommission Baden-Würt-
temberg
Landeskommission für sehbehinderte und blinde 
Menschen Baden-Württemberg
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren: 
- AG Heimaufsicht
- Gesundheitsforum, AG Gesundheit als Standort-

faktor

* Projektgruppe Aktiv für ein gesundes Altern in 
Baden-Württemberg

* Projektgruppe Kommunale Gesundheitskonfe-
renzen

* Projektgruppe Weiterentwicklung der Primärprä-
vention und Gesundheitsförderung bei Kindern 
und Jugendlichen der Gesundheitsstrategie 

ÖGD Baden-Württemberg
- Netzwerktreffen g´sund & g´scheit
- Regionale Fachkonferenzen der Beratungsstel-

len für sexuelle Gesundheit/§ 19 IfSG
- Regionale Fachkonferenzen für Gesundheitsför-

derung in Baden-Württemberg

Referat 95: Epidemiologie und Gesundheits-
berichterstattung

-
den-Württemberg e. V.: Fachbereich Prävention 
und Gesundheitsberichterstattung

Biometrie und Epidemiologie (GMDS): Präsidiums-
kommission zur Nachwuchsförderung

-
vention: Fachbereich Öffentliche Gesundheit

Meningokokken

und Lebensmittel-Hygiene, Arbeitsgruppe Richt- 
und Warnwerte

-
logy Training (EPIET), Training Site-Forum

Infectious Disease Control

Frauen und Senioren: 
- Begleitgruppe zur Einführung der neuen Einschu-

lungsuntersuchung
- Gesundheitsforum, AG Gesundheit als Standort-

faktor

* Projektgruppe Aufbau einer auf die Gesund-
heitsstrategie ausgerichteten Gesundheitsbe-
richterstattung

* Projektgruppe Betriebliches Gesundheitsma-
nagement

* Projektgruppe Gesundheitsziele Baden-Würt-
temberg

-
politik
- Expertenausschuss EPI-Rhin
- Expertenausschuss Gesundheitsbeobachtung

- Arbeitskreis Qualitätsmanagement in der Tuber-
kulosefürsorge
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- Fachbeirat Einschulungsuntersuchung

- Bund-Länder-Arbeitsgruppe Surveillance
- Herausgeberbeirat Bundesgesundheitsblatt
- Kommission Infektionsepidemiologie
- Kommission Qualitätssicherung und Methoden 

der Umweltmedizin

Arbeitsgruppe Zoonosen und Infektionsforschung

-
komitee für die Eliminierung von Masern und Rö-
teln

Referat 96: Arbeitsmedizin, Umweltbezogener 
Gesundheitsschutz, Staatlicher Gewerbearzt

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe: Redaktionsgruppe Betriebliche Pande-
mieplanung
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA:
- Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed)

* Projektgruppe 1 Konkretisierung der ArbMed-
VV

* Unterausschuss 1: Expositionsbezogene ar-
beitsmedizinische Präventionsmaßnahmen

- Ausschuss für biologische Arbeitsstoffe (ABAS), 
UA 3: Arbeitskreis Arbeitsmedizinische Vorsorge

- Ausschuss für Gefahrstoffe (AGS), UA IV: Ar-
beitskreis TRGS Umgang mit Gefahrstoffen in 
Einrichtungen zur humanmedizinischen Versor-
gung 

Deutsches Institut für Normung e. V. (DIN): KoS-
MaS 130-01 Arbeitskreis Betriebliches Gesund-
heitsmanagement, Entwicklung DIN SPEC (PAS) 
91020 „BGM“
European Environmental Monitoring Society: Ar-
beitsgruppe wissenschaftliche Internet-Fachschaft
Gesellschaft für Qualitätssicherung in der betriebs-
ärztlichen Betreuung mbH (GQB): Widerspruchs-
ausschuss 
Gesellschaft für Toxikologie in der Deutschen Ge-
sellschaft für Pharmakologie und Toxikologie: Ar-
beitskreis Regulatorische Toxikologie
Länderarbeitskreis Rahmenhygienepläne
Länderausschuss für Arbeitssicherheit (LASI): Ar-
beitskreis Handlungshilfe Mutterschutz 

Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz (LUBW): 
- Arbeitskreis Deponiegas Baden-Württemberg
- Arbeitskreis Vorhaben mit Modellcharakter in der 

Altlastenbearbeitung
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg:
- Arbeitskreis Chemische Innenraumluft
- Arbeitskreis Netzwerk – Schimmelpilzberatung 

in Baden-Württemberg
- Leitstelle für den Qualitätszirkel Analytische Qua-

litätssicherung im Bereich der Innenraumluftmes-
sung biologischer Schadstoffe in Baden-Würt-
temberg

Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheits-
dienst (LÖGD) Nordhein-Westfalen:
- Arbeitskreis Probabilistische Expositionsabschät-

zung
- Arbeitskreis Qualitätssicherung im Noxen-Infor-

mationssystem der Bundesländer
- Beirat des Noxen-Informationssystem (NIS) der 

Bundesländer
Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, 
Frauen und Senioren: 
- Arbeitskreis Arbeitsmedizin im Rahmen der 

Deutsch-Französischen Zusammenarbeit im Ar-
beitsschutz 

- Arbeitskreis Arbeitspsychologie
- Landesausschuss für Jugendarbeitsschutz 
Sozial- und Arbeitsmedizinische Akademie Baden-
Württemberg e. V. (SAMA): Planungsgruppe Ar-
beitsmedizin
Umweltbundesamt (UBA):
- Ausschuss Gesundheitliche Bewertung von Bau-

stoffen (AgBB)
- Kommission Innenraumlufthygiene
Verband Deutscher Betriebs- und Werksärzte, Be-
ratergruppe Qualitätssicherung  
Verein Deutscher Ingenieure (VDI/DIN):
- Arbeitskreis Bioaerosole und biologische Agen-

zien

* Luftgetragene Mikroorganismen und Viren

* MVOC, Endoxine, Mykotoxine, Glukane
- Arbeitskreis Erfassen von Schimmelpilzen im In-

nenraum
- Arbeitskreis Messplanung
Weltgesundheitsorganisation (WHO): WHO-wor-
king group on noise
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Aktivitäten in Forschung und Lehre

5. Jahrestagung der GHUP – “Gesunde Umwelt – 
Gesunde Bevölkerung”, München, 09.-11.11.2011.

Fischer G. Schimmel – Problem unter Deutschen 
Dächern. Behördliche Empfehlungen? 5. Kölner 
Schimmelpilzkonferenz, Köln, 02.12.2011.

Fischer G. Schimmelpilzbelastung: Epidemiologie 
und klinische Relevanz. 52. Kongress der Deutschen 
Fo
rs
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Vorträge

Ein gliederungshilfe. Fachtagung für die Heimauf-
sichtsbehörden des Ministeriums für Arbeit und So-
zialordnung, Familie, Frauen und Senioren, Bad Her-
renalb, 06.05.2011.

Berg B, Schmid I. Interdisziplinäre und sonder-
pädagogische Frühförderung in Baden-Württemberg. 
Pädagogische Hochschule, Weingarten, 20.07.2011.

Fischer G. Bedeutung von Mykotoxinen im Zu-
sammenhang mit gesundheitlichen Beschwerden bei 
Schimmelpilzkontaminationen im Innenraum. 45. Wis-
senschaftliche Tagung der DMykG (Deutschsprachige 
Mykologische Gesellschaft), Kiel, 01.-03.09.2011.

Fischer G. Bedeutung von Schimmelpilzen, Mykoto-
xinen und Schimmelpilz-Allergenen in Innenräumen. 
Clotten Forum “meet the experts”, Rust, 28.05.2011.

Fischer G. Biogene Allergene im Innenraum – eine 
Übersicht. Fachtagung für biogenen Schadstoffe und 
Gesundheit, Berlin, 15.-16.09.2011.

Fischer G. Gesundheitliche Bedeutung von Schim-
melpilzen im Innenraum. Landesverband Vereidig-
ter Sachverständiger (l. v. s.) – Fortbildung “Woh-
nungslüftung und Innenraumschadstoffe”, Stuttgart, 
16.02.2011.

Fischer G. Mykotoxinbildung von Schimmelpilzen 
in Baumaterialien und deren gesundheitliche Bedeu-
tung. Symposium Schimmelpilzbelastung – Theorie, 
Diagnostik, Therapie der European Academy for En-
vironmental Medicine, Würzburg, 03.12.2011.

Fischer G. Mykotoxine von Schimmelpilzen in Bau-
materialien und deren gesundheitliche Bedeutung. 

Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedi-
zin, Dresden, 07.-10.04.2011.

Fischer G. Schimmelpilze in Innenräumen: Was 
kann sinnvoll gemessen werden? 6. Deutsche Aller-
giekongress, Wiesbaden, 08.-10.09.2011.

Fischer G. Sensitization rate against Ambrosia arte-
misiifolia in the State of Baden-Württemberg, Germa-
ny. Ambrosia-Workshop beim ÁNTSZ Ungarn, Buda-
pest, 13.12.2011.

Fischer G, Rüping MJGT, Vehreschild JJ, Corne-
ly OA. Frequency distribution of Zygomycetes in ur-
ban and hospital environments and its implications for 
infection control and prevention. Workshop on Zygo-
mycete Biodiversity – Centraalbureau vor Schimmel-
cultures (CBS), Utrecht, Niederlande, 03.-05.03.2011.

Fischer G, Zöllner I, Horras-Hun G, Bittighofer PM, 

gen in einem Erwachsenen-Kollektiv in Baden-Würt-
temberg. Kongress Gesunde Umwelt – Gesunde Be-
völkerung des LGL Bayern und der GHUP, München, 
09.-11.11.2011.

Fischer S. Die humane Q-Fieber-Infektion. Fachta-
gung Tierärzte, Freiburg, 11.05.2011. 

Fischer S. Labordiagnostik der Tuberkulose. 
Fortbildung Tuberkulose, Grundseminar, Münster, 
17.03.2011. 

Fischer S. Tuberkulose und Hantaviren. 1. Reise-
medizinischer Tag auf der CMT, Stuttgart, 22.01.2011. 

Fischer S. Bedeutung von Zoonosen für den ÖGD: 
Aufgaben und Ziele des RKI-Netzwerkes für Zoo-
nosen. BVÖGD, Trier, 14.05.2011. 

Fleischer J. Legionellen in Hausinstallationen und 
mögliche Sanierungsmaßnahmen. Gemeinsame 
Dienstbesprechung der Trinkwasserüberwachungs-
behörden mit der Wasserwirtschaftsverwaltung, Bad 
Herrenalb, 06.04.2011. 

Fleischer J. Pathogene Mikroorganismen in Trink-
wasserinstallationen – Ursachen, Analysen, Maßnah-
men. 2. Hohenloher Trinkwasserfachtage, Schöntal/
Jagst, 15.09.2011. 
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Jaroni H. Der Pfad Boden – Mensch. Lehrgang V 
für Probennehmer, Institut für Wasserbau, Universi-
tät Stuttgart, 18.03.2011.

Jaroni H. Die Boden-Mensch-Bewertung im stan-
dardisierten Bewertungsverfahren Baden-Württem-
berg“. Fortbildungsverbund Boden und Altlasten Ba-
den-Württemberg, Stuttgart, 10.11.2011.

Jaroni H. Die toxikologische Risikoabschätzung. 
Worst case oder was? 3. BRAINS-Symposium, Tü-
bingen, 26.11.2011.

Klittich G. Quantiferon-Test. Qualitätszirkel Tuber-
kulose, Stuttgart, 12.10.2011. 

Kluge S. Aktueller Stand der Forschungsergebnisse 
über elektromagnetische Felder. Funktechniken bei 
der Breitbandversorgung: problematisch und unver-
zichtbar! Rottweil, 28.09.2011.

Körber J. „Combination Prevention“ – neuer Trend 
auf dem Welt-Aids-Kongress in Wien, AG Aids-/STI-
Prävention des Ministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Senioren, Stuttgart, 
02.02.2011.

Körber J. Aids-/STI-Prävention im ÖGD – quo va-
dis? AG Aids-/STI-Prävention des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-
nioren, Stuttgart, 28.09.2011.

Körber J. Standards zur STI-Beratung und -Tes-
tung für die Gesundheitsämter in Baden-Württem-
berg. Bund-Länder-Gremium zur Koordinierung von 
Maßnahmen der Aids-Aufklärung der BZgA, Ber-
lin,24.03.2011.

Körber J. Vorstellung von Studien zur Demenz bei 
Menschen mit Migrationshintergrund. Projektgruppe 
Demenz bei Menschen mit Migrationshintergrund, 
Stuttgart, 05.10.2011.

Körber J. Weiterentwicklung der HIV-Prävention 
in Baden-Württemberg. Bund-Länder-Gremium zur 
Koordinierung von Maßnahmen der Aids-Aufklärung 
der BZgA, Köln, 09.11.2011.

Leykamm B. Gesund aufwachsen und leben in 
Baden-Württemberg. Amtsärztetagung, Blaustein, 
24.02.2011.

Leykamm B. Selbstbestimmt leben in der eigenen 
Häuslichkeit – Alltagsbewegung fördern. Projektgrup-
pe Aktiv für ein gesundes Altern in Baden-Württem-
berg, Stuttgart, 06.05.2011.

Link B. Monitoring health and environment among 
children in Baden-Württemberg with special reference 
to allergy, smoking prevention and children’s health. 
Ambrosia-Workshop, Budapest, 13.12.2011.

Link B, Bittighofer P, Fischer G, Zöllner I für das 
Team “Monitoring Gesundheit und Umwelt in Baden-
Württemberg”. Monitoring Gesundheit und Umwelt 
in Baden-Württemberg. Kongress Gesunde Umwelt 
– Gesunde Bevölkerung des LGL Bayern und der 
GHUP, München, 09.-11.11.2011.

Wohnzufriedenheit der Bewohner in energetisch (teil-)
sanierten Wohnungen. KLIMOPASS – Vorstellung der 
Projekte, LUBW, Karlsruhe, 20.04.2011.

Müller-Barthelmeh R. Umsetzung des Mutter-
schutzgesetzes. SAMA Baden-Württemberg e. V., 
Ulm, 26.07.2011.

Oehme R. Interaktion zwischen Zecken und Bor-
relien oder warum Mücken keine Borrelien übertragen. 
Herbsttagung der Deutschen Borreliose-Gesellschaft, 
Konstanz, 22.10.2011. 

Oehme R. Vektorübertragene Infektionen und 
Schutz vor Mücken und Zecken. 1. Reisemedizinische 
Tag auf der CMT, Stuttgart, 22.01.2011. 

Oehme R. Zecken als Krankheitsüberträger, Epide-
miologie der FSME. Impfkurs für Ärzte, Bezirksärz-
tekammer Nord-Württemberg, Stuttgart, 26.02.2011. 

Pfaff G. Hitzewarnsystem des DWD – praktische 
Erfahrung mit der Umsetzung. INKA-BB TP5 Akteurs-
workshop – Expertenmeeting – Netzwerk „Gesundheit 
in Berlin-Brandenburg in Zeiten des Klimawandels, 
Berlin, 17.11.2011.

Pfaff G. Impfprävention bei Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund. 2. Nationale Impf-
konferenz, Stuttgart, 08.-09.02.2011.

Reick D. Eckpunkte und Zielsetzungen der Kranken-
haushygieneverordnung. Interne Hygienefortbildung 

- Klinikum am Eichert, Göppingen, 20.05.2011 
- Klinikum Helfensteinklinik, Geislingen, 17.05.2011 
Reick D. Erste Verordnung zur Änderung der Trink-

wasserverordnung vom 03.05.2011. Infomationsver-
anstaltung des Betriebspersonals der NOW, Gaildorf, 
26.10.2011. 

Reick D. Gesundheitliche Bedeutung von Legio-
nellen. AWI-Tagung Trinkwasserverordnung, Karls-
ruhe, 12.12.2011. 

Reick D. Legionellenausbruch Ulm/Neu-Ulm. Spey-
erer Hygienetag, Speyer, 23.11.2011. 

Reick D. MRE-Management-Strategie Baden-

11.05.2011. 
Reick D. MRE-Netzwerk Baden-Württemberg. 

BWKG-Veranstaltung Krankenhaushygieneverord-
nung, Nürtingen, 03.02.2011. 

Reick D. Status MRE-Netzwerk Baden-Württem-
berg. Treffen der Moderatoren der regionalen Netz-
werke, Wernigerode, 16.12.2011. 

Reick D. MRE-Netzwerke im Aufbau. 33. Veran-
staltung des Arbeitskreises Infektionsprophylaxe, 
Leipzig, 21.09.2011. 

-
nepersonals. BWKG-Veranstaltung Krankenhaushy-
gieneverordnung, Nürtingen, 03.02.2011. 
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Reick D. Sicherheit und Problemmanagement in der 
Trinkwasserversorung. Wasserwirtschaftliche Infra-
struktur in Extremsituationen. Karlsruhe, 26.05.2011. 

Sammet T. Gesund aufwachsen und leben in Ba-
den-Württemberg. Kinderturnkongress, Karlsruhe, 
19.02.2011.

Sammet T. Zusammenarbeit in der kommunalen 
Gesundheitsförderung. Fachtag „Sport integriert!“, 
Waiblingen, 13.02.2011.

Schmolz G. Hadsch – Pilgerfahrt nach Mekka – 
Reisemedizinische Beratung im theologischen Kon-
text. Jahresversammlung des Verbandes Deutscher 
Betriebs- und Werksärzte e. V (VDBW), Landesver-
band Baden-Württemberg, 16.11.2011.

Schmolz G. Landesgesundheitsamt Baden-Würt-
temberg – aktuelle Aufgabenstellung. SAMA Baden-
Württemberg e. V., Weiterbildung Sozialmedizin, 
Kurs 1, 26.01.2011.

Schneider O. Anwendung von PCR-Methoden zum 
Nachweis von Viren. TZW-Diskussionsreihe: Potential 
und Grenzen molekularbiologischer Methoden in der 
Wasserwirtschaft, Karlsruhe, 17.05.2011. 

Schnell K. Aktueller Stand der Umsetzung des 
Glücksspielstaatsvertrags. Frühjahrstagung der Kom-
munalen Suchtbeauftragten, Mannheim, 09.05.2011.

-
mentationssystems Suchtprävention. Herbsttagung 
der Kommunalen Suchtbeauftragten, Konstanz, 
28.11.2011.

Schnell K. Entwicklungen des Alkoholkonsums 
bei Jugendlichen. Fachtagung für SozialarbeiterIn-
nen der Kommunalen Suchtbeauftragten, Heilbronn, 
25.10.2011.

Schnell K. Neueste Entwicklungen zum Thema 
Glücksspiel. Jahrestagung des Suchthilfenetzwerks 
Offenburg, Offenburg, 19.10.2011.

Volk-Uhlmann C. Gesundheitsförderung im Landes-
gesundheitsamt Baden-Württemberg. Evangelische 
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Pressemitteilungen

nioren und des Regierungspräsidiums Stuttgart: Ge-
sundheitsatlas geht online – Jahresbericht 2010 gibt 
Einblicke in das Themen- und Aufgabenspektrum des 
Landesgesundheitsamtes Baden-Württemberg – An-
lässlich des 20-jährigen Bestehens sind Fachöffent-
lichkeit und interessierte Bürger eingeladen

12.07.2011
Gesundheit – So viele Masern wie seit zehn Jahren 
nicht mehr – Das Landesgesundheitsamt Baden-
Württemberg verzeichnet eine Epidemie unter Un-
geimpften
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

06.01.2011
Gemeinsame Pressemitteilung des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart und des Bundesamtes für Bevöl-

„Betriebliche Pandemieplanung“ – ergänzt um Erfah-

unterstützt Unternehmen bei der Grippevorsorge

10.05.2011
Erste Erkrankungen an FSME-Virusinfektionen durch 
Zecken – Schutzimpfungen werden empfohlen 

28.06.2011
Abschlussveranstaltung „Be Smart – Don’t Start“ am 
28. Juni 2011 im Immanuel-Kant-Gymnasium Lein-
felden-Echterdingen

30.06.2011
Gemeinsame Pressemitteilung des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Se-

23.08.2011
Landesgesundheitsamt gibt Tipps zum Schutz gegen 
die Hitze – Ältere Menschen durch Temperaturanstieg 
besonders gefährdet – Sport in der Hitze meiden

28.09.2011
Gemeinsame Pressemitteilung des Ministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Seni-
oren und des Regierungspräsidiums Stuttgart: Bun-
desweiter Aktionstag Glücksspielsucht – Aktionen auf 
der Stuttgarter Königsstraße und im ganzen Land

10.10.2011
Fachtagung zu chronischen Volkskrankheiten wie 
Übergewicht und Diabetes am 07.10.2011 im Lan-
desgesundheitsamt Baden-Württemberg – Deutsche 
Diabetes-Stiftung startet Initiative ‚Xund in BaWü’

29.12.2011
Gesundheitschancen von Kindern und Jugendlichen 
verbessern – Kooperation der Landesinitiative „Ge-
sund aufwachsen und leben in Baden-Württemberg“ 
mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
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Fachpublikationen

 Gesund aufwachsen und leben in Baden-Württem-
berg (Flyer)

 Gesund aufwachsen und leben in Baden-Württem-
berg – gemeinsam ein gesundes Aufwachsen und 
Leben fördern

 Im Alltag in Bewegung bleiben – kommunale Ge-
sundheitsförderung mit älteren Menschen auch in 
schwierigen Lebenslagen
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

Allgemeine Hygiene und Infektionsschutz

-
tienten

-
haus

– Hygiene in der Arztpraxis 
und beim Ambulanten Operieren; 3. überarbeitete 

-
haus; Merkblatt für das Krankenhauspersonal

-
praxis

-

-
blatt für die Heimleitung

-
renamtliche bei Vereinsfesten, Freizeiten und ähn-

Gesundheitsförderung, Prävention, Landes-
arzt für behinderte Menschen

 Fachliche Empfehlungen: Standards zur STI-Be-
ratung und -Testung für die Gesundheitsämter in 
Baden-Württemberg

 Flyer zur Prävention der Glücksspielsucht
 Gesund aufwachsen und leben in Baden-Württem-
berg – Angebote und Handlungshilfen der Gesund-
heitsförderung

 Infodienst Gesundheitsförderung, Nr. 1-8/2011
 Mehr Bewegung im Alltag – aktives Leben im Alter 
fördern – Arbeitshilfe und Praxisbeispiele

Epidemiologie, Gesundheitsberichterstattung

 Impfprävalenz und Immunschutz gegenüber Ma-
sern, Mumps, Röteln und FSME bei Viertklässlern 
in Baden-Württemberg 2008/09

 
Württemberg 2003-2008; Teil 1: Alters- und ge-

Arbeitsmedizin, Umweltbezogener Gesund-
heitsschutz

 Flyer „Sonne & Solarien“
 Netzwerk Schimmelpilzberatung Baden-Württem-

 WHO-CC Newsletter „Housing and Health“, Nr. 
9-11/2011

 Wohnen und Gesundheit – Auswertung wohnungs-
bezogener Daten aus den Untersuchungen 2007/08 
und 2008/09 im Rahmen des Monitorings Gesund-
heit und Umwelt

Sonstiges

 Amtsärztliche Forbildung 2010 – Begutachtungen im 
Rahmen von Betreuungen und bei orthopädischen 
Erkrankungen der Wirbelsäule

 Aus-, Fort- und Weiterbildung Hygiene 2012
- Desinfektoren
- Gesamtprogramm

- Hygiene in Praxen
- Hygienebeauftragte Ärzte

 Für mehr Gesundheit in Baden-Württemberg – LGA-

 LGA-Jahresbericht 2010
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Lageplan Nordbahnhofstraße 135
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011
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Stichwortverzeichnis 

Entwicklungsstörungen  31
Ermächtigungen (arbeitsmedizinische  

Vorsorge)  76

F     
Flammschutzmittel  22
Früherkennungsuntersuchung  44
Frühförderung  31

G     
Gesundheitsatlas  47
Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg / Jahresbericht 2011

A     
Aids  35
Allergene in der Luft  36
Allergieprävalenz  23
Allergische Atemwegserkrankungen in der  

Arbeitswelt  36
Älter werden  41
Angewandte Verhaltensanalyse  34
Applied Behavior Analysis (ABA)  34
Arbeitsstelle Frühförderung BW  57
Autismus  34

B     
Berufskrankheiten (Übersicht)  75
Betriebliche Gesundheitsförderung  38
Betriebliches Gesundheitsmanagement  37
Bewegungsförderung  40

C     
Chronische Herz-Kreislauferkrankungen  24

D     
Diphtherie  27

E     
EHEC (Kohortenstudie)  18
Einschulungsuntersuchung  44
Entamoeba histolytica  20

Gesundheitsförderung  32, 38, 39, 41
Gesundheitsziel  30
Glücksspiel  33
Gruppenerkrankungen  55
Gruppenprophylaxe  45

H     
Hantavirus  28
HIV- und STI-Prävention  35
Human-Biomonitoring  22

I     
IfSG  43
Immunschutz  27
Impfungen  27
Infektionsatlas  21
Infektionsbericht  43
Infektionskrankheiten  29, 43

K     
Karies  45
Klimaschutz  24
Kommunale Gesundheitskonferenzen  57
Krankenhaushygiene  56

für den ÖGD  42
Krankenhaushygienelabor  63

L     
Landesarzt für behinderte Menschen  57
Lebensstilassoziierte Erkrankungen (Diabetes, 

Metabolisches Syndrom)  30
Leptospirose  29
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M     
Masern  21, 26, 27
Massenspektrometrie  22

N     
Nachhaltigkeit  38

P     
Partizipation  32
PCR  17
Prävention  30
Präventive Hausbesuche  41
Psychische Fehlbelastung in Betrieben  25

Q     
Q-Fieber  21, 55

R     
Regionaler Knoten  39
Regionalisierte Gesundheitsdaten  47
Resistenzbestimmung  19
Röteln  27

S     
S3-Labor  56

Schimmelpilze  23
Seroprävalenz  27
Soziale Stadt  39
Staatlicher Gewerbearzt (Dienstgeschäfte)  76
Sterblichkeit  47
Suchtprävention  38

T     
Teilhabe  57
Tetanus  27
Trinkwasserverordnung  46
Tuberkulosebakterien  19

U     
Umgebungsuntersuchungen  63

W     
Wasserhygiene  56
Weltklimabericht  24
WHO-Kooperationszentrum für Wohnen  

und Gesundheit  24

Z     
Zahngesundheit  45
Zentrum für Bewegungsförderung  40
Zoonose  29
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